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Verwaltungs- und Benutzungsordnung des 
Instituts f"ür europäische Verfassungswissenschaften 

der Fachbereiche Rechtswissenschaft und Kultur- und Sozialwissenschaften 

der FernUniversität in Hagen 

vom 16.04.2003 

• 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und § 29 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. Män: 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28. Januar 2003 (GV. NRW S. 36), hat die FernUniversität in Hagen fol­
gende Verwaltungs- und Benutzungsordnung erlassen: 

§1 
Name und Rechtsstellung des Instituts 

Das "Institut fiir europäische Verfassungswissenschaften". nachfolgend IEV, ist eine gemeinsame wissen­
schaftliche Einrichtung des Fachbereichs Rechtswissenschaft und des Fachbereichs Kultur- und Sozialwis­
senschaften der FernUniversität in Hagen gern. § 23 der Grundordnung der FernUniversität und § 29 des 
Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen unter Verantwortung des Fachbereichs 
Rechtswissenschaft und unter Beteiligung des Fachbereiches Kultur- und Sozialwissenschaften. 

•	 
§2 

Aufgahen 

(I)	 Das IEV dient der wissenschaftlichen Forschung auf dem Gebiet der Verfassungswissenschaften. Es 
soll die historische und aktuelle Entwicklung des nationalen und europäischen Verfassungsrechts unter­
suchen, verfassungspolitische Ansätze in Theorie und Praxis vergleichend analysieren und Lösungen 
für praktische Verfassungsprobleme erarbeiten. Dabei soll auch der Kontakt von Wissenschaft und 
Politik hergestellt werden. Die Ergebnisse der Forschung sollen in die Lehre Eingang finden. 

(2)	 Zu den Aufgaben des IEV gehören insbesondere: 
I.	 Dokumentation und Auswertung der geschichtlichen, politischen und rechtlichen Quellen der 

Verfassungsordnungen in Europa; 
2.	 Dokumentation der Geschichte einer europäischen Verfassung und ihrer Umsetzungsbemühungen; 
3.	 Vergleichende Forschungen zur Entstehung, zum Stand, zu den Wirkungen und zur Rhetorik des 

nationalen und europäischen Verfassungsrechts; 
4.	 Beiträge zur Entwicklung der europäischen Verfassungsdiskussion durch eigene Veröffentlichun­

gen; 
5.	 Förderung des innerwissenschaftlichen Austausches und des Austausches mit der Praxis. 

•

•
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(3)	 Das IEV strebt im Rahmen seiner Aufgaben die Zusammenarbeit mit anderen nationalen und 
internationalen Forschungseinrichtungen an. 

§3 
Mitglieder. Organe und Einrichtungen des IEV 

(1)	 Dem IEV gehören die Mitglieder des Vorstandes sowie die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an, die entweder dem Institut nach § 103 HG unmittelbar zugewiesen sind oder sich an den 
Aufgaben des IEV beteiligen. Der Beitritt zum IEV ist gegenüber dem Rektorat zu erklären und vom 
Vorstand des Instituts zu bestätigen. 

(2)	 Organe des IEV sind der Vorstand und die geschäftsruhrende Leiterin oder der geschäftsruhrende Lei­
ter. 

(3)	 Am IEV wird ein Kuratorium gebildet. 

§4 
Vorstand und geschäftsführende Leiterin/geschäftsführender Leiter • 

(I)	 Die Leitung des IEV obliegt dem Vorstand. Dem Vorstand des IEV gehören die am IEV tätigen 
Mitglieder der Gruppe der Professorinnen und Professoren an. die Angehörige der Universität sind. Auf 
Vorschlag der beteiligten Fachbereiche können auch Professorinnen und Professoren anderer Univer­
sitäten mit beratender Stimme in den Vorstand berufen werden. 

(2)	 Mit beratender Stimme gehören dem Vorstand je eine Vertreterin oder ein Vertreter der anderen Grup­
pen als Mitglieder an. Sie werden von den Fachbereichsräten der beteiligten Fachbereiche rur die Dauer 
von zwei Jahren, bei Studierenden rur die Dauer von einem Jahr. nach Gruppen getrennt gewählt. 

(3)	 Die oder der Vorsitzende des Kuratoriums sowie die Stellvertreterinlder Stellvertreter nehmen mit bera­
tender Stimme an den Vorstandssitzungen teil. 

(4)	 Der Vorstand entscheidet über alle Angelegenheiten des IEV von allgemeiner oder grundsätzlicher 
Bedeutung. Er soll mindestens zweimal pro Semester zusammentreten. 

(5)	 Der Vorstand wählt rur die Dauer von 2 Jahren aus seiner Mitte eine geschäftsruhrende Leiterin oder •
einen geschäftsruhrenden Leiter. Sie oder er vertritt das IEV innerhalb der Universität, ruhrt dessen 
Geschäfte in eigener Zuständigkeit und ist den Mitgliedern des Vorstandes gegenüber auskunfts- und 
rechenschaftspflichtig. Sie oder er ruhrt die Bezeichnung einer Direktorin oder eines Direktors. 

§5 
Geschäftsführer/in 

(1)	 Der Vorstand ernennt eine Geschäftsruhrerin oder einen Geschäftsruhrer. Diese oder dieser ruhrt die 
laufenden Geschäfte des IEV nach den Weisungen der Direktorin oder des Direktors. 

(2)	 Die Geschäftsruhrerin oder der Geschäftsführer soll eine promovierte Mitarbeiterin oder ein promovier­
ter Mitarbeiter des IEV sein. 
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•

•
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§6 
Kuratorium 

(I)	 Die Fachbereichsräte der beteiligten Fachbereiche wählen auf Vorschlag des Vorstands ein Kurato­
rium. 

(2)	 Die Amtszeit der Mitglieder des Kuratoriums beträgt flinf Jahre. Soweit in der laufenden Wahlperiode 
der Vorstand des IEV die ergänzende Wahl weiterer Mitglieder des Kuratoriums vorschlägt, verkürzt 
sich deren Amtszeit entsprechend. Die Tätigkeit der Mitglieder erfolgt ehrenamtlich. 

(3)	 Das Kuratorium soll rechtliche, politische und fachübergreifende Aspekte in die wissenschaftliche 
Arbeit des IEV einbringen und die Außenbeziehungen des IEV ilirdern. 

(4)	 Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte und flir seine Amtszeit eine Vorsitzende oder einen Vorsitzen­
den sowie deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. 

• 
(5) Das Kuratorium soll mindestens einmal im Jahr tagen. Die oder der Vorsitzende lädt im Einvernehmen 

mit der/dem geschäftsflihrenden Leiter/in unter Angabe einer vorläufigen Tagesordnung ein. Das 
Kuratorium wird vom Vorstand regelmäßig über die Tätigkeit des IEV unterrichtet und beratend in die 
Projektplanung und -durchflihrung einbezogen. Zwischen seinen Sitzungen soll die oder der Vorsit­
zende den wissenschaftlichen Dialog unter den Mitgliedern des Kuratoriums und mit der geschäftsflih­
renden Leiterin oder dem geschäftsflihrenden Leiter fördern. 

(6)	 An den Sitzungen des Kuratoriums nehmen mit beratender Stimme teil:
 
a) der Vorstand,
 
b) die Geschäftsflihrerin/der Geschäftsflihrer
 
c) auf Einladung der oder des Vorsitzenden weitere sachverständige Personen.
 

§7 
Beuutzuugsberecbtiguug 

• 
(I) Zur Benutzung des IEV sind Mitglieder und Angehörige der FernUniversität berechtigt. Ferner stehen 

die Einrichtungen des IEV Interessierten aus den Bereichen Politik, Wissenschaft und Rechtspflege 
offen. 

(2)	 Für Leistungen des IEV außerhalb der FernUniversität kann ein Entgelt erhoben werden. Dies kann 
auch flir die Nutzung der Datenbanken des IEV vorgesehen werden. Einzelheiten regelt eine durch den 
Vorstand zu beschließende Entgeltregelung. 

§8 
Iu-Kraft-Treten 

Diese Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den Amtlichen 
Mitteilungen der FernUniversität in Hagen in Kraft. 

•

•
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c) auf Einladung der oder des Vorsitzenden weitere sachverständige Personen.

§7
Beuutzuugsberecbtiguug

(I) Zur Benutzung des IEV sind Mitglieder und Angehörige der FernUniversität berechtigt. Ferner stehen
die Einrichtungen des IEV Interessierten aus den Bereichen Politik, Wissenschaft und Rechtspflege
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Iu-Kraft-Treten

Diese Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den Amtlichen
Mitteilungen der FernUniversität in Hagen in Kraft.
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Aufgrund des § 2 Abs. 4 und § 29 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. 
NRW S. 190) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. November 2001 
(GV. NRW S. 223) hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 
folgende Verwaltungs- und Benutzungsordnung erlassen: 

§1 
Name und Rechtsstellung des Instituts 

(I)	 Das "Contarini Institut für Mediation" (nachfolgend Institut) ist eine wissenschaftliche 
Einrichtung des Fachbereichs Rechtswissenschaft gemäß § 23 der Grundordnung der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen und § 29 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(2)	 Das Institut ehrt mit seinem Namen den venezianischen Botschafter Alvise Contarini 
(1597 - 1651), der sich als Mediator um den Westfälischen Frieden verdient gemacht 
hat. • 

§2 
Aufgaben 

(I)	 Das Institut dient der interdisziplinären Erforschung der Formen außergerichtlicher 
Konfliktlösung, insbesondere der Mediation in Deutschland, Europa und dem 
außereuropäischen Bereich. Es soll den Kontakt von Wissenschaft und Praxis 
vermitteln, die Entwicklung im Bereich der Mediation analysieren und durch die 
wissenschaftliche Begleitung der legislativen, juridischen und administrativen Prozesse 
zur Vernetzung aller Formen konsensueller Streiterledigung mit den herkömmlichen 
Verfahren beitragen. 

(2)	 Das Institut bemüht sich um die Entwicklung von Verfahrens- und Ausbildungs­
standards. 

(3)	 Das Institut strebt im Rahmen seiner Aufgaben die Zusammenarbeit mit anderen For­
schungseinrichtungen in Europa an. • 

§3 

Organe und Einrichtungen des Instituts 
(1)	 Dem Institut gehören die Mitglieder des Vorstandes sowie die wissenschaftlichen und 

nichtwissenschaftIichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an. Organe des Instituts sind 
der Vorstand und die geschäftsführende Leiterin oder der geschäftsführende Leiter. 

(2)	 Am Institut werden ein Kuratorium und ein wissenschaftlicher Beirat gebildet. 

§4 
Vorstand und geschäftsführende Leiterin/geschäftsführender Leiter 

(I)	 Die Leitung des Instituts obliegt dem Vorstand. Dem Vorstand des Instituts gehören die 
am Institut tätigen Mitglieder der Gruppe der Professorinnen und Professoren des 
Fachbereichs sowie eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der 
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•

•
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•

•
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wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an. Dem Vorstand kann auch eine 
externe Professorin oder ein externer Professor mit entsprechender Fachausrichtung 
angehören. Die externe Professorin oder der externe Professor wird durch den 
Fachbereichsrat fUr die Dauer von zwei Jahren gewählt. Die Vertreterin oder der 
Vertreter aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird 
ebenfalls für die Dauer von zwei Jahren durch den Fachbereichsrat nach Gruppen 
getrennt gewählt. 

(2)	 Mit beratender Stimme gehören dem Vorstand je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
anderen Gruppen als Mitglieder an. Sie werden vorn Fachbereichsrat für die Dauer von 
zwei Jahren nach Gruppen getrennt gewählt; die Amtszeit der Mitglieder der Gruppe 
der Studierenden beträgt ein Jahr. 

(3)	 Die oder der Vorsitzende des Kuratoriums sowie ihre jeweiligen Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter nehmen ohne Stimmrecht an den Vorstandssitzungen teil. 

• (4) Der Vorstand entscheidet über alle Angelegenheiten des Instituts von allgemeiner oder 
grundsätzlicher Bedeutung. Er soll mindestens zweimal pro Semester zusammentreten. 

(5)	 Der Vorstand wählt fUr die Dauer von zwei Jahren aus seiner Mitte eine Professorin 
oder einen Professor als geschäftsführende Leiterin oder geschäftsführenden Leiter. Sie 
oder er vertritt das Institut innerhalb des Fachbereichs und führt dessen Geschäfte in 
eigener Zuständigkeit und ist den Mitgliedern des Vorstandes gegenüber auskunfts­
und rechenschaftspflichtig. Sie oder er führt die Bezeichnung einer Direktorin oder 
eines Direktors. 

§5 
Geschäftsführerinl Geschäftsführer 

• 
(I) Der Vorstand ernennt eine Geschäftsführerin oder einen Geschäftsführer und deren 

oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. Diese oder dieser fUhrt das Institut 
unbeschadet der Zuständigkeit der geschäftsführenden Leiterin oder des 
geschäftsführenden Leiters nach deren oder dessen Weisungen. 

(2)	 Die Geschäftsführerin oder der GeschäftsfUhrer soll eine promovierte Mitarbeiterin 
oder ein promovierter Mitarbeiter des Instituts sein. 

§6 
Kuratorium 

(I)	 Der Fachbereichsrat wählt auf Vorschlag des Vorstandes ein Kuratorium. Dem Kurato­
rium sollen Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, die sich mit konsensualer 
Konfliktbewältigung befassen, und Förderinnen oder Förderer des Instituts angehören. 

(2)	 Dem Kuratorium sollen angehören: 
a) die Rektorinlder Rektor der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen, 
b) die Kanzlerinlder Kanzler der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen, 
c) die Dekanin/der Dekan des Fachbereiches Rechtswissenschaft der FernUniversität 

- Gesamthochschule in Hagen, für den Fall, dass dieser bereits Mitglied des 
Vorstandes ist, der/die Prodekan/in. 

•

•
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(3)	 Die Amtszeit der durch den Fachbereichsrat zu wählenden Kuratoriumsmitglieder 
beträgt drei Jahre. Soweit in der laufenden Wahlperiode der Vorstand des Instituts die 
ergänzende Wahl weiterer Kuratoriumsmitglieder vorschlägt, verkürzt sich deren 
Amtszeit entsprechend. Die Tätigkeit der Mitglieder erfolgt ehrenamtlich. 

(4)	 Das Kuratorium soll die Arbeit des Instituts fördern und unterstützen. Ihm obliegt 
insbesondere die Verbreitung des Gedankens der Mediation in der Praxis. 

(5)	 Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte für eine Amtszeit von 3 Jahren eine Vorsitzende 
oder einen Vorsitzenden sowie deren Stellvertreterin oder dessen Stellvertreter. Es gibt 
sich eine Geschäftsordnung. 

(6)	 Das Kuratorium soll mindestens einmal im Jahr auf Einladung der Vorsitzenden oder 
des Vorsitzenden tagen. Die oder der Vorsitzende lädt im Einvernehmen mit der 
geschäftsführenden Leiterin oder dem geschäftsführenden Leiter unter Angabe einer 
vorläufigen Tagesordnung ein. Das Kuratorium ist vom Vorstand regelmäßig über die 
Tätigkeit des Instituts zu unterrichten. 

(7)	 Ohne Mitglieder zu sein, nehmen an den Sitzungen des Kuratoriums mit beratender •
Stimme teil:
 
a) der Vorstand,
 
b) die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer,
 
c) auf Einladung der oder des Vorsitzenden zu einzelnen Tagesordnungspunkten wei­


tere sachverständige Personen. 

§7 

Wissenschaftlicher Beirat 

Cl) Der Fachbereichsrat wählt auf Vorschlag des Vorstands einen wissenschaftlichen 
Beirat. Dem Beirat sollen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der 
Rechtswissenschaft, der Psychologie, der Kommunikationswissenschaften sowie 
weiterer verwandter Fachrichtungen angehören, die sich mit dem Thema der Mediation • 
befassen. 

(2)	 Die Amtszeit der Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats beträgt drei Jahre. Soweit 
in der laufenden Wahlperiode der Vorstand des Instituts die ergänzende Wahl weiterer 
Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats vorschlägt, verkürzt sich deren Amtszeit 
entsprechend. Die Tätigkeit der Mitglieder erfolgt ehrenamtlich. 

(3)	 Der wissenschaftliche Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand wissenschaftlich zu 
beraten und zu unterstützen. 

(4)	 Der wissenschaftliche Beirat wählt aus seiner Mitte und für eine Amtszeit von 3 Jahren 
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie deren oder dessen Stellvertreterin oder 
Stellvertreter. Er gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(5)	 Der wissenschaftliche Beirat soll mindestens einmal im Jahr auf Einladung der oder 
des Vorsitzenden tagen. Die oder der Vorsitzende lädt im Einvernehmen mit der 
geschäftsführenden Leiterin oder dem geschäftsführenden Leiter unter Angabe einer 
vorläufigen Tagesordnung ein. Der wissenschaftliche Beirat wird vom Vorstand 
regelmäßig über die Tätigkeit des Instituts unterrichtet und beratend in die 
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weiterer verwandter Fachrichtungen angehören, die sich mit dem Thema der Mediation •
befassen.

(2) Die Amtszeit der Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats beträgt drei Jahre. Soweit
in der laufenden Wahlperiode der Vorstand des Instituts die ergänzende Wahl weiterer
Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats vorschlägt, verkürzt sich deren Amtszeit
entsprechend. Die Tätigkeit der Mitglieder erfolgt ehrenamtlich.

(3) Der wissenschaftliche Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand wissenschaftlich zu
beraten und zu unterstützen.

(4) Der wissenschaftliche Beirat wählt aus seiner Mitte und für eine Amtszeit von 3 Jahren
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie deren oder dessen Stellvertreterin oder
Stellvertreter. Er gibt sich eine Geschäftsordnung.

(5) Der wissenschaftliche Beirat soll mindestens einmal im Jahr auf Einladung der oder
des Vorsitzenden tagen. Die oder der Vorsitzende lädt im Einvernehmen mit der
geschäftsführenden Leiterin oder dem geschäftsführenden Leiter unter Angabe einer
vorläufigen Tagesordnung ein. Der wissenschaftliche Beirat wird vom Vorstand
regelmäßig über die Tätigkeit des Instituts unterrichtet und beratend in die

4
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Projektplanung und -durchführung einbezogen. Zwischen seinen Sitzungen soll die 
oder der Vorsitzende den wissenschaftlichen Dialog unter den Mitgliedern des Beirates 
und mit der geschäftsführenden Leiterin oder dem geschäftsflihrenden Leiter fördern. 

(6) An den Sitzungen des wissenschaftlichen Beirats nehmen mit beratender Stimme teil: 
a) der Vorstand 
b) die Geschäftsführerinl der Geschäftsflihrer 
c) auf Einladung der oder des Vorsitzenden zu einzelnen Tagesordnungspunkten weitere 

sachverständige Personen. 

§8 

Benutzungsberechtigung 

• 
(I) Zur Benutzung des Instituts sind Mitglieder und Angehörige der FernUniversität 

berechtigt. Ferner stehen die Einrichtungen des Instituts Interessierten aus den 
Bereichen Politik, Wissenschaft und konsensualer Konfliktbearbeitung offen. 

(2) Für Leistungen des Instituts außerhalb der FernUniversität wird ein Entgelt erhoben. 
Das gleiche gilt für die Nutzung der Datenbanken des Instituts. Einzelheiten regelt eine 
durch den Vorstand zu beschließende Entgeltregelung. 

§9 
Schlussvorschriften 

In Zweifelsflillen gilt die Geschäftsordnung des Senats in ihrer jeweiligen Fassung 
sinngemäß. 

§ 10 

• 
Inkrafttreten und Veröffentlichung 

Diese Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt arn Tage nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verwaltungs- und Benutzungsordnung vom 26.06.2000 außer Kraft. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs 
Rechtswissenschaft der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 17.09.2002. 

Hagen, den 10.12.2002 Der Dekan des Fachbereichs Rechtswissensc aft 
der FernUniversität -Gesamthochschule in Hagen 

Prof. Dr. Dr. Thomas Vormbaum 

5

Projektplanung und -durchführung einbezogen. Zwischen seinen Sitzungen soll die
oder der Vorsitzende den wissenschaftlichen Dialog unter den Mitgliedern des Beirates
und mit der geschäftsführenden Leiterin oder dem geschäftsflihrenden Leiter fördern.

(6) An den Sitzungen des wissenschaftlichen Beirats nehmen mit beratender Stimme teil:
a) der Vorstand
b) die GeschäftsfUhrerinl der Geschäftsflihrer
c) auf Einladung der oder des Vorsitzenden zu einzelnen Tagesordnungspunkten weitere

sachverständige Personen.

§8

Benutzungsberechtigung

(1) Zur Benutzung des Instituts sind Mitglieder und Angehörige der FernUniversität
berechtigt. Ferner stehen die Einrichtungen des Instituts Interessierten aus den
Bereichen Politik, Wissenschaft und konsensualer Konfliktbearbeitung offen.

(2) Für Leistungen des Instituts außerhalb der FernUniversität wird ein Entgelt erhoben.
Das gleiche gilt fUr die Nutzung der Datenbanken des Instituts. Einzelheiten regelt eine
durch den Vorstand zu beschließende Entgeltregelung.

§9

Schlussvorschriften

In Zweifelsfallen gilt die Geschäftsordnung des Senats in ihrer jeweiligen Fassung
sinngemäß.

§ 10
Inkrafttreten und Veröffentlichung

Diese Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den
Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verwaltungs- und Benutzungsordnung vom 26.06.2000 außer Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs
Rechtswissenschaft der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 17.09.2002.

Hagen, den 10.12.2002 Der Dekan des Fachbereichs Rechtswissensc aft
der FernUniversität -Gesamthochschule in Hagen

Prof. Dr. Dr. Thomas Vormbaum

5

Projektplanung und -durchführung einbezogen. Zwischen seinen Sitzungen soll die
oder der Vorsitzende den wissenschaftlichen Dialog unter den Mitgliedern des Beirates
und mit der geschäftsführenden Leiterin oder dem geschäftsflihrenden Leiter fördern.

(6) An den Sitzungen des wissenschaftlichen Beirats nehmen mit beratender Stimme teil:
a) der Vorstand
b) die GeschäftsfUhrerinl der Geschäftsflihrer
c) auf Einladung der oder des Vorsitzenden zu einzelnen Tagesordnungspunkten weitere

sachverständige Personen.

§8

Benutzungsberechtigung

(1) Zur Benutzung des Instituts sind Mitglieder und Angehörige der FernUniversität
berechtigt. Ferner stehen die Einrichtungen des Instituts Interessierten aus den
Bereichen Politik, Wissenschaft und konsensualer Konfliktbearbeitung offen.

(2) Für Leistungen des Instituts außerhalb der FernUniversität wird ein Entgelt erhoben.
Das gleiche gilt fUr die Nutzung der Datenbanken des Instituts. Einzelheiten regelt eine
durch den Vorstand zu beschließende Entgeltregelung.

§9

Schlussvorschriften

In Zweifelsfallen gilt die Geschäftsordnung des Senats in ihrer jeweiligen Fassung
sinngemäß.

§ 10
Inkrafttreten und Veröffentlichung

Diese Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den
Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verwaltungs- und Benutzungsordnung vom 26.06.2000 außer Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs
Rechtswissenschaft der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 17.09.2002.

Hagen, den 10.12.2002 Der Dekan des Fachbereichs Rechtswissensc aft
der FernUniversität -Gesamthochschule in Hagen

Prof. Dr. Dr. Thomas Vormbaum

Amtliche Mitteillungen der FernUniversität in Hagen Nr. 1 / 2003 vom 20.05.2003 9



Studienordnung
 
für den Studiengang
 

"Individualisierung und sozialer Wande'"
 
mit dem Abschluss
 

"Master of Arts (M.A.)"
 
an der
 

FernUniversität in Hagen
 
Vom 17. März 2003
 

Gemäß § 2 Abs. 4 und § B6 Abs. 1 des Geset­
zes über die Hochschulen des Landes Nord­
rhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 
14. März 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt ge­
lindert durch Gesetz vom 2B. Januar 2003 
(GV. NRW S. 36) hat die FernUniversität in 
Hagen folgende Studienordnung als Satzung 
erlassen. 

Inhaltsverzeichnis: 

§ 1	 Rechtsgrundlage 
§ 2	 Gegenstand 
§ 3	 Ausbildungs- und Studienziele 
§ 4	 Studienumfang 
§ 5	 Aufbau des Studiums 
§ 6	 Studienstruktur 
§ 7	 Leistungspunkte 
§ 8	 Lehr- und Studienformen 
§ .9	 Präsenz- und Online-Seminare 
§10	 Studienbegleitende Prüfungen 
§ 11	 Klausuren 
§ 12	 Hausarbeiten 
§ 13	 Mündliche Prüfungen 
§14	 MA-Abschlussarbeit und mündliche 

Abschlussprüfung 
§15	 Benotung der studienbegleitenden 

Prüfungen und der MA-Abschlussar­
beit 

§ 16	 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

§1 
Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für diesen Studiengang ist 
die "Prüfungsordnung für die StUdiengänge 
Bildung und Medien, Europäische Philosophie, 
Formierung der Europäischen Moderne, Indivi­
dualisierung und sozialer Wandel, Politische 
Steuerung und Koordination (Governance) mit 
dem Abschluss Master of Arts (MAl" der 
FernUniversität in der jeweils gültigen Fas­
sung. 

§2 
Gegenstand 

(1) Der Masterstudiengang "Individualisierung 
und sozialer Wandel" steht unter der General­
perspektive der Diagnose der Moderne. Die 
Gesellschaft als Ganze und das Individuum im 

Besonderen sind in der Moderne weder natür­
lich, noch sind sie in jeder Hinsicht modern, 
sondern Konstrukte aus der Zeit heraus und 
auch nur auf Zelt. Das Individuum und die 
Gesellschaft sind im besten Sinne Jragwür­
dig". Um zu wissen, wohin sich beides entwik­
kein wird, ist eine genaue Diagnose der gesell­
schaftlichen Tendenzen unerlässlich. Um unter 
konkreten gesellschaftlichen Bedingungen an­
gemessen reagieren und Entwicklungen steu­
ern zu können, müssen neue Handlungskom­
petenzen vermittelt werden. Das will dieser 
Masterstudiengang leisten. 
(2) Aufgrund der Komplexitllt des Leitthemas 
"Individualisierung und sozialer Wandel" weist 
der Studiengang zwei Ausrichtungen auf: 
•	 Die erste Ausrichtung - ..Individualisierung 

und Sozialstruktur" - stellt die soziologi­
sche Analyse der modernen Gesellschaft 
in den Vordergrund. Im Hinblick auf die 
Analyse der vielfältigen Auswirkungen von 
Individualisierungsprozessen steht neben 
der Beschäftigung mit Methoden der empi­ •
rischen Sozialforschung vor allem die
 
Auseinandersetzung mit moderner sozio­

logischer Gesellschaftstheorie und sozio­

logischen Gegenwartsdiagnosen im Vor­

dergrund. Daneben werden im Rahmen
 
der freien Lektüre auch Perspektiven an­

derer Disziplinen einbezogen. um den
 
Blick für die Gesellschaft der Individuen zu
 
scMrfen.
 

•	 Die zweite Ausrichtung, "Psychologie der 
Gestaltung von Veränderungsprozessen" 
behandelt die Planung, reflektierte Durch­
führung und wissenschaftliche Evaluation 
von sozialen VerlInderungsprozessen auf 
interpersoneller, Gruppen- und Organisati­
onsebene. 

§3 
Ausbildungs- und Studienziele • 

(1) Der Masterstudiengang "Individualisierung 
und sozialer Wandel" 
•	 Informiert über Themen, die im Beruf und 

im Alltag relevant sind, 
•	 liefert nützliches Orientierungswissen und 
•	 bereitet praktische Handlungskompeten­

zen vor. 
(2) Deshalb wird auf die Vermittlung der rele­
vanten Methoden der empirischen Sozialfor­
schung viel Wert gelegt. Der Bezug zu neuen 
Formen der Berufspraxis wird aber auch dar­
über hergestellt. dass zu einzelnen Themen 
virtuelle Arbeitsgruppen organisiert werden. 
Diese Arbeitsgruppen arbeiten an wissen­
schaftlichen Fragestellungen zu Verände­
rungsprozessen mit praktischer Reievanz. Der 
obligatorische Leistungsnachweis in Methoden 
muss auf ein Thema aus den anderen Modu­
len bezogen sein und konkrete Ergebnisse 
zeitigen. 

Inhaltsverzeichnis:

Gemäß § 2 Abs. 4 und § B6 Abs. 1 des Geset­
zes über die Hochschulen des Landes Nord­
rhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom
14. März 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt ge­
lindert durch Gesetz vom 2B. Januar 2003
(GV. NRW S. 36) hat die FernUniversität in
Hagen folgende Studienordnung als Satzung
erlassen.

Studienordnung
für den Studiengang

"Individualisierung und sozialer Wande'"
mit dem Abschluss

"Master of Arts (M.A.)"
an der

FernUniversität in Hagen
Vom 17. März 2003

§ 1
§ 2
§ 3
§ 4
§ 5
§ 6
§ 7
§ 8
§ .9
§10
§ 11
§ 12
§ 13
§14

§15

§ 16

Rechtsgrundlage
Gegenstand
Ausbildungs- und Studienziele
Studienumfang
Aufbau des Studiums
Studienstruktur
Leistungspunkte
Lehr- und Studienformen
Präsenz- und Online-Seminare
Studienbegleitende Prüfungen
Klausuren
Hausarbeiten
Mündliche Prüfungen
MA-Abschlussarbeit und mündliche
Abschlussprüfung
Benotung der studienbegleitenden
Prüfungen und der MA-Abschlussar­
beit
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

Besonderen sind in der Moderne weder natür­
lich, noch sind sie in jeder Hinsicht modern,
sondern Konstrukte aus der Zeit heraus und
auch nur auf Zelt. Das Individuum und die
Gesellschaft sind im besten Sinne Jragwür­
dig". Um zu wissen, wohin sich beides entwik­
kein wird, ist eine genaue Diagnose der gesell­
schaftlichen Tendenzen unerlässlich. Um unter
konkreten gesellschaftlichen Bedingungen an­
gemessen reagieren und Entwicklungen steu­
ern zu können, müssen neue Handlungskom­
petenzen vermittelt werden. Das will dieser
Masterstudiengang leisten.
(2) Aufgrund der Komplexitllt des Leitthemas
"Individualisierung und sozialer Wandel" weist
der Studiengang zwei Ausrichtungen auf:
• Die erste Ausrichtung - ..Individualisierung
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in den Vordergrund. Im Hinblick auf die
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dergrund. Daneben werden im Rahmen
der freien Lektüre auch Perspektiven an­
derer Disziplinen einbezogen. um den
Blick für die Gesellschaft der Individuen zu
scMrfen.

• Die zweite Ausrichtung, "Psychologie der
Gestaltung von Veränderungsprozessen"
behandelt die Planung, reflektierte Durch­
führung und wissenschaftliche Evaluation
von sozialen VerlInderungsprozessen auf
interpersoneller, Gruppen- und Organisati­
onsebene.

§3
Ausbildungs- und Studienziele

•

•
§1

Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage für diesen Studiengang ist
die "Prüfungsordnung für die StUdiengänge
Bildung und Medien, Europäische Philosophie,
Formierung der Europäischen Moderne, Indivi­
dualisierung und sozialer Wandel, Politische
Steuerung und Koordination (Governance) mit
dem Abschluss Master of Arts (MAl" der
FernUniversität in der jeweils gültigen Fas­
sung.

§2
Gegenstand

(1) Der Masterstudiengang "Individualisierung
und sozialer Wandel" steht unter der General­
perspektive der Diagnose der Moderne. Die
Gesellschaft als Ganze und das Individuum im

(1) Der Masterstudiengang "Individualisierung
und sozialer Wandel"
• Informiert über Themen, die im Beruf und

im Alltag relevant sind,
• liefert nützliches Orientierungswissen und
• bereitet praktische Handlungskompeten-

zen vor.
(2) Deshalb wird auf die Vermittlung der rele­
vanten Methoden der empirischen Sozialfor­
schung viel Wert gelegt. Der Bezug zu neuen
Formen der Berufspraxis wird aber auch dar­
über hergestellt. dass zu einzelnen Themen
virtuelle Arbeitsgruppen organisiert werden.
Diese Arbeitsgruppen arbeiten an wissen­
schaftlichen Fragestellungen zu Verände­
rungsprozessen mit praktischer Reievanz. Der
obligatorische Leistungsnachweis in Methoden
muss auf ein Thema aus den anderen Modu­
len bezogen sein und konkrete Ergebnisse
zeitigen.

Inhaltsverzeichnis:

Gemäß § 2 Abs. 4 und § B6 Abs. 1 des Geset­
zes über die Hochschulen des Landes Nord­
rhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom
14. März 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt ge­
lindert durch Gesetz vom 2B. Januar 2003
(GV. NRW S. 36) hat die FernUniversität in
Hagen folgende Studienordnung als Satzung
erlassen.

Studienordnung
für den Studiengang

"Individualisierung und sozialer Wande'"
mit dem Abschluss

"Master of Arts (M.A.)"
an der

FernUniversität in Hagen
Vom 17. März 2003

§ 1
§ 2
§ 3
§ 4
§ 5
§ 6
§ 7
§ 8
§ .9
§10
§ 11
§ 12
§ 13
§14

§15

§ 16

Rechtsgrundlage
Gegenstand
Ausbildungs- und Studienziele
Studienumfang
Aufbau des Studiums
Studienstruktur
Leistungspunkte
Lehr- und Studienformen
Präsenz- und Online-Seminare
Studienbegleitende Prüfungen
Klausuren
Hausarbeiten
Mündliche Prüfungen
MA-Abschlussarbeit und mündliche
Abschlussprüfung
Benotung der studienbegleitenden
Prüfungen und der MA-Abschlussar­
beit
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

Besonderen sind in der Moderne weder natür­
lich, noch sind sie in jeder Hinsicht modern,
sondern Konstrukte aus der Zeit heraus und
auch nur auf Zelt. Das Individuum und die
Gesellschaft sind im besten Sinne Jragwür­
dig". Um zu wissen, wohin sich beides entwik­
kein wird, ist eine genaue Diagnose der gesell­
schaftlichen Tendenzen unerlässlich. Um unter
konkreten gesellschaftlichen Bedingungen an­
gemessen reagieren und Entwicklungen steu­
ern zu können, müssen neue Handlungskom­
petenzen vermittelt werden. Das will dieser
Masterstudiengang leisten.
(2) Aufgrund der Komplexitllt des Leitthemas
"Individualisierung und sozialer Wandel" weist
der Studiengang zwei Ausrichtungen auf:
• Die erste Ausrichtung - ..Individualisierung

und Sozialstruktur" - stellt die soziologi­
sche Analyse der modernen Gesellschaft
in den Vordergrund. Im Hinblick auf die
Analyse der vielfältigen Auswirkungen von
Individualisierungsprozessen steht neben
der Beschäftigung mit Methoden der empi­
rischen Sozialforschung vor allem die
Auseinandersetzung mit moderner sozio­
logischer Gesellschaftstheorie und sozio­
logischen Gegenwartsdiagnosen im Vor­
dergrund. Daneben werden im Rahmen
der freien Lektüre auch Perspektiven an­
derer Disziplinen einbezogen. um den
Blick für die Gesellschaft der Individuen zu
scMrfen.

• Die zweite Ausrichtung, "Psychologie der
Gestaltung von Veränderungsprozessen"
behandelt die Planung, reflektierte Durch­
führung und wissenschaftliche Evaluation
von sozialen VerlInderungsprozessen auf
interpersoneller, Gruppen- und Organisati­
onsebene.

§3
Ausbildungs- und Studienziele

•

•
§1

Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage für diesen Studiengang ist
die "Prüfungsordnung für die StUdiengänge
Bildung und Medien, Europäische Philosophie,
Formierung der Europäischen Moderne, Indivi­
dualisierung und sozialer Wandel, Politische
Steuerung und Koordination (Governance) mit
dem Abschluss Master of Arts (MAl" der
FernUniversität in der jeweils gültigen Fas­
sung.

§2
Gegenstand

(1) Der Masterstudiengang "Individualisierung
und sozialer Wandel" steht unter der General­
perspektive der Diagnose der Moderne. Die
Gesellschaft als Ganze und das Individuum im

(1) Der Masterstudiengang "Individualisierung
und sozialer Wandel"
• Informiert über Themen, die im Beruf und

im Alltag relevant sind,
• liefert nützliches Orientierungswissen und
• bereitet praktische Handlungskompeten-

zen vor.
(2) Deshalb wird auf die Vermittlung der rele­
vanten Methoden der empirischen Sozialfor­
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§4 
Studienumfang 

Die Studiendauer beträgt 4 Semester im Voil­
zeitstudium, entsprechend 8 Semester im Teil­
zeitstudium. Der Studienumfang beträgt 3.600 
Arbeitsstunden, also 900 Arbeitsstunden pro 
Semester im Voilzeitstudium bzw. 450 Arbeits­
stunden pro Semester im Teilzeitstudium. Das 
Studium wird mit einer Masterarbeit abge­
schlossen. 

§5
 
Aufbau des Studiums
 

Das Studium gliedert sich in zwei Phasen: 1. 
Grundlagen (1. Semester im Voilzeitstudium), 
2. Vertiefungs- und Forschungsphase (2., 3. 
und 4. Semester im Voilzeltstudium). 

§6 
Studienstruktur 

(1) Der Studiengang wird in modularisierter 
Form angeboten. Jedes Modul umfasst 450 
Arbeitsstunden, d.h. dass im Voilzeitstudium 
pro Semester zwei Module erfolgreich bear­
beitet werden soilten, im Teilzeitstudium pro 
Semester ein Modul. 

Weitere 450 Arbeitsstunden entfailen auf die 
Anfertigung der MA-Abschlussarbeit. 

(2) Der Studiengang besteht aus sechs the­
matischen Modulen und einem Methodenmo­
du!. Jedes Modul sieht einen Pflichtbereich und 
einen Wahlpflichtbereich und einen Bereich zur 
Vorbereitung auf die auf und Durchführung von 
Prüfungsleistungen vor. Insgesamt müssen 7 
Module erfolgreich bearbeitet werden. Folgen­
de Module werden angeboten: 

1. Grundlagen 
Die Grundlagen umfassen die Module 
M 1S Was ist Geseilschaft und was ist an ihr 

modern ? 
und 
M1 P Orientierung: Psychologische Konzepte 

zur Analyse sozialen Wandels 
Beide Module sind verpflichtend. 

2. Vertiefungs- und Forschungsphase 
Beginnend mit dem 2. Studiensemester (Voil­
zeitstudium) erfolgt die Schwerpunktsetzung 
durch den Studierenden I die Studierende (s.o. 
unter ,,2. Gegenstand"), so dass einzelne Fa­
cetten des Zusammenhangs von Individualisie­
rung und sozialem Wandel 
•	 entweder primär aus der soziologischen 

Perspektive (Module M 2S, M 3S, M 4S, M 
5S und M 6S) oder 

•	 primär aus der psychologischen Perspekti­
ve (Module M 2P, M 3P, M 4P, M 5P und 
M6P) 

analysiert werden. Die parailele Reihenfolge
 
der Module M 2S bis M6S und M2P bis M6P
 
ist nach inhaltlichen Gesichtspunkten geord­

net. Zu Intensivierung der inhaltlichen Verzah­

nung zwischen den beiden Schwerpunkten ist
 
es möglich, im 3. Studiensemester (Voilzeit­

studium) das Modul M 4 oder M 5 des ge­

wählten Schwerpunktes gegen das entspre­

chende Modul des anderen Schwerpunktes
 
auszutauschen.
 
(3) Die Themen der Module in der Vertie­

fungs- und Forschungsphase sind:
 
M 2S Methoden
 
M 3S Wie bedingen Individuum und GeseiI­

schaft einander? 
M4S Wie leben wir in einer urbanen Welt? 
M5S Werden wir, was wir sind, und wie 

gehen wir durchs Leben? 
M 6S Wie viel Individualisierung braucht die 

Gesellschaft, wie viel verträgt sie? 

M 2P Methodologie und Methodik psycholo­
gischer Forschung zum sozialen Wan­
del 

M 3P Psychologie interpersoneiler Prozesse 
M 4P Ökologisch-psychologische Interventi­

on und Evaluation 
M 5P Psychologie der Lebensspanne 
M 6P Intervention und Evaiuation im Kontext 

von Organisationen 

§7 
Leistungspunkte 

Für jedes erfolgreich abgelegte Modul (das 
heißt Nachweis der Kursbelegung und bestan­
dene dem Modul zugeordnete studienbeglei­
tende Prüfung) sowie für die mit mindestens 
4,0 (ausreichend) bewertete Abschlussarbeit 
werden je 15 Leistungspunkte vergeben. Der 
Gesamtstudiengang umfasst also 120 Lei­
stungspunkte. 

§8 
Lehr- und Studienformen 

Die 450 Arbeitsstunden pro Modul teilen sich 
wie folgt auf: 240 Stunden werden durch das 
Bearbeiten von Kursen (im Umfang von 8 
SWS) abgedeckt, 120 Stunden sind tur die 
Vorbereitung und Durchführung der studienbe­
gleitenden Prüfung vorgesehen, 90 Stunden 
stehen zur freien Lekture zu den Inhalten des 
Moduls oder für ein Präsenz- oder Online­
Seminar zu diesem Modul zur Verfügung. 

M4S
M5S•

•

§4
Studienumfang

Die Studiendauer beträgt 4 Semester im Voil­
zeitstudium, entsprechend 8 Semester im Teil­
zeitstudium. Der Studienumfang beträgt 3.600
Arbeitsstunden, also 900 Arbeitsstunden pro
Semester im Voilzeitstudium bzw. 450 Arbeits­
stunden pro Semester im Teilzeitstudium. Das
Studium wird mit einer Masterarbeit abge­
schlossen.

§5
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net. Zu Intensivierung der inhaltlichen Verzah­
nung zwischen den beiden Schwerpunkten ist
es möglich, im 3. Studiensemester (Voilzeit­
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§7
Leistungspunkte
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werden je 15 Leistungspunkte vergeben. Der
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Die 450 Arbeitsstunden pro Modul teilen sich
wie folgt auf: 240 Stunden werden durch das
Bearbeiten von Kursen (im Umfang von 8
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9 
Präsenz- und Online-Seminare 

Zu den einzelnen Modulen werden im wech­
selnden Angebot Prasenz- und/oder Online­
Seminare durchgeführt. Die Teilnahme an 
mindestens einem Seminar ist verpflichtend. 

§ 10 
Studienbegleitende Prüfungen 

(1) Während des Studiums sind zu 6 Mo­
dulen studienbegleitende Prüfungen abzule­
gen, um zur M.A.-Abschlussarbeit zugelassen 
zu werden. 
(2) Zu den Prüfungen wird auf Antrag beim 
PrOfungsamt des FB KSW zugelassen, wer im 
Studiengang eingeschrieben ist und die ord­
nungsgemaße Belegung der Kurse des jewei­
ligen Moduls (oder eine entsprechende Aner­
kennung) nachweist. 
(3)	 Die Prüfungen zu den Modulen 1-7 sollen 

in verschiedenen Prüfungsformen er­
bracht werden, wobei jede Form nur 
zweimal gewählt werden kann: 

•	 Klausur (vierstündig), 
•	 Mündliche Prüfung, 
•	 Schriftliche Hausarbeit zu einem Thema 

aus den belegten Kursen eines Moduls, 
•	 Referat (Kurzreferat mit Thesenpapier bei 

einer Prasenzveranstaltung und anschlie­
ßender schriftlicher Ausarbeitung als 
Hausarbeit). 

§ 11 
Klausuren 

Zum Ende eines jeden Semesters werden ein 
Klausurtermin sowie ein Ersatztermin ange­
boten. Die Kiausurdauer betragt vier Zeitstun­
den. 

§12 
Hausarbeiten 

(1) Die Bearbeitungszeit für Hausarbeiten 
betragt im Vollzeitstudium fünf Wochen, im 
Teilzeitstudium zehn Wochen. Der Umfang soll 
bei ca. 20 Seiten liegen. Hausarbeiten können 
als Einzel- oder Gruppenarbeiten geschrieben 
werden. 
(2) Bei Gruppenarbeiten vervielfacht sich der 
Seitenumfang entsprechend und die Autoren­
schaft der Kapitel muss eindeutig zu erkennen 
sein. Der Hausarbeit ist eine Versicherung 
beizufügen, dass die Arbeit selbstandig ver­
fasst ist und keine anderen als die angegebe­
nen Quellen benutzt worden sind. 

§13 
Mündliche Prüfungen 

(1) Mündliche Prüfungen werden als EinzeI­
prüfung abgelegt. Eine Prüfung dauert 30 bis 
45 Minuten. 
(2) Studierende, die ihren Wohnsitz in Ober­
see haben, können gemäß § 11 (6) der Prü­
fungsordnung eine der zwei geforderten münd­
lichen Prüfungen durch eine Klausur ersetzen. 

§14 
M.A.-Abschlussarbeit und mündliche Ab­

schlussprüfung 

(1) Um zur M.A.-Abschlussarbeit zugelassen 
zu werden, muss ein Antrag auf Zulassung an 
das Prüfungsamt des FB KSW gestellt werden, 
in dem die erfolgreiche Bearbeitung von 6 
Modulen sowie die Teilnahme an mindestens 
einem Prasenz- bzw. Online-Seminar nachge­
wiesen werden muss. Im Antrag ist anzuge­
ben, zu welchem Themen-bereich die Arbeit 
geschrieben werden soll. Als Themenbereiche 
können die Themen der Module M3S bis M6S 
sowie M3P bis M6P dienen. 
(2) Die M.A.-Abschlussarbeit hat einen Um­
fang von 50 bis 80 DIN A 4 Seiten bei ca. 
2.500 Zeichen pro Seite. Die Bearbeitungszeit 
beträgt im Vollzeitstudium drei Monate, im 
Teilzeitstudium sechs Monate. Dieser ist eine 
Versicherung beizufügen, dass die Arbeit selb­
ständig verfasst worden ist und keine anderen 
als die angegebenen Quellen benutzt worden 
sind. 
(3) Die mündliche Abschlussprüfung erstreckt 
sich zur Halfte auf das Modul, aus dem das 
Thema der M.A-Abschlussarbeit gewählt wor­
den ist, und zur anderen Halfte auf eine Ver­
teidigung der M.A.-Abschlussarbeit. 

§ 15 
Benotung der studienbegleitenden 

Prüfungen und der M.A.­
Abschlussarbeit 

Die Benotung ergibt sich aus § 16 der Prü­
fungsordnung. Eine Prüfung ist nur bestan­
den, wenn sie mit mindestens "ausreichend" 
(bis 4,0) bewertet ist. Die Gesamtnote wird aus 
dem arithmetischen Mittel der 7 Noten aus den 
studienbegleitenden Prüfungen sowie aus der 
doppelt gewichteten Note der M.A.-Arbeit ge­
bildet. 

§ 16 
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom 
01.10. 2003 in Kraft. Sie findet auf alle Studie­
renden Anwendung, die im Wintersemester 
2003/04 oder später ihr Studium im Master of 

•
 

•
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• Schriftliche Hausarbeit zu einem Thema

aus den belegten Kursen eines Moduls,
• Referat (Kurzreferat mit Thesenpapier bei
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§12
Hausarbeiten

(1) Die Bearbeitungszeit für Hausarbeiten
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bei ca. 20 Seiten liegen. Hausarbeiten können
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Seitenumfang entsprechend und die Autoren­
schaft der Kapitel muss eindeutig zu erkennen
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•

•
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Arts-Studiengang "Individualisierung und so­

zialer Wandel" aufnehmen.
 
Die Studienordnung wird in den Amtlichen Mit­

teilungen der FernUniversität in Hagen veröf­

fentlicht.
 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Be­

schlusses des Fachbereichsrates des Fachbe­
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Hagen, den 17. Mllrz 2003
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Studienordnung
 
für den Masterstudiengang
 

"Formierung der europäischen
 
Moderne"
 

mit dem Abschluss
 
"Master of Arte (M.A.)"
 

an der
 
FernUniversität In Hagen
 

Vom 17. März 2003
 

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Hochschulen des lan­
des Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz 
- HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 
190), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28. Januar 2003 (GV. NRW S. 36) hat die 
FernUniversität in Hagen folgende Stu­
dienordnung als Satzung erlassen. 

Inhaltsverzeichnis: 

§ 1 Studienziele 
§ 2 Studieninhalte 
§ 3 Sprachkenntnisse 
§ 4 Studiendauer und -umfang 
§ 5 Aufbau des Studiums 
§ 6 Studienbegleitende Prüfungen 
§ 7 Anrechnung bereits erbrachter Stu­

dien- und Prüfungsleistungen 
§ 8 Studienberatung und -betreuung 
§ 9 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

§1 
Studienziele 

(1) Kultur- und Sozialwissenschaften stre­
ben danach, menschliche lebensfonnen, 
kulturelle Deutungsmuster, gesellschaft­
liche Prozesse, kollektives und individuelles 
Handeln deutend zu verstehen und zu 
erklären. 
(2) Die Absolvierung des Masterstudien­
gangs "Fonnierung der europäischen Mo­
derne" soll in diesem Zusammenhang dazu 
dienen, die dynamischen Umgestaltungs­
prozesse zu erschließen, die im 18. und 19. 
Jahrhundert zur Ablösung der alteuro­
päischen, agrarisch, ständisch und christ­
lich fundierten Gesellschaftsordnung durch 
die moderne bürgerliche Gesellschaft mit 
ihren säkularisierten, das Individuum frei­
setzenden, kapitalistisch-industriellen und 
liberaldemokratischen Stukturfonnen ge­
führt haben. Damit wird nicht nur vertieft in 

Sach- und Problemzusammenhänge ein­
geführt, die auch die weitere historische 
Entwicklung tiefgehend geprägt haben und 
so das Verständnis der Gegenwart fördern. 
(3) Am Beispiel geschichls- und litera­
turwissenschaftlicher Zugänge zu dieser 
Thematik wird zugleich auch in die 
eigenständige wissenschaftliche Arbeit mit 
den zentralen Begriffen, Methoden und 
Theorien der kultur- und sozialwissen­
schaftlichen Forschung eingeführt. 

§2
 
Studieninhalte
 

(1) Der Masterstudiengang ,Formierung 
der europäischen Moderne" gliedert sich in 
7 Module, die in teils chronologischer, teils 
sachsystematischer Ordnung zentrale An­
triebskräfte, Themenfelder, Problemzu­
sammenhänge und weiterreichende Wir­ •kungen des Übergangs von der alteu­
ropäischen Ordnung zur europäischen 
Moderne erschließen: 

Modul 1. Vonnoderne: Alteuropa als Ge­
genwelt und Traditionszusammenhang 
Modul 2. Diskursiver Entwurf: Wissen, 
Aufklärung, Handeln 
Modul 3. Sozialökonomische Dynamik: 
Industrialisierung und bürgerliche Gesell­
schaft 
Modul 4. Politische Gestaltung: Revo­
lution, Staat und Verfassung 
Modul 5. Kulturelle Muster: Literarische 
Revolution und Ende der Kunstperiode 
Modul 6. Ausbreitung: Europa und die 
Welt 
Modul 7. Krise: Zivilisationsbrüche und 
Neuorientierungen •
(2) Das Studium beginnt mit der Bear­
beitung eines leitfadens, der nicht nur in 
die Anlage des Studiengangs und in die 
spezifischen fachwissenschaftlichen Grund­
lagen der beteiligten Fachdisziplinen ein­
führt, sondern auch als Begleiter durch das 
Studium dienen soll. 

§3 
Sprachkenntnisse 

Da ein vertieftes wissenschaftliches Stu­
dium mit geschichls- und literaturwissen­
schaftlichen Schwerpunktsetzungen im 
europäischen Zusammenhang ohne 
Fremdsprachenkenntnisse nicht möglich ist, 
werden Kenntnisse in zwei relevanten 
Fremdsprachen vorausgesetzt. Englisch ist 
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dabei als internationale Wissenschafts­
sprache unverzichtbar. Die Wahl der zwei­
ten Fremdsprache ist freigestellt. 

§4 
Studiendauer und -umfang 

(1) Das Masterstudium "Formierung der 
europäischen Moderne" ist auf 4 Semester 
= 2 Studienjahre angelegt. Im Teilzeit­
studium verlängert sich die Studiendauer 
entsprechend auf 8 Semester = 4 Studien­
jahre. 
(2) Der Studienfortschritt wird in jedem Se­
mester überprüft, eine Verlängerung der 
Studienzeit ist eingehend zu begronden. 
(3) Der Umfang des Studiums beträgt

• 
3.600 Arbeitsstunden (AS), verteilt auf 7 
Module mit jeweils 450 AS; weitere 450 AS 
entfallen auf die Anfertigung der Abschluss­
arbeit. 

§5 
AUfbau des Studiums 

• 

(1) Das Masterstudium "Formierung der 
europaischen Moderne" gliedert sich in die 
sieben im § 2 genannten Module, deren Be­
arbeitung sich zusammen mit der Ab­
schlussarbeit auf 3.600 Arbeitsstunden 
(AS) und 120 Leistungspunkte (LP) 
summiert. Pro Semester sind zwei Module 
(im TeIlzeitstudiengang ein Modul) in der 
vor-gegebenen Reihenfolge zu absolvieren. 
Die jeweils gültigen "Anleitungen zur 
Bslegung" bezeichnen die zu studierenden 
Kurse und deren Zuordnung zu Pflicht- und 
Wahl-pflichtbereichen. 
(2) Jedes Modul umfasst eine Bearbei­
tungszeit von 450 AS, die sich folgender­
maßen aufteilen: 
Aus dem Studienbriefangebot sind Kurse 
mit einer direkten Bearbeitungszeit von 240 
AS (in der Regel 4 Studienbriefe a 2 SWS) 
zu belegen. 120 AS entfallen auf Vor­
bereitung und Absolvierung der studien­
begleitenden Prüfungsleistung. Die übrigen 
90 AS sind zusatzlich zur Abfassung einer 
Hausarbeit, fOr den Besuch einer Prä­
senzveranstaltung oder zur freien Lektüre 
im thematischen Zusammenhang des 
Moduls zu verwenden. 
(3) Im Verlauf des Studiums müssen 
mindestens 2 Präsenzveranstaltungen be­
sucht werden, je eine zu einem der zu ab­
solvierenden Module und eine zur Vor­
bereitung der Abschlussarbeit. 

(4) Für den erfolgreichen Abschluss jedes 
Moduls sowie fOr die Abschlussarbeit wer­
den jeweils 15 Leistungspunkte (LP) ver­
geben. Der Erwerb von 120 LP markiert 
den erfolgreichen Abschluss des Studiums. 

§6 
StudienbegleItende Prüfungen 

(1) Jedes Modul muss mit einer benoteten 
studienbegleitenden Prüfungsleistung ab­
geschlossen werden. Die Zensuren werden 
mit der doppelt gewichteten Note der 
Abschlussarbeit in sonst gleicher Ge­
wichtung zu einer Gesamtabschlussnote 
zusammengezogen. 
(2) Prüfungsleistungen sind: Klausuren (4­
stündig), mündliche Prüfungen (40-minütig) 
und schriftliche Hausarbeiten (ca. 20 Sei­
ten). Die Prüfungsleistungen umfassen 2 
Klausuren, 2 mündliche Prüfungen und 3 
Hausarbeiten. Die Bearbeitungszeit fOr eine 
Hausarbeit betragt im Vollzeitstudium 5 
Wochen, im Teilzeitstudium verdoppelt sie 
sich. 
(3) Der Hausarbeit ist eine Versicherung 
beizufügen, dass die Arbeit selbständig ver­
fasst worden ist und keine anderen als die 
angegebenen Quellen benutzt worden sind. 
(4) Die Abschlussarbeit wird zu einem 
Thema aus dem inhaltlichen Zusam­
menhang eines der 7 Module geschrieben. 
Die Bearbeitungsdauer betragt für Volizeit­
stUdierende 3 Monate, fOr Teilzeitstudie­
rende 6 Monate. Sie 5011 einen Umfang von 
50-80 Seiten bei ca. 2.500 Zeichen pro Sei­
te aufweisen. Der Hausarbeit ist eine 
Versicherung beizufOgen, dass die Arbeit 
selbständig verfasst worden ist und keine 
anderen als die angegebenen Quellen 
benutzt worden sind. 

§7 
Anrechnung bereits erbrachtsr Studien-

und Prüfungsleistungen 

(1) Eine formelle Anrechnung anderweitig 
erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen 
ist wegen des modularen Zuschnitts des 
Curriculums und wegen des studien­
begleitenden Charakters der Prüfungs­
leistungen in der Regel nur dann möglich, 
wenn es sich um gleichartige modulare 
Studieneinheiten mit abgeschlossenen 
Prüfungsleistungen in einem verwandten 
Masterstudiengang handelt. 

•

•
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= 2 Studienjahre angelegt. Im Teilzeit­
studium verlängert sich die Studiendauer
entsprechend auf 8 Semester =4 Studien­
jahre.
(2) Der Studienfortschritt wird in jedem Se­
mester überprüft, eine Verlängerung der
Studienzeit ist eingehend zu begronden.
(3) Der Umfang des Studiums beträgt
3.600 Arbeitsstunden (AS), verteilt auf 7
Module mit jeweils 450 AS; weitere 450 AS
entfallen auf die Anfertigung der Abschluss­
arbeit.

§5
AUfbau des Studiums

(1) Das Masterstudium "Formierung der
europaischen Moderne" gliedert sich in die
sieben im § 2 genannten Module, deren Be­
arbeitung sich zusammen mit der Ab­
schlussarbeit auf 3.600 Arbeitsstunden
(AS) und 120 Leistungspunkte (LP)
summiert. Pro Semester sind zwei Module
(im TeIlzeitstudiengang ein Modul) in der
vor-gegebenen Reihenfolge zu absolvieren.
Die jeweils gültigen "Anleitungen zur
Bslegung" bezeichnen die zu studierenden
Kurse und deren Zuordnung zu Pflicht- und
Wahl-pflichtbereichen.
(2) Jedes Modul umfasst eine Bearbei­
tungszeit von 450 AS, die sich folgender­
maßen aufteilen:
Aus dem Studienbriefangebot sind Kurse
mit einer direkten Bearbeitungszeit von 240
AS (in der Regel 4 Studienbriefe a 2 SWS)
zu belegen. 120 AS entfallen auf Vor­
bereitung und Absolvierung der studien­
begleitenden Prüfungsleistung. Die übrigen
90 AS sind zusatzlich zur Abfassung einer
Hausarbeit, fOr den Besuch einer Prä­
ssnzveranstaltung oder zur freien Lektüre
im thematischen Zusammenhang des
Moduls zu verwenden.
(3) Im Verlauf des Studiums müssen
mindestens 2 Präsenzveranstaltungen be­
sucht werden, je eine zu einem der zu ab­
solvierenden Module und eine zur Vor­
bereitung der Abschlussarbeit.

(4) Für den erfolgreichen Abschluss jedes
Moduls sowie fOr die Abschlussarbeit wer­
den jeweils 15 Leistungspunkte (LP) ver­
geben. Der Erwerb von 120 LP markiert
den erfolgreichen Abschluss des Studiums.

§6
StudienbegleItende Prüfungen

(1) Jedes Modul muss mit einer benoteten
studienbegleitenden Prüfungsleistung ab­
geschlossen werden. Die Zensuren werden
mit der doppelt gewichteten Note der
Abschlussarbeit in sonst gleicher Ge­
wichtung zu einer Gesamtabschlussnote
zusammengezogen.
(2) Prüfungsleistungen sind: Klausuren (4­
stündig), mündliche Prüfungen (40-minütig)
und schriftliche Hausarbeiten (ca. 20 Sei­
ten). Die Prüfungsleistungen umfassen 2
Klausuren, 2 mündliche Prüfungen und 3
Hausarbeiten. Die Bearbeitungszeit fOr eine
Hausarbeit betragt im Vollzeitstudium 5
Wochen, im Teilzeitstudium verdoppelt sie
sich.
(3) Der Hausarbeit ist eine Versicherung
beizufügen, dass die Arbeit selbständig ver­
fasst worden ist und keine anderen als die
angegebenen Quellen benutzt worden sind.
(4) Die Abschlussarbeit wird zu einem
Thema aus dem inhaltlichen Zusam­
menhang eines der 7 Module geschrieben.
Die Bearbeitungsdauer betragt für Volizeit­
stUdierende 3 Monate, fOr Teilzeitstudie­
rende 6 Monate. Sie 5011 einen Umfang von
50-80 Seiten bei ca. 2.500 Zeichen pro Sei­
te aufweisen. Der Hausarbeit ist eine
Versicherung beizufOgen, dass die Arbeit
selbständig verfasst worden ist und keine
anderen als die angegebenen Quellen
benutzt worden sind.

§7
Anrechnung bereite erbrachter Studien-

und Prüfungsleistungen

(1) Eine formelle Anrechnung anderweitig
erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen
ist wegen des modularen Zuschnitts des
Curriculums und wegen des studien­
begleitenden Charakters der Prüfungs­
leistungen in der Regel nur dann möglich,
wenn es sich um gleichartige modulare
Studieneinheiten mit abgeschlossenen
Prüfungsleistungen in einem verwandten
Masterstudiengang handelt.
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(2) Über eine mögliche Teilanerkennung 
anderweitig erbrachter, modular zuordbarer 
Studienleistungen entscheidet die Stu­
diengangskommission. 

§B 
Studienberatung und -betreuung 

(1) Die allgemeine Studienberatung erfolgt 
durch das Studierendensekretariat der 
FemUniversitat in Hagen. Sie erstreckt sich 
auf Fragen der Studienmöglichkeiten, der 
Einschreibungsformalitaten und der allge­
meinen Prüfungsbedingungen. 
(2) Die studienbegleitende fachliche Bera­
tung und Betreuung erfolgt durch die Mit­
glieder qer den Studiengang "Formierung 
der europaischen Moderne" tragenden 
Institute, des Historischen Instituts und des 
Instituts für Literaturwissenschaft, sowie 
durch die fachwissenschaftlich zustandigen 
Mentorinnen und Mentoren in den fern­
universitaren Studienzentren. 

§9 
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom 
01.10.2003 in Kraft. Sie wird in den Amtli­
chen Mitteilungen der FernUniversitat in 
Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des 
Beschlusses des Fachbereichsrates des 
Fachbereichs Kultur- und Sozialwissen­
schaften der FernUniversitat in Hagen vom 
19.02.2003. 

Hagen, den 17. Marz 2003 

Der Dekan 
des Fachbereichs 

Kultur- und Sozialwissenschaften 
der FernU . e . t in Hagen 

•
 

•
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Studienordnung
 
fOr den Studiengang
 

"Politische Steuerung und Koordination
 
(Governance)"
 

mit dem Abschluss "Master of Arts (MA)"
 
an der
 

FernUniversität in Hagen
 
Vom 17. März 2003
 

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 
2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 28. Januar 2003 (GV. NRW S. 36) hat 
die FernUniversität in Hagen folgende Studienord­
nung als Satzung erlassen. 

• Inhaltsverzeichnis: 

§ 1 Rechtsgrundlage 
§ 2 Gegenstand 

•

§ 3 Ausbildungs- und Studienziele 
§ 4 Studienumfang 
§ 5 Aufbau des Studiums 
§ 6 Studienstruktur 
§ 7 Leistungspunkte 
§ 8 Lehr- und Studienformen 
§ .9 Präsenz- und Online-Seminare 
§ 10 Studienbegleitende Prüfungen 
§ 11 Klausuren 
§ 12 Hausarbeiten 
§ 13 Mündliche Prüfungen 
§ 14 MA-Abschlussarbeit und deren 

mündliche Verteidigung 
§ 15 Benotung der studienbegleitenden Prü­

fungen und der MA-Abschlussarbeit 
§ 16 ln-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

§1 
Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für diesen Studiengang ist die 
"Prüfungsordnung für die Studiengänge Bildung 
und Medien, Europäische Philosophie, Formierung 
der Europäischen Moderne, Individualisierung und 
sozialer Wandel, Politische Steuerung und Koordi­
nation (Governance) mit dem Abschluss Master of 
Arts (MAl" der FernUniversität in der jeweils gülti­
gen Fassung. 

§2 
Gegenstand 

(1) Gegenstand des Studiengangs sind Goveran­
ce-Formen im nationalen und internationalen Be­
reich, ihre Entstehung und Entwicklung, ihre kon­
kreten Ausprägungen sowie die Steuerungs- und 
Koordinationsprozesse in ihnen. 
(2) Der Begriff "Governance" kennzeichnet zum 
einen den gegenwärtigen Wandel im Verhältnis 
zwischen Staat und Gesellschaft. Er umschreibt 

neue Formen gesellschaftlicher, ökonomischer und 
politischer Regulierung, Koordination und Steue­
rung in komplexen institutionellen Strukturen, in 
denen meistens staatliche und private Akteure 
zusammenwirken. Solche Prozesse finden sich in 
der öffentlichen Verwaltung, in Bereichen des 
Dritten Sektors (Verbände, Universitäten) und in 
privaten Unternehmen, in der Herrschaftspraxis 
der Nationalstaaten sowie in der internationalen 
Politik (z.B. in internationalen Organisationen, Re­
gimen und in der EU). Zum anderen steht "Go­
vernance" für eine theoretische Diskussion über 
Koordinationsmodi und Steuerung in komplexen 
Interorganisationsgefügen. Koordiniert und ge­
steuert wird durch unterschiedliche institutionelle 
Strukturen und Mechanismen, die meist in Misch­
formen angewandt werden, wie etwa wechselseiti­
ge Anpassung, Verhandlungen, Wettbewerb und 
einseitige Entscheidung. 

§3 
Ausbildungs- und Studienziele 

(1) Der Studiengang soll die Studierenden dazu 
befähigen, Governance-Formen wissenschaftlich 
fundiert zu analysieren und die erworbenen Kennt­
nisse und Fertigkeiten in die berufliche Praxis zu 
transferieren. 
(2) Im Einzelnen werden foigende Ziele ange­
strebt: 

•	 Wissen über Veränderungen im Bereich ge­
sellschaftlicher und politischer Steuerung und 
Koordination zu vermitteln, 

•	 Studierende mit dem theoretisch-analytischen 
Konzept von Governance vertraut zu machen, 

•	 sie in die Lage zu versetzen, die Herausforde­
rungen und Probleme, die sich durch die Her­
ausbildung von Governance-Formen stellen, 
zu erkennen und zu analysieren, sowie 

•	 praxisrelevante Anleitungen für die Tätigkeit 
unter den veränderten strukturellen Bedingun­
gen komplexer interorganisationsstrukturen in 
verschiedenen Aufgabenbereichen zu vermit­
teln. 

§4 
Studienumfang 

Die Studiendauer beträgt 4 Semester im Volizeit­
studium, entsprechend 8 Semester im Teilzeitstu­
dium. Der Studienumfang beträgt 3.600 Arbeits­
stunden, also 900 Arbeitsstunden pro Semester im 
Vollzeitstudium bzw. 450 Arbeitsstunden pro Se­
mester im Teiizeitstudium. 

§5 
Aufbau des Studiums 

Das Studium gliedert sich in zwei Phasen: 1. 
Grundlagen (1. und 2. Semester im Volizeitstu­
dium), 2. Vertiefungs- und Forschungsphase (3. 
und 4. Semester im Vollzeitstudium). 

•

•

Studienordnung
fOr den Studiengang

"Politische Steuerung und Koordination
(Governance)"

mit dem Abschluss "Master of Arts (MA)"
an der

FernUniversität in Hagen
Vom 17. März 2003

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des Gesetzes
über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März
2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 28. Januar 2003 (GV. NRW S. 36) hat
die FernUniversität in Hagen folgende Studienord­
nung als Satzung erlassen.

Inhaltsverzeichnis:
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§ 2 Gegenstand
§ 3 Ausbildungs- und Studienziele
§ 4 Studienumfang
§ 5 Aufbau des Studiums
§ 6 Studienstruktur
§ 7 Leistungspunkte
§ 8 Lehr- und Studienformen
§ .9 Präsenz- und Online-Seminare
§ 10 Studienbegleitende Prüfungen
§ 11 Klausuren
§ 12 Hausarbeiten
§ 13 Mündliche Prüfungen
§ 14 MA-Abschlussarbeit und deren

mündliche Verteidigung
§ 15 Benotung der studienbegleitenden Prü­

fungen und der MA-Abschlussarbeit
§ 16 ln-Kraft-Treten und Veröffentlichung

§1
Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage für diesen Studiengang ist die
"Prüfungsordnung für die Studiengänge Bildung
und Medien, Europäische Philosophie, Formierung
der Europäischen Moderne, Individualisierung und
sozialer Wandel, Politische Steuerung und Koordi­
nation (Governance) mit dem Abschluss Master of
Arts (MAl" der FernUniversität in der jeweils gülti­
gen Fassung.

§2
Gegenstand

(1) Gegenstand des Studiengangs sind Goveran­
ce-Formen im nationalen und internationalen Be­
reich, ihre Entstehung und Entwicklung, ihre kon­
kreten Ausprägungen sowie die Steuerungs- und
Koordinationsprozesse in ihnen.
(2) Der Begriff "Governance" kennzeichnet zum
einen den gegenwärtigen Wandel im Verhältnis
zwischen Staat und Gesellschaft. Er umschreibt

neue Formen gesellschaftlicher, ökonomischer und
politischer Regulierung, Koordination und Steue­
rung in komplexen institutionellen Strukturen, in
denen meistens staatliche und private Akteure
zusammenwirken. Solche Prozesse finden sich in
der öffentlichen Verwaltung, in Bereichen des
Dritten Sektors (Verbände, Universitäten) und in
privaten Unternehmen, in der Herrschaftspraxis
der Nationalstaaten sowie in der internationalen
Politik (z.B. in internationalen Organisationen, Re­
gimen und in der EU). Zum anderen steht "Go­
vernance" für eine theoretische Diskussion über
Koordinationsmodi und Steuerung in komplexen
Interorganisationsgefügen. Koordiniert und ge­
steuert wird durch unterschiedliche institutionelle
Strukturen und Mechanismen, die meist in Misch­
formen angewandt werden, wie etwa wechselseiti­
ge Anpassung, Verhandlungen, Wettbewerb und
einseitige Entscheidung.

§3
Ausbildungs- und Studienziele

(1) Der Studiengang soll die Studierenden dazu
befähigen, Governance-Formen wissenschaftlich
fundiert zu analysieren und die erworbenen Kennt­
nisse und Fertigkeiten in die berufliche Praxis zu
transferieren.
(2) Im Einzelnen werden foigende Ziele ange­
strebt:

• Wissen über Veränderungen im Bereich ge­
sellschaftlicher und politischer Steuerung und
Koordination zu vermitteln,

• Studierende mit dem theoretisch-analytischen
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• sie in die Lage zu versetzen, die Herausforde­
rungen und Probleme, die sich durch die Her­
ausbildung von Governance-Formen stellen,
zu erkennen und zu analysieren, sowie

• praxisrelevante Anleitungen für die Tätigkeit
unter den veränderten strukturellen Bedingun­
gen komplexer interorganisationsstrukturen in
verschiedenen Aufgabenbereichen zu vermit­
teln.

§4
Studienumfang

Die Studiendauer beträgt 4 Semester im Volizeit­
studium, entsprechend 8 Semester im Teilzeitstu­
dium. Der Studienumfang beträgt 3.600 Arbeits­
stunden, also 900 Arbeitsstunden pro Semester im
Vollzeitstudium bzw. 450 Arbeitsstunden pro Se­
mester im Teiizeitstudium.
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und 4. Semester im Vollzeitstudium).
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studium, entsprechend 8 Semester im Teilzeitstu­
dium. Der Studienumfang beträgt 3.600 Arbeits­
stunden, also 900 Arbeitsstunden pro Semester im
Vollzeitstudium bzw. 450 Arbeitsstunden pro Se­
mester im Teiizeitstudium.

§5
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§6 §9 

Studienstruktur Präsenz- und Online-Seminare 

(1) Der Studiengang wird in modularisierter Form 
angeboten. Jedes Modul umfasst 450 Arbeitsstun­
den, d.h. dass im Vollzeitstudium pro Semester 
zwei Module erfolgreich bearbeitet werden sollten, 
im Teilzeitstudium pro Semester ein Modul. Weite­
re 450 Arbeitsstunden entfallen auf die Anfertigung 
der M.A.-Abschlussarbeit. 
(2) Insgesamt müssen 7 Module erfolgreich be­
arbeitet werden. Folgende Module werden ange­
boten: 

Grundlagen 
Alle 4 Module sind verpflichtend: 
1.1	 Governance - Einführung in die Thematik, 
1.2	 Institutionen, Akteure und Steuerung ­

Analyseansätze und Methoden,
 
2.1	 Historische Grundlagen der Politik, 
2.2	 Koordination und Vermittlung 

gesellschaftlicher Interessen. 

Vertiefungs- und Forschungsphase 
Das Modul 3.1 ist verpflichtend, eines der beiden 
Module 3.2 und 3.3 sowie eines der Module 4.1, 
4.2 und 4.3 müssen bearbeitet werden: 
3.1	 Demokratie und Governance, 
3.2	 Politische Steuerung und ungleiche 

Entwicklung, 
3.3	 Sicherheit und Global Governance, 
4.1	 Politische Steuerung und Koordinierung 

in der Wirtschaft, 
4.2	 Governance in Mehrebenensystemen, 
4.3	 Governance in Wissenschaft, Umwelt 

und Technik (in Planung). 
(3) Die jeweils gültigen "Anleitungen zur Bele­
gung" bezeichnen die zu studierenden Kurse und 
deren Zuordnung zu den Pflicht- und Wahlberei­
chen. 

§7 
Leistungspunkte 

Für jedes erfolgreich abgelegte Modul (das heißt 
Nachweis der Kursbelegung und bestandene dem 
Modul zugeordnete studienbegleitende Prüfung) 
sowie für die mit mindestens 4,0 (ausreichend) 
bewertete Abschlussarbeit werden je 15 Leistungs­
punkte vergeben. Der Gesamtstu-diengang um­
fasst also 120 Leistungspunkte. 

§8 
Lehr- und Studienformen 

Die 450 Arbeitsstunden pro Modul teilen sich wie 
folgt auf: 240 Stunden werden durch das Bearbei­
ten von Kursen (im Umfang von 8 SWS) abge­
deckt, 120 Stunden sind für die Vorbereitung und 
Durchführung der studienbegleitenden Prüfung 
vorgesehen, 90 Stunden stehen zur freien Lektüre 
zu den Inhalten des Moduls oder für ein Prllsenz­
oder Online-Seminar zu diesem Modul zur Verfü­
gung. 

Zu den einzelnen Modulen werden im wechseln­
den Angebot Prllsenz- und/oder Online-Seminare 
durchgeführt. Die Teilnahme an mindestens einem 
Seminar ist verpflichtend. 

§ 10 
Studienbegleitende Prüfungen 

(1) Während des Studiums sind zu 6 Modulen 
studienbegleitende Prüfungen abzulegen, um zur 
MA-Abschlussarbeit zugelassen zu werden. (Eine 
7. studienbegleitende Prüfung wird nach der Be­
wertung der MA-Arbeit abgelegt.) 
(2) Zu den Prüfungen wird auf Antrag beim Prü­
fungsamt des Fachbereichs Kultur- und Sozialwis­
senschaften zugelassen, wer im Studiengang ein­
geschrieben ist und die ordnungsgemäße Bele­
gung der Kurse des jeweiligen Moduls (oder eine 
entsprechende Anerkennung) nachweist. 
(3) Zu den Modulen sind folgende Prüfungslei­
stungen festgelegt: In Modul 1.1 muss eine Klau­
sur geschrieben werden, in allen anderen Modulen 
kann zwischen einer Hausarbeit oder einer münd­

• 

lichen Prüfung gewählt werden. Bei den Wahlmög­
lichkeiten ist darauf zu achten, dass mindestens 2 
mündliche Prüfungen abgelegt werden sowie min­
destens 2 Hausarbeiten geschrieben werden. 

§ 11 
Klausuren 

Zum Ende eines jeden Semesters werden ein 
Klausurtermin sowie ein Ersatzlermin angeboten. 
Die Klausurdauer betrllgt vier Zeitstunden. 

§ 12 
Hausarbeiten 

(1) Die Bearbeitungszeit für Hausarbeiten betrllgt 
im Vollzeitstudium fünf Wochen, im Teilzeitstudium 
zehn Wochen. Der Umfang soll bei ca. 20 Seiten 
liegen. Hausarbeiten können als Einzel- oder 
Gruppenarbeiten geschrieben werden. Bei Grup­
penarbeiten vervielfacht sich der Seitenumfang 
entsprechend und die Kapitel müssen eindeutig 
einzelnen Personen zuzuordnen sein. 

• 

(2) Der Hausarbeit ist eine Versicherung bzw sind 
Versicherungen beizufügen. dass die Arbeit selb­
stllndig verfasst wurde und keine anderen als die 
angegebenen Quellen benutzt worden sind. 

§ 13 
Mündliche Prüfungen 

(1) Mündliche Prüfungen können als Einzel- oder 
Gruppenprüfung abgelegt werden. Eine EinzeI­
prüfung dauert 30 bis 45 Minuten, Gruppenprüfun­
gen verlängern sich entsprechend. 
(2) Studierende, die ihren Wohnsitz in Übersee 
haben, können gemäß § 11 (6) der Prüfungsord­
nung eine der zwei geforderten mündlichen Prü­
fungen durch eine Kiausur ersetzen. 

§6
Studienstruktur

(1) Der Studiengang wird in modularisierter Form
angeboten. Jedes Modul umfasst 450 Arbeitsstun­
den, d.h. dass im Vollzeitstudium pro Semester
zwei Module erfolgreich bearbeitet werden sollten,
im Teilzeitstudium pro Semester ein Modul. Weite­
re 450 Arbeitsstunden entfallen auf die Anfertigung
der M.A.-Abschlussarbeit.
(2) Insgesamt müssen 7 Module erfolgreich be­
arbeitet werden. Folgende Module werden ange­
boten:

Grundlagen
Alle 4 Module sind verpflichtend:
1.1 Governance - Einführung in die Thematik,
1.2 Institutionen, Akteure und Steuerung -

Analyseansätze und Methoden,
2.1 Historische Grundlagen der Politik,
2.2 Koordination und Vermittlung

gesellschaftlicher Interessen.

Vertiefungs- und Forschungsphase
Das Modul 3.1 ist verpflichtend, eines der beiden
Module 3.2 und 3.3 sowie eines der Module 4.1,
4.2 und 4.3 müssen bearbeitet werden:
3.1 Demokratie und Governance,
3.2 Politische Steuerung und ungleiche

Entwicklung,
3.3 Sicherheit und Global Governance,
4.1 Politische Steuerung und Koordinierung

in der Wirtschaft,
4.2 Governance in Mehrebenensystemen,
4.3 Governance in Wissenschaft, Umwelt

und Technik (in Planung).
(3) Die jeweils gültigen "Anleitungen zur Bele­
gung" bezeichnen die zu studierenden Kurse und
deren Zuordnung zu den Pflicht- und Wahlberei­
chen.

§7
Leistungspunkte

Für jedes erfolgreich abgelegte Modul (das heißt
Nachweis der Kursbelegung und bestandene dem
Modul zugeordnete studienbegleitende Prüfung)
sowie für die mit mindestens 4,0 (ausreichend)
bewertete Abschlussarbeit werden je 15 Leistungs­
punkte vergeben. Der Gesamtstu-diengang um­
fasst also 120 Leistungspunkte.

§8
Lehr- und Studienformen

Die 450 Arbeitsstunden pro Modul teilen sich wie
folgt auf: 240 Stunden werden durch das Bearbei­
ten von Kursen (im Umfang von 8 SWS) abge­
deckt, 120 Stunden sind für die Vorbereitung und
Durchführung der studienbegleitenden Prüfung
vorgesehen, 90 Stunden stehen zur freien Lektüre
zu den Inhalten des Moduls oder für ein Prllsenz­
oder Online-Seminar zu diesem Modul zur Verfü­
gung.
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§14
 
M.A.-Abschlussarbeit und deren
 

mündliche Verteidigung
 

(1) Um zur M.A.-Abschlussarbeit zugelassen zu 
werden, muss ein Antrag auf Zulassung an das 
Prüfungsamt des Fachbereichs Kultur- und Sozi­
alwissenschaften gestellt werden, in dem die er­
folgreiche Bearbeitung von 6 Modulen sowie die 
Teilnahme an mindestens einem Präsenz- bzw. 
Online-Seminar nachgewiesen werden muss. Im 
Antrag ist anzugeben, zu welchem Modul die Ar­
beit geschrieben werden soll. Die M.A.-Arbeit kann 
in allen angebotenen Modulen geschrieben wer­
den und muss sich schwerpunktmäßig auf die Go­
vernance-Thematik beziehen. 

• 
(2) Die M.A.-Abschlussarbeit hat einen Umfang 
von 50 bis 80 DIN A 4 Seiten bei ca. 2.500 Zei­
chen pro Seite. Die Bearbeitungszeit beträgt im 
VolIzeitstudium drei Monate, im Teilzeitstudium 
sechs Monate. 
(3) Eine 7. studienbegleitende Prüfung wird nach 
der Bewertung der M.A.-Arbeit abgelegt. Sie ist 
immer eine mündliche Prüfung, deren Gegenstand 
die Inhalte des siebten Moduls sowie die Verteidi­
gung der M.A.-Arbeit ist. 

§ 15 
Benotung der studienbegleitenden Prüfungen 

und der M.A.-Abschlussarbeit 

Die Benotung ergibt sich aus § 16 der Prüfungs­
ordnung. Eine Prüfung ist nur bestanden, wenn sie 
mit mindestens "ausreichend" (bis 4,0) bewertet 
ist. Die Gesamtnote wird aus dem arithmetischen 
Mittel der 7 Noten aus den studienbegleitenden 
Prüfungen sowie aus der doppelt gewichteten Note 
der M.A.-Arbeit gebildet. 

§16 
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

• (1) Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom 
01. Oktober 2003 in Kraft. Sie findet auf alle Stu­
dierenden Anwendung, die im Wintersemester 
2003/04 oder später ihr Studium im Master of Arts­
Studiengang "Poiilische Steuerung und Koordina­
tion (Governance)" aufnehmen. Die Studienord­
nung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität in Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Be­
schlusses des Fachbereichsrates des Fachbe­
reichs Kultur- und Sozialwissenschaften der Fern­
Universität in Hagen vom 19.02.2003. 

Hagen, den 17.03.2003 

Der Dekan 
des Fachbereichs 

Kultur- und Sozial enschaften 
in Hagender FernUniv 

rt Röttgers 
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Studienordnung
 
für den Studiengang
 

"Philosophie· Philosophie im europäischen
 
Kontext"
 

mit dem Abschluss "Master of Arts (M.A.)"
 
an der
 

FernUniversität in Hagen
 
Vom 17. März 2003
 

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. 
NRW S. 190), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. 
Januar 2003 (GV. NRW S. 36) hat die FernUniversität 
in Hagen folgende Studienordnung ais Satzung er­
lassen. 

Inhaltsverzeichnis: 

§ 1 Studienziele 
§ 2 Sprachkenntnisse 
§ 3 Studiendauer und Studienumfang 
§ 4 Gliederung des Studiums 
§ 5 Struktur des Studiums: Pflicht- und Wahlan­

teile 
§ 6 Studieninhalte und Aufbau des Studiums 
§ 7 Prüfungen 
§ 8 Anrechnung bereits erbrachter Studien- und 

Prüfungsleistungen 
§ 9 Studienberatung 
§ 10 Studienplan 
§ 11 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

§1 
Studienziele 

(1) Durch das Studium der Philosophie sollen die 
Studierenden grundlegende Begriffe, Probleme, 
Methoden, Theorien und Traditionen der Philosophie 
kennenlemen und die Fähigkeit zur selbständigen 
Darstellung und Analyse philosophischer Argumente 
und Probleme erwerben. Darüber hinaus sollen sie 
lernen, philosophische Einsichten in Fragestellungen 
und Problemzusammenhänge individueller und 
gesellschaftlicher Praxis einzubringen. 
(2) Durch die Schwerpunktselzung auf nationale Kon­
texte sollen die Studierenden auf Ähnlichkeiten und 
Unterschiede der verschiedenen europäischen philo­
sophischen Traditionen aufmerksam gemacht werden. 

§2 
Sprachkenntnisse 

Erwartet werden ausreichende Fremdsprachenkennt­
nisse in zwei modernen Fremdsprachen. Je nach 
Schwerpunktsetzung der Masterarbeit sind Kennt­
nisse des Lateinischen und des Griechischen unum­
gänglich. 

§3 
Studiendauer und Studienumfang 

Das Studium der Philosophie im Master-Studiengang 
"Philosophie - Philosophie im europäischen Kontext" 
ist im Vollzeitstudium auf 4 Semester (= 2 Studien­
jahre) angelegt. Bei Teilzeitstudium verlängert sich die 
Zeit entsprechend. Der Umfang des Studiums beträgt 
3600 Stunden studentischer Arbeitszeit. 

§4 
Gliederung des Studiums 

(1) Das Studium der Philosophie im Master-Stu­
diengang gliedert sich in einen ersten Abschnitt 
Grundlagen, welcher 1.800 Arbeitsstunden und in 
einen zweiten Abschnitt Philosophie im europäischen 
Kontext, welcher ebenfalls 1800 Stunden stu­
dentischer Arbeitszeit umfasst. Im ersten Studien­
abschnitt umfasst das Studienangebot insgesamt 4 
Module, deren Bearbeitung im ersten Studienjahr 
abgeschlossen sein soll. 
(2) Das Studienangebot umfasst im zweiten Studien­ •
abschnitt 4 Module, aus denen der/die Studierende 3 
zur Bearbeitung auswählt; die Bearbeitung der 
Module im zweiten Studienabschnitt soll nach 9 Mo­
naten abgeschlossen sein. Im Teilzeitstudium gelten 
entsprechend verlängerte Zeiten. Module des zweiten 
Studienabschnitts können erst nach der erfolgreichen 
Bearbeitung der Module des ersten Studienabschnitts 
abgeschlossen werden. 

§5 
Struktur des Studiums: Pflicht· und Wahlanteile 

Die Module im ersten Studienabschnitt sind in einen
 
Pflicht- und einen Wahlanteil eingeteilt.
 
Im zweiten Studienabschnitt sollen aus dem Stu­

dienangebot von insgesamt 4 Modulen 3 Module zur
 
Bearbeitung ausgewählt werden.
 

§6 •
Studieninhalte und Aufbau des Studiums 

(1) Das Studienangebot im Master of Arts stu­
diengang "Philosophie - Philosophie im europäischen 
Kontexf' erstreckt sich im ersten Studienabschnitt auf 
die folgenden Lehr- bzw. Lernbereiche: 

I.	 Grundlagen der Theoretischen 
Philosophie 

11.	 Grundlagen der Praktischen 
Philosophie 

111. Prinzipienfragen 
IV. Ästhetik und Hermeneutik 

und im zweiten Studienabschnitt auf die Lehr- und 
Lernbereiche: 

I.	 Historische Grundlagen des 
europäischen Denkens 

Studienordnung
für den Studiengang

"Philosophie· Philosophie im europäischen
Kontext"

mit dem Abschluss "Master of Arts (M.A.)"
an der

FernUniversität in Hagen
Vom 17. März 2003

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des Gesetzes über
die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen
(Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV.
NRW S. 190), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.
Januar 2003 (GV. NRW S. 36) hat die FernUniversität
in Hagen folgende Studienordnung ais Satzung er­
lassen.

Inhaltsverzeichnis:

§ 1 Studienziele
§ 2 Sprachkenntnisse
§ 3 Studiendauer und Studienumfang
§ 4 Gliederung des Studiums
§ 5 Struktur des Studiums: Pflicht- und Wahlan-

teile
§ 6 Studieninhalte und Aufbau des Studiums
§ 7 Prüfungen
§ 8 Anrechnung bereits erbrachter Studien- und

Prüfungsleistungen
§ 9 Studienberatung
§ 10 Studienplan
§ 11 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

§1
Studienziele

(1) Durch das Studium der Philosophie sollen die
Studierenden grundlegende Begriffe, Probleme,
Methoden, Theorien und Traditionen der Philosophie
kennenlemen und die Fähigkeit zur selbständigen
Darstellung und Analyse philosophischer Argumente
und Probleme erwerben. Darüber hinaus sollen sie
lernen, philosophische Einsichten in Fragestellungen
und Problemzusammenhänge individueller und
gesellschaftlicher Praxis einzubringen.
(2) Durch die Schwerpunktselzung auf nationale Kon­
texte sollen die Studierenden auf Ähnlichkeiten und
Unterschiede der verschiedenen europäischen philo­
sophischen Traditionen aufmerksam gemacht werden.

§2
Sprachkenntnisse

Erwartet werden ausreichende Fremdsprachenkennt­
nisse in zwei modernen Fremdsprachen. Je nach
Schwerpunktsetzung der Masterarbeit sind Kennt­
nisse des Lateinischen und des Griechischen unum­
gänglich.

§3
Studiendauer und Studienumfang

Das Studium der Philosophie im Master-Studiengang
"Philosophie - Philosophie im europäischen Kontext"
ist im Vollzeitstudium auf 4 Semester (= 2 Studien­
jahre) angelegt. Bei Teilzeitstudium verlängert sich die
Zeit entsprechend. Der Umfang des Studiums beträgt
3600 Stunden studentischer Arbeitszeit.

§4
Gliederung des Studiums

(1) Das Studium der Philosophie im Master-Stu­
diengang gliedert sich in einen ersten Abschnitt
Grundlagen, welcher 1.800 Arbeitsstunden und in
einen zweiten Abschnitt Philosophie im europäischen
Kontext, welcher ebenfalls 1800 Stunden stu­
dentischer Arbeitszeit umfasst. Im ersten Studien­
abschnitt umfasst das Studienangebot insgesamt 4
Module, deren Bearbeitung im ersten Studienjahr
abgeschlossen sein soll.
(2) Das Studienangebot umfasst im zweiten Studien­
abschnitt 4 Module, aus denen der/die Studierende 3
zur Bearbeitung auswählt; die Bearbeitung der
Module im zweiten Studienabschnitt soll nach 9 Mo­
naten abgeschlossen sein. Im Teilzeitstudium gelten
entsprechend verlängerte Zeiten. Module des zweiten
Studienabschnitts können erst nach der erfolgreichen
Bearbeitung der Module des ersten Studienabschnitts
abgeschlossen werden.

§5
Struktur des Studiums: Pflicht· und Wahlanteile

Die Module im ersten Studienabschnitt sind in einen
Pflicht- und einen Wahlanteil eingeteilt.
Im zweiten Studienabschnitt sollen aus dem Stu­
dienangebot von insgesamt 4 Modulen 3 Module zur
Bearbeitung ausgewählt werden.

§6
Studieninhalte und Aufbau des Studiums

(1) Das Studienangebot im Master of Arts stu­
diengang "Philosophie - Philosophie im europäischen
Kontexf' erstreckt sich im ersten Studienabschnitt auf
die folgenden Lehr- bzw. Lernbereiche:

I. Grundlagen der Theoretischen
Philosophie

11. Grundlagen der Praktischen
Philosophie

111. Prinzipienfragen
IV. Ästhetik und Hermeneutik

und im zweiten Studienabschnitt auf die Lehr- und
Lernbereiche:

I. Historische Grundlagen des
europäischen Denkens

•

•

Studienordnung
für den Studiengang

"Philosophie· Philosophie im europäischen
Kontext"

mit dem Abschluss "Master of Arts (M.A.)"
an der

FernUniversität in Hagen
Vom 17. März 2003

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des Gesetzes über
die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen
(Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV.
NRW S. 190), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.
Januar 2003 (GV. NRW S. 36) hat die FernUniversität
in Hagen folgende Studienordnung ais Satzung er­
lassen.

Inhaltsverzeichnis:

§ 1 Studienziele
§ 2 Sprachkenntnisse
§ 3 Studiendauer und Studienumfang
§ 4 Gliederung des Studiums
§ 5 Struktur des Studiums: Pflicht- und Wahlan-

teile
§ 6 Studieninhalte und Aufbau des Studiums
§ 7 Prüfungen
§ 8 Anrechnung bereits erbrachter Studien- und

Prüfungsleistungen
§ 9 Studienberatung
§ 10 Studienplan
§ 11 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

§1
Studienziele

(1) Durch das Studium der Philosophie sollen die
Studierenden grundlegende Begriffe, Probleme,
Methoden, Theorien und Traditionen der Philosophie
kennenlemen und die Fähigkeit zur selbständigen
Darstellung und Analyse philosophischer Argumente
und Probleme erwerben. Darüber hinaus sollen sie
lernen, philosophische Einsichten in Fragestellungen
und Problemzusammenhänge individueller und
gesellschaftlicher Praxis einzubringen.
(2) Durch die Schwerpunktselzung auf nationale Kon­
texte sollen die Studierenden auf Ähnlichkeiten und
Unterschiede der verschiedenen europäischen philo­
sophischen Traditionen aufmerksam gemacht werden.

§2
Sprachkenntnisse

Erwartet werden ausreichende Fremdsprachenkennt­
nisse in zwei modernen Fremdsprachen. Je nach
Schwerpunktsetzung der Masterarbeit sind Kennt­
nisse des Lateinischen und des Griechischen unum­
gänglich.

§3
Studiendauer und Studienumfang

Das Studium der Philosophie im Master-Studiengang
"Philosophie - Philosophie im europäischen Kontext"
ist im Vollzeitstudium auf 4 Semester (= 2 Studien­
jahre) angelegt. Bei Teilzeitstudium verlängert sich die
Zeit entsprechend. Der Umfang des Studiums beträgt
3600 Stunden studentischer Arbeitszeit.

§4
Gliederung des Studiums

(1) Das Studium der Philosophie im Master-Stu­
diengang gliedert sich in einen ersten Abschnitt
Grundlagen, welcher 1.800 Arbeitsstunden und in
einen zweiten Abschnitt Philosophie im europäischen
Kontext, welcher ebenfalls 1800 Stunden stu­
dentischer Arbeitszeit umfasst. Im ersten Studien­
abschnitt umfasst das Studienangebot insgesamt 4
Module, deren Bearbeitung im ersten Studienjahr
abgeschlossen sein soll.
(2) Das Studienangebot umfasst im zweiten Studien­
abschnitt 4 Module, aus denen der/die Studierende 3
zur Bearbeitung auswählt; die Bearbeitung der
Module im zweiten Studienabschnitt soll nach 9 Mo­
naten abgeschlossen sein. Im Teilzeitstudium gelten
entsprechend verlängerte Zeiten. Module des zweiten
Studienabschnitts können erst nach der erfolgreichen
Bearbeitung der Module des ersten Studienabschnitts
abgeschlossen werden.

§5
Struktur des Studiums: Pflicht· und Wahlanteile

Die Module im ersten Studienabschnitt sind in einen
Pflicht- und einen Wahlanteil eingeteilt.
Im zweiten Studienabschnitt sollen aus dem Stu­
dienangebot von insgesamt 4 Modulen 3 Module zur
Bearbeitung ausgewählt werden.

§6
Studieninhalte und Aufbau des Studiums

(1) Das Studienangebot im Master of Arts stu­
diengang "Philosophie - Philosophie im europäischen
Kontexf' erstreckt sich im ersten Studienabschnitt auf
die folgenden Lehr- bzw. Lernbereiche:

I. Grundlagen der Theoretischen
Philosophie

11. Grundlagen der Praktischen
Philosophie

111. Prinzipienfragen
IV. Ästhetik und Hermeneutik

und im zweiten Studienabschnitt auf die Lehr- und
Lernbereiche:

I. Historische Grundlagen des
europäischen Denkens

•

•
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11.	 Französische Philosophie der 
Gegenwart 

111.	 Philosophie im angelsächsi­
schen Raum 

IV. Politik und Recht in Europa 

(2) Das Angebot der Lehr- bzw. Lernbereich erfolgt 
in modularisierter Form. Von den vier Bereichen des 
zweiten Studienabschnitts sollen die Studierenden 
drei Bereiche bearbeiten. Das Modul 2 oder das Mo­
dul 3 kann durch einen virtuellen Auslandsaufenthalt, 
d.h. durch die Bearbeitung von Kursen anderer euro­
päischer Fernuniversitäten ersetzt werden. 

§7 
Prüfungen 

• 
(1) Das Studium im Studiengang Master of Arts 
"Philosophie - Philosophie im europäischen Kontext" 
wird kumulativ durch den erfolgreichen Abschluss der 
einzelnen Module (vgl. § 6) und durch die erfolgreiche 
Anfertigung der Masterarbeit abgeschlossen. 

• 

(2) Jedes der 7 Module, die der/die Studierende zu 
bearbeiten hat (vgl. § 6), wird durch eine Prüfung ab­
geschlossen. Die Prüfung erfolgt im Falle der vier im 
ersten Studienjahr bearbeiteten Module wahlweise in 
mündlicher Form oder durch eine Klausur oder durch 
eine Hausarbeit. Im zweiten Studienjahr werden die 
ersten beiden bearbeiteten Module wahlweise durch 
eine Klausur oder durch eine Hausarbeit 
abgeschlossen. Der Abschluss des dritten Moduls er­
folgt durch eine Prüfung in mündlicher Form. Diese 
mündliche Prüfung hat die Inhalte des Moduls und die 
der Masterarbeit zum Gegenstand. 
Die Anfertigung einer Hausarbeit erfolgt grundsätzlich 
im Zusammenhang mit dem Besuch eines Prä­
senzseminars. Der Besuch eines Präsenzseminars 
kann durch die Teilnahme an einem virtuellen Semi­
nar ersetzt werden. Die Wahl einer Prüfung durch 
Hausarbeit setzt das Angebot eines entsprechenden 
Seminars voraus.
 
Sowohl im ersten als auch im zweiten Stu­

dienabschnitt ist jede der drei Prüfungsformen zu­

mindest einmal zu wählen. Die Zuordnung des Ab­

schlusses eines virtuellen Auslandsaufenthalts zu
 
einer Prüfungsform erfolgt im entsprechenden Aner­

kennungsbescheid.
 
Für eine Prüfung bzw. für die Prüfungsvorbereitung
 
wird eine Arbeitsbelastung im Umfang von 120 Ar­

beitsstunden veranschlagt.
 
(3) Eine mündliche Prüfung hat eine Dauer von 
mind. 30 und max. 45 Minuten, die Klausur eine 
Dauer von 4 Stunden; eine Hausarbeit sollte einen 
Umfang von etwa 15 DIN A4-Seiten a ca. 2.500 
Zeichen pro Seite haben. Die Bearbeitungszeit für 
eine Hausarbeit beträgt im Vollzeitstudium fünf 
Wochen, im Teilzeitstudium verdoppelt sie sich. Der 
Arbeit ist eine Versicherung beizufügen, dass sie 
selbständig verfasst wurde und keine anderen als die 
angegebenen Quellen benutzt worden sind. 

(4) Es wird empfohlen, sich rechtzeitig (spätestens 6 
Wochen vor der Prüfung) mit dem gewählten Prüfer 
zwecks Klärung von Einzelheiten und Schwerpunkten 
in Verbindung zu setzen. 
(5) Für die Anfertigung der Masterarbeit stehen drei 
Monate zur Verfügung (im Teilzeitstudium sechs 
Monate). Die Masterarbeit hat in der Regel einen 
Umfang von 50-80 DIN A4-Seiten bei ca. 2.500 
Zeichen pro Seite. Für die Klärung der Themen­
steIlung der Masterarbeit werden die Studierenden 
gebeten, sich rechtzeitig mit einer der Professorin­
nen/einem der Professoren der Lehrgebiete Philoso­
phie in Verbindung zu setzen. Das Thema der Master­
arbeit kann vor Abschluss der 3 Studienmodule im 
zweiten Studienabschnitt ausgegeben werden. Der 
Masterarbeit ist eine Versicherung beizufügen, dass 
sie selbständig verfasst wurde und keine anderen als 
die angegebenen Quellen benutzt worden sind. 

§8 
Anrechnung bereits erbrachter Studien- und
 

Prüfungsleistungen
 

Die Anrechnung bereits erbrachter Studien- und Prü­
fungsleistungen regelt § 4 der Prüfungsordnung. 

§9 
Studienberatung 

Die allgemeine Studienberatung erfolgt durch das 
Studierendensekretariat der FernUniversität in Hagen. 
Sie erstreckt sich auf die Fragen der Studien­
möglichkeiten und der Einschreibemodalitäten. Die 
studienbegieitende fachliche Beratung im Studien­
gang Master of Arts "Philosophie - Philosophie im 
europäischen Kontext" erfolgt durch die Mitglieder der 
Lehrgebiete Philosophie. Die studienbegleitende 
fachliche Beratung unterstützt die Studierenden 
insbesondere in Fragen der Studiengestaltung, der 
Wahi zwischen den verschiedenen Studienangeboten 
sowie in Fragen des virtuellen Auslandsaufenthalts 
(Auswahl, Anerkennung usw.). 

§ 10 
Studienplan 

Der Studienplan ergibt sich aus den Bestimmungen 
zum Aufbau des Studiums in § 6 dieser Studien­
ordnung. Die jeweils gültigen "Anleitungen zur Bele­
gung" bezeichnen die zu studierenden Kurse und 
geben deren Zuordnung zu den Pflicht- und Wahl­
bereichen an. 

§ 11
 
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung
 

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom 
01.10.2003 in Kraft. Sie findet auf alle Studierenden 
Anwendung, die im Wintersemester 2003/2004 oder 

•

•

11. Französische Philosophie der
Gegenwart

111. Philosophie im angelsächsi-
schen Raum

IV. Politik und Recht in Europa

(2) Das Angebot der Lehr- bzw. Lernbereich erfolgt
in modularisierter Form. Von den vier Bereichen des
zweiten Studienabschnitts sollen die Studierenden
drei Bereiche bearbeiten. Das Modul 2 oder das Mo­
dul 3 kann durch einen virtuellen Auslandsaufenthalt,
d.h. durch die Bearbeitung von Kursen anderer euro­
päischer Fernuniversitäten ersetzt werden.

§7
Prüfungen

(1) Das Studium im Studiengang Master of Arts
"Philosophie - Philosophie im europäischen Kontext"
wird kumulativ durch den erfolgreichen Abschluss der
einzelnen Module (vgl. § 6) und durch die erfolgreiche
Anfertigung der Masterarbeit abgeschlossen.

(2) Jedes der 7 Module, die der/die Studierende zu
bearbeiten hat (vgl. § 6), wird durch eine Prüfung ab­
geschlossen. Die Prüfung erfolgt im Falle der vier im
ersten Studienjahr bearbeiteten Module wahlweise in
mündlicher Form oder durch eine Klausur oder durch
eine Hausarbeit. Im zweiten Studienjahr werden die
ersten beiden bearbeiteten Module wahlweise durch
eine Klausur oder durch eine Hausarbeit
abgeschlossen. Der Abschluss des dritten Moduls er­
folgt durch eine Prüfung in mündlicher Form. Diese
mündliche Prüfung hat die Inhalte des Moduls und die
der Masterarbeit zum Gegenstand.
Die Anfertigung einer Hausarbeit erfolgt grundsätzlich
im Zusammenhang mit dem Besuch eines Prä­
senzseminars. Der Besuch eines Präsenzseminars
kann durch die Teilnahme an einem virtuellen Semi­
nar ersetzt werden. Die Wahl einer Prüfung durch
Hausarbeit setzt das Angebot eines entsprechenden
Seminars voraus.
Sowohl im ersten als auch im zweiten Stu­
dienabschnitt ist jede der drei Prüfungsformen zu­
mindest einmal zu wählen. Die Zuordnung des Ab­
schlusses eines virtuellen Auslandsaufenthalts zu
einer Prüfungsform erfolgt im entsprechenden Aner­
kennungsbescheid.
Für eine Prüfung bzw. für die Prüfungsvorbereitung
wird eine Arbeitsbelastung im Umfang von 120 Ar­
beitsstunden veranschlagt.
(3) Eine mündliche Prüfung hat eine Dauer von
mind. 30 und max. 45 Minuten, die Klausur eine
Dauer von 4 Stunden; eine Hausarbeit sollte einen
Umfang von etwa 15 DIN A4-Seiten a ca. 2.500
Zeichen pro Seite haben. Die Bearbeitungszeit für
eine Hausarbeit beträgt im Vollzeitstudium fünf
Wochen, im Teilzeitstudium verdoppelt sie sich. Der
Arbeit ist eine Versicherung beizufügen, dass sie
selbständig verfasst wurde und keine anderen als die
angegebenen Quellen benutzt worden sind.

(4) Es wird empfohlen, sich rechtzeitig (spätestens 6
Wochen vor der Prüfung) mit dem gewählten Prüfer
zwecks Klärung von Einzelheiten und Schwerpunkten
in Verbindung zu setzen.
(5) Für die Anfertigung der Masterarbeit stehen drei
Monate zur Verfügung (im Teilzeitstudium sechs
Monate). Die Masterarbeit hat in der Regel einen
Umfang von 50-80 DIN A4-Seiten bei ca. 2.500
Zeichen pro Seite. Für die Klärung der Themen­
steIlung der Masterarbeit werden die Studierenden
gebeten, sich rechtzeitig mit einer der Professorin­
nen/einem der Professoren der Lehrgebiete Philoso­
phie in Verbindung zu setzen. Das Thema der Master­
arbeit kann vor Abschluss der 3 Studienmodule im
zweiten Studienabschnitt ausgegeben werden. Der
Masterarbeit ist eine Versicherung beizufügen, dass
sie selbständig verfasst wurde und keine anderen als
die angegebenen Quellen benutzt worden sind.

§8
Anrechnung bereits erbrachter Studien- und

Prüfungsleistungen

Die Anrechnung bereits erbrachter Studien- und Prü­
fungsleistungen regelt § 4 der Prüfungsordnung.

§9
Studienberatung

Die allgemeine Studienberatung erfolgt durch das
Studierendensekretariat der FernUniversität in Hagen.
Sie erstreckt sich auf die Fragen der Studien­
möglichkeiten und der Einschreibemodalitäten. Die
studienbegieitende fachliche Beratung im Studien­
gang Master of Arts "Philosophie - Philosophie im
europäischen Kontext" erfolgt durch die Mitglieder der
Lehrgebiete Philosophie. Die studienbegleitende
fachliche Beratung unterstützt die Studierenden
insbesondere in Fragen der Studiengestaltung, der
Wahi zwischen den verschiedenen Studienangeboten
sowie in Fragen des virtuellen Auslandsaufenthalts
(Auswahl, Anerkennung usw.).

§ 10
Studienplan

Der Studienplan ergibt sich aus den Bestimmungen
zum Aufbau des Studiums in § 6 dieser Studien­
ordnung. Die jeweils gültigen "Anleitungen zur Bele­
gung" bezeichnen die zu studierenden Kurse und
geben deren Zuordnung zu den Pflicht- und Wahl­
bereichen an.

§ 11
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom
01.10.2003 in Kraft. Sie findet auf alle Studierenden
Anwendung, die im Wintersemester 2003/2004 oder

•

•

11. Französische Philosophie der
Gegenwart

111. Philosophie im angelsächsi-
schen Raum

IV. Politik und Recht in Europa

(2) Das Angebot der Lehr- bzw. Lernbereich erfolgt
in modularisierter Form. Von den vier Bereichen des
zweiten Studienabschnitts sollen die Studierenden
drei Bereiche bearbeiten. Das Modul 2 oder das Mo­
dul 3 kann durch einen virtuellen Auslandsaufenthalt,
d.h. durch die Bearbeitung von Kursen anderer euro­
päischer Fernuniversitäten ersetzt werden.

§7
Prüfungen

(1) Das Studium im Studiengang Master of Arts
"Philosophie - Philosophie im europäischen Kontext"
wird kumulativ durch den erfolgreichen Abschluss der
einzelnen Module (vgl. § 6) und durch die erfolgreiche
Anfertigung der Masterarbeit abgeschlossen.

(2) Jedes der 7 Module, die der/die Studierende zu
bearbeiten hat (vgl. § 6), wird durch eine Prüfung ab­
geschlossen. Die Prüfung erfolgt im Falle der vier im
ersten Studienjahr bearbeiteten Module wahlweise in
mündlicher Form oder durch eine Klausur oder durch
eine Hausarbeit. Im zweiten Studienjahr werden die
ersten beiden bearbeiteten Module wahlweise durch
eine Klausur oder durch eine Hausarbeit
abgeschlossen. Der Abschluss des dritten Moduls er­
folgt durch eine Prüfung in mündlicher Form. Diese
mündliche Prüfung hat die Inhalte des Moduls und die
der Masterarbeit zum Gegenstand.
Die Anfertigung einer Hausarbeit erfolgt grundsätzlich
im Zusammenhang mit dem Besuch eines Prä­
senzseminars. Der Besuch eines Präsenzseminars
kann durch die Teilnahme an einem virtuellen Semi­
nar ersetzt werden. Die Wahl einer Prüfung durch
Hausarbeit setzt das Angebot eines entsprechenden
Seminars voraus.
Sowohl im ersten als auch im zweiten Stu­
dienabschnitt ist jede der drei Prüfungsformen zu­
mindest einmal zu wählen. Die Zuordnung des Ab­
schlusses eines virtuellen Auslandsaufenthalts zu
einer Prüfungsform erfolgt im entsprechenden Aner­
kennungsbescheid.
Für eine Prüfung bzw. für die Prüfungsvorbereitung
wird eine Arbeitsbelastung im Umfang von 120 Ar­
beitsstunden veranschlagt.
(3) Eine mündliche Prüfung hat eine Dauer von
mind. 30 und max. 45 Minuten, die Klausur eine
Dauer von 4 Stunden; eine Hausarbeit sollte einen
Umfang von etwa 15 DIN A4-Seiten a ca. 2.500
Zeichen pro Seite haben. Die Bearbeitungszeit für
eine Hausarbeit beträgt im Vollzeitstudium fünf
Wochen, im Teilzeitstudium verdoppelt sie sich. Der
Arbeit ist eine Versicherung beizufügen, dass sie
selbständig verfasst wurde und keine anderen als die
angegebenen Quellen benutzt worden sind.

(4) Es wird empfohlen, sich rechtzeitig (spätestens 6
Wochen vor der Prüfung) mit dem gewählten Prüfer
zwecks Klärung von Einzelheiten und Schwerpunkten
in Verbindung zu setzen.
(5) Für die Anfertigung der Masterarbeit stehen drei
Monate zur Verfügung (im Teilzeitstudium sechs
Monate). Die Masterarbeit hat in der Regel einen
Umfang von 50-80 DIN A4-Seiten bei ca. 2.500
Zeichen pro Seite. Für die Klärung der Themen­
steIlung der Masterarbeit werden die Studierenden
gebeten, sich rechtzeitig mit einer der Professorin­
nen/einem der Professoren der Lehrgebiete Philoso­
phie in Verbindung zu setzen. Das Thema der Master­
arbeit kann vor Abschluss der 3 Studienmodule im
zweiten Studienabschnitt ausgegeben werden. Der
Masterarbeit ist eine Versicherung beizufügen, dass
sie selbständig verfasst wurde und keine anderen als
die angegebenen Quellen benutzt worden sind.

§8
Anrechnung bereits erbrachter Studien- und

Prüfungsleistungen

Die Anrechnung bereits erbrachter Studien- und Prü­
fungsleistungen regelt § 4 der Prüfungsordnung.

§9
Studienberatung

Die allgemeine Studienberatung erfolgt durch das
Studierendensekretariat der FernUniversität in Hagen.
Sie erstreckt sich auf die Fragen der Studien­
möglichkeiten und der Einschreibemodalitäten. Die
studienbegieitende fachliche Beratung im Studien­
gang Master of Arts "Philosophie - Philosophie im
europäischen Kontext" erfolgt durch die Mitglieder der
Lehrgebiete Philosophie. Die studienbegleitende
fachliche Beratung unterstützt die Studierenden
insbesondere in Fragen der Studiengestaltung, der
Wahi zwischen den verschiedenen Studienangeboten
sowie in Fragen des virtuellen Auslandsaufenthalts
(Auswahl, Anerkennung usw.).

§ 10
Studienplan

Der Studienplan ergibt sich aus den Bestimmungen
zum Aufbau des Studiums in § 6 dieser Studien­
ordnung. Die jeweils gültigen "Anleitungen zur Bele­
gung" bezeichnen die zu studierenden Kurse und
geben deren Zuordnung zu den Pflicht- und Wahl­
bereichen an.

§ 11
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom
01.10.2003 in Kraft. Sie findet auf alle Studierenden
Anwendung, die im Wintersemester 2003/2004 oder
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später ihr Studium des Master-Studiengangs "Philo­
sophie - Philosophie im europäischen Kontext' auf­
nehmen. Die Studienordnung wird in den Amtlichen 
Mitteilungen der FernUniversität in Hagen veröf­
fentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Be­
schlusses des Fachbereichsrates des Fachbereichs 
Kultur- und Sozialwissenschaften der FernUniversität 
in Hagen vom 19.02.2003. 

Hagen, den 17. März 2003 

Der Dekan
 
des Fachbereichs
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• 
der FernUni s ät in Hagen 
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fentlicht.
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Studienordnung
 
für den Studiengang
 

"Politik und Organisation
 
(Politics and Organization)"
 

mit dem Abschluss "Bachelor of Arts (B.A.)"
 
an der
 

FernUniversität in Hagen
 
Vom 17. März 2003
 

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 
2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 28. Januar 2003 (GV. NRW S. 36) 
hat die FernUniversität in Hagen folgende Stu­
dienordnung als Satzung erlassen. 

Inhaltsverzeichnis 

• 
§ 1 Rechtsgrundlage 
§ 2 Gegenstand 
§ 3 Ausbildungs- und Studienziele 
§ 4 Studienvoraussetzungen 
§ 5 Studienumfang 
§ 6 Aufbau des Studiums 
§ 7 Studienstruktur 
§ 8 Leistungspunkte 
§ 9 Lehr- und Studienformen 
§ 10 Präsenz- und Online-Seminare 
§ 11 Studienbegleitende Prüfungen 
§ 12 Kiausuren 
§ 13 Hausarbeiten 
§ 14 Mündliche Prüfungen 
§ 15 B.A.-Abschlussarbeit 
§ 16 Benotungen der studiengegleitenden Prü­

fungen und der B.A.-Abschlussarbeit 
§ 17 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

•	 
§ 1 

Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für diesen Studiengang ist die 
"Prüfungsordnung für die Studiengänge Kultur­
wissenschaften, Politik und Organisation, Social 
Change Management, Bildung und Kommu­
nikation mit dem Abschluss Bachelor of Arts 
(BA)" der FernUniversität in Hagen in der je­
weils gültigen Fassung. 

§2 
Gegenstand 

(1) Gegenstand des Studiengangs sind kollekti­
ve Entscheidungsprozesse in der modernen Or­
ganisationsgesellschaft. Ausgehend davon, dass 
in modernen Gesellschaften die meisten Lebens­
bereiche durch Organisationen geprägt sind, ver­
mittelt dieser Studiengang praxisrelevantes Wis­
sen zur Funktionsweise von Organisationen und 
Interorganisationsbeziehungen in Staat, Verwal­
tung und Gesellschaft. 
(2) Durch die Vermittlung politikwissenschaftli­
cher, soziologischer, psychologischer, historseher, 

philosophischer, wirtschaftSWissenschaftlicher und 
juristischer Erkenntnisse werden die Studie­
renden in wissenschaftliche Analyseansätze und 
praktische Verfahren zur Erarbeitung und Umset­
zung von Problemlösungen in binnenorganisatori­
schen und interorganisatorischen Aufgaben­
feldern eingeführt. 

§3 
Ausbildungs- und Studienziele 

Ziel des Studienganges ist die Befähigung 

• zur	 Analyse politischer und organisatorischer 
Probleme und Handlungszusammenhänge, 

• zur Kommunikationsfähigkeit sowie 
• zur	 Entwicklung, Bewertung und Umsetzung 

von Problemlösungen und Handlungsalternati­
ven innerhalb von Organisationen und im inter­
organisatorischen Bereich. 

Damit wird eine wissenschaftliche Vorbereitung 
auf Tätigkeiten in verschiedenen Bereichen der 
Gesellschaft (Regierungen, Parlamente, Verwal­
tungen, Organisationen gesellschaftlicher und po­
litischer Interessenvertretung, Medien, Politische 
Bildung) angeboten. 

§4 
Studienvoraussetzungen 

Notwendig für ein erfolgreiches Studium sind gute 
Englisch-Lesekompetenz sowie der Zugang zu 
einem internetfähigen PC. Insbesondere bei Stu­
dierenden, die nicht an Präsenzseminaren teil­
nehmen können, muss gewährleistet sein, dass 
sie an Online-Seminaren teilnehmen können. 
Ferner erfolgt die Betreuung in wesentlichem Ma­
ße über virtuelle Lernumgebungen. 

§5 
Studienumfang 

Die Studiendauer beträgt 6 Semester im Vollzeit· 
studium, entsprechend 12 Semester im Teil­
zeitstudium. Der Studienumfang beträgt 5.400 
Arbeitsstunden, also 900 Arbeitsstunden pro Se­
mester im Vollzeitstudium bzw. 450 Arbeitsstun­
den pro Semester im Teilzeitstudium. 

§6
 
Aufbau des Studiums
 

Das Studium gliedert sich in drei Phasen: 1. Ori­
entierungsphase (1. und 2. Semester im Voll­
zeitstudium), 2. Basisphase (3. und 4. Semester 
im Vollzeitstudium) und 3. Vertiefungsphase (5. 
und 6. Semester im Vollzeitstudium). Der erfolg­
reiche Abschluss der ersten Phase ist Vorausset­
zung, um studienbegleitende Prüfungen der fol­
genden Phasen abzulegen. Der erfolgreiche Ab­
schluss aller drei Phasen ist Voraussetzung für 
die Zulassung zur B.A.-Abschlussarbeit. 

•

•

Studienordnung
für den Studiengang

"Politik und Organisation
(Politics and Organization)"

mit dem Abschluss "Bachelor of Arts (B.A.)"
an der

FernUniversität in Hagen
Vom 17. März 2003

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des Gesetzes
über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März
2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 28. Januar 2003 (GV. NRW S. 36)
hat die FernUniversität in Hagen folgende Stu­
dienordnung als Satzung erlassen.

Inhaltsverzeichnis
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fungen und der B.A.-Abschlussarbeit
§ 17 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

§ 1
Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage für diesen Studiengang ist die
"Prüfungsordnung für die Studiengänge Kultur­
wissenschaften, Politik und Organisation, Social
Change Management, Bildung und Kommu­
nikation mit dem Abschluss Bachelor of Arts
(BA)" der FernUniversität in Hagen in der je­
weils gültigen Fassung.

§2
Gegenstand

(1) Gegenstand des Studiengangs sind kollekti­
ve Entscheidungsprozesse in der modernen Or­
ganisationsgesellschaft. Ausgehend davon, dass
in modernen Gesellschaften die meisten Lebens­
bereiche durch Organisationen geprägt sind, ver­
mittelt dieser Studiengang praxisrelevantes Wis­
sen zur Funktionsweise von Organisationen und
Interorganisationsbeziehungen in Staat, Verwal­
tung und Gesellschaft.
(2) Durch die Vermittlung politikwissenschaftli­
cher, soziologischer, psychologischer, historseher,

philosophischer, wirtschaftSWissenschaftlicher und
juristischer Erkenntnisse werden die Studie­
renden in wissenschaftliche Analyseansätze und
praktische Verfahren zur Erarbeitung und Umset­
zung von Problemlösungen in binnenorganisatori­
schen und interorganisatorischen Aufgaben­
feldern eingeführt.

§3
Ausbildungs- und Studienziele

Ziel des Studienganges ist die Befähigung

• zur Analyse politischer und organisatorischer
Probleme und Handlungszusammenhänge,

• zur Kommunikationsfähigkeit sowie
• zur Entwicklung, Bewertung und Umsetzung

von Problemlösungen und Handlungsalternati­
ven innerhalb von Organisationen und im inter­
organisatorischen Bereich.

Damit wird eine wissenschaftliche Vorbereitung
auf Tätigkeiten in verschiedenen Bereichen der
Gesellschaft (Regierungen, Parlamente, Verwal­
tungen, Organisationen gesellschaftlicher und po­
litischer Interessenvertretung, Medien, Politische
Bildung) angeboten.

§4
Studienvoraussetzungen

Notwendig für ein erfolgreiches Studium sind gute
Englisch-Lesekompetenz sowie der Zugang zu
einem internetfähigen PC. Insbesondere bei Stu­
dierenden, die nicht an Präsenzseminaren teil­
nehmen können, muss gewährleistet sein, dass
sie an Online-Seminaren teilnehmen können.
Ferner erfolgt die Betreuung in wesentlichem Ma­
ße über virtuelle Lernumgebungen.

§5
Studienumfang

Die Studiendauer beträgt 6 Semester im Vollzeit·
studium, entsprechend 12 Semester im Teil­
zeitstudium. Der Studienumfang beträgt 5.400
Arbeitsstunden, also 900 Arbeitsstunden pro Se­
mester im Vollzeitstudium bzw. 450 Arbeitsstun­
den pro Semester im Teilzeitstudium.

§6
Aufbau des Studiums

Das Studium gliedert sich in drei Phasen: 1. Ori­
entierungsphase (1. und 2. Semester im Voll­
zeitstudium), 2. Basisphase (3. und 4. Semester
im Vollzeitstudium) und 3. Vertiefungsphase (5.
und 6. Semester im Vollzeitstudium). Der erfolg­
reiche Abschluss der ersten Phase ist Vorausset­
zung, um studienbegleitende Prüfungen der fol­
genden Phasen abzulegen. Der erfolgreiche Ab­
schluss aller drei Phasen ist Voraussetzung für
die Zulassung zur B.A.-Abschlussarbeit.

•

•

Studienordnung
für den Studiengang

"Politik und Organisation
(Politics and Organization)"

mit dem Abschluss "Bachelor of Arts (B.A.)"
an der

FernUniversität in Hagen
Vom 17. März 2003

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des Gesetzes
über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März
2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 28. Januar 2003 (GV. NRW S. 36)
hat die FernUniversität in Hagen folgende Stu­
dienordnung als Satzung erlassen.

Inhaltsverzeichnis

§ 1 Rechtsgrundlage
§ 2 Gegenstand
§ 3 Ausbildungs- und Studienziele
§ 4 Studienvoraussetzungen
§ 5 Studienumfang
§ 6 Aufbau des Studiums
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fungen und der B.A.-Abschlussarbeit
§ 17 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

§ 1
Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage für diesen Studiengang ist die
"Prüfungsordnung für die Studiengänge Kultur­
wissenschaften, Politik und Organisation, Social
Change Management, Bildung und Kommu­
nikation mit dem Abschluss Bachelor of Arts
(BA)" der FernUniversität in Hagen in der je­
weils gültigen Fassung.

§2
Gegenstand

(1) Gegenstand des Studiengangs sind kollekti­
ve Entscheidungsprozesse in der modernen Or­
ganisationsgesellschaft. Ausgehend davon, dass
in modernen Gesellschaften die meisten Lebens­
bereiche durch Organisationen geprägt sind, ver­
mittelt dieser Studiengang praxisrelevantes Wis­
sen zur Funktionsweise von Organisationen und
Interorganisationsbeziehungen in Staat, Verwal­
tung und Gesellschaft.
(2) Durch die Vermittlung politikwissenschaftli­
cher, soziologischer, psychologischer, historseher,

philosophischer, wirtschaftSWissenschaftlicher und
juristischer Erkenntnisse werden die Studie­
renden in wissenschaftliche Analyseansätze und
praktische Verfahren zur Erarbeitung und Umset­
zung von Problemlösungen in binnenorganisatori­
schen und interorganisatorischen Aufgaben­
feldern eingeführt.

§3
Ausbildungs- und Studienziele

Ziel des Studienganges ist die Befähigung

• zur Analyse politischer und organisatorischer
Probleme und Handlungszusammenhänge,

• zur Kommunikationsfähigkeit sowie
• zur Entwicklung, Bewertung und Umsetzung

von Problemlösungen und Handlungsalternati­
ven innerhalb von Organisationen und im inter­
organisatorischen Bereich.

Damit wird eine wissenschaftliche Vorbereitung
auf Tätigkeiten in verschiedenen Bereichen der
Gesellschaft (Regierungen, Parlamente, Verwal­
tungen, Organisationen gesellschaftlicher und po­
litischer Interessenvertretung, Medien, Politische
Bildung) angeboten.

§4
Studienvoraussetzungen

Notwendig für ein erfolgreiches Studium sind gute
Englisch-Lesekompetenz sowie der Zugang zu
einem internetfähigen PC. Insbesondere bei Stu­
dierenden, die nicht an Präsenzseminaren teil­
nehmen können, muss gewährleistet sein, dass
sie an Online-Seminaren teilnehmen können.
Ferner erfolgt die Betreuung in wesentlichem Ma­
ße über virtuelle Lernumgebungen.

§5
Studienumfang

Die Studiendauer beträgt 6 Semester im Vollzeit·
studium, entsprechend 12 Semester im Teil­
zeitstudium. Der Studienumfang beträgt 5.400
Arbeitsstunden, also 900 Arbeitsstunden pro Se­
mester im Vollzeitstudium bzw. 450 Arbeitsstun­
den pro Semester im Teilzeitstudium.

§6
Aufbau des Studiums

Das Studium gliedert sich in drei Phasen: 1. Ori­
entierungsphase (1. und 2. Semester im Voll­
zeitstudium), 2. Basisphase (3. und 4. Semester
im Vollzeitstudium) und 3. Vertiefungsphase (5.
und 6. Semester im Vollzeitstudium). Der erfolg­
reiche Abschluss der ersten Phase ist Vorausset­
zung, um studienbegleitende Prüfungen der fol­
genden Phasen abzulegen. Der erfolgreiche Ab­
schluss aller drei Phasen ist Voraussetzung für
die Zulassung zur B.A.-Abschlussarbeit.
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§7 
Studienstruktur 

(1) Der Studiengang wird in modularisierter Form 
angeboten. Jedes Modul umfasst 450 Arbeitsstun­
den, d.h. dass im Vollzeitstudium pro Semester 
zwei Module erfolgreich bearbeitet werden sollten, 
im Teilzeitstudium pro Semester ein Modul. Wei­
tere 450 Arbeitsstunden entfallen auf die Anfer­
tigung der BA-Abschlussarbeit. 
(2) Insgesamt müssen 11 Module erfolgreich be­
arbeitet werden. Folgende Module werden ange­
boten: 

Orientierungsphase
 
Alle 4 Module sind verpflichtend:
 
1.1	 Schlüsselqualifikationen 
1.2	 Grundstrukturen der Politik 
1.3	 Gesellschaftliche Bedingungen von Politik
 

und Organisation
 
1.4	 Geschichte von Herrschaft, Staat und Politik. 

Basisphase
 
Die Module 2.1 und 2.2 sind verpflichtend, zwei
 
der weiteren angebotenen Module müssen bear­

beitet werden:
 
2.1	 Methoden und Analyseverfahren 
2.2	 Demokratie und Regieren im Vergleich 
2.3	 Rechtliche Grundlagen 
2.4	 Ökonomische Grundlagen 
2.5	 Organisationspsychologische Grundlagen 
2.6	 Philosophische Reflexion von Staat und Poli­

tik. 

Vertiefungsphase 
Drei der angebotenen Module müssen bearbeitet 
werden: 
3.1	 Koordinieren und Entscheiden in Organisatio­

nen und PolitIkfeldern 
3.2	 Regierung und Verwaltung im Bundesstaat 
3.3	 Konflikt und Kooperation in den internationa­

len Beziehungen 
3.4	 Politik in privaten Organisationen und gesell­

schaftlichen Interorganisationsbeziehungen. 

(3) Die jeweils gültigen ,,Anleitungen zur Bele­
gung" bezeichnen die zu studierenden Kurse und 
deren Zuordnung zu den Pflicht- und Wahlberei­
chen. 

§8 
Leistungspunkte 

Für jedes erfolgreich abgelegte Modul (das heißt 
Nachweis der Kursbelegung und bestandene dem 
Modul zugeordnete studienbegleitende Prüfung) 
sowie für die mit mindestens 4,0 (ausreichend) 
bewertete Abschlussarbeit werden je 15 Leis­
tungspunkte vergeben. Der Gesamtstudiengang 
umfasst also 180 Leistungspunkte. 

§9 
Lehr- und Studienformen 

Die 450 Arbeitsstunden pro Modul teilen sich wie 
foigt auf: 240 Stunden werden durch das Bear­
beiten von Kursen (im Umfang von 8 SWS) abge­
deckt, 120 Stunden sind für die Vorbereitung und 
Durchführung der studienbegleitenden Prüfung 
vorgesehen, 90 Stunden stehen zur freien Lektüre 
zu den Inhalten des Moduls oder für ein Präsenz­
oder Online-Seminar zu diesem Modul zur Verfü­
gung. 

§ 10
 
Präsenz- und Online-Seminare
 

Zu den einzelnen Modulen werden im wechseln­
den Angebot Präsenz- und/oder Online-Seminare 
durchgeführt. Die Teilnahme an mindestens zwei 
Seminaren ist verpflichtend, davon eins während 
der Orientierungsphase und eins in einer der bei­
den späteren Phasen. 

§ 11
 
Studienbegleitende Prüfungen
 • 

(1) Während des Studiums sind insgesamt zu elf 
Modulen studienbegleitende Prüfungen abzule­
gen. Zu den Prüfungen wird auf Antrag beim 
Prüfungsamt des Fachbereichs Kultur- und Sozi­
alwissenschaften zugeiassen, wer im Studien­
gang eingeschrieben ist und die ordnungsgemäße 
Belegung der Kurse des jeweiligen Moduls nach­
weist. Bei Modulen der 2. oder 3. Phase muss 
außerdem der erfolgreiche Abschluss der 1. Pha­
se nachgewiesen werden. 
(2) Zu den Modulen sind folgende Prüfungslei­
stungen festgelegt: 
Modul 1.1 Hausarbeit 
Modul 1.2 Klausur 
Modul 1.3 Klausur 
Modul 1.4 Hausarbeit 
Modul 2.1 Klausur oder Hausarbeit 
Modul 2.2 Hausarbeit •Modul 2.3 Klausur 
Modul 2.4 Klausur 
Modul2.5 Hausarbeit oder mündliche Prüfung 
Modul 2.6 Hausarbeit oder mündliche Prüfung 
Modul 3.1 Hausarbeit oder mündliche Prüfung 
Modul 3.2 Hausarbeit oder mündliche Prüfung 
Modul 3.3 Hausarbeit oder mündliche Prüfung 
Modul3.4 Hausarbeit oder mündliche Prüfung 
(3) Bei den Wahlmöglichkeiten muss jede Prü­
fungsform (Klausur, Hausarbeit, mündliche Prü­
fung) während des Studiums mindestens zweimal 
abgedeckt werden. 

§ 12 
Klausuren 

Zum Ende eines jeden Semesters werden ein 
Klausurtermin sowie ein Ersatztermin angeboten. 
Die Klausurdauer beträgt vier Zeitstunden. 

§7
Studienstruktur

(1) Der Studiengang wird in modularisierter Form
angeboten. Jedes Modul umfasst 450 Arbeitsstun­
den, d.h. dass im Vollzeitstudium pro Semester
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im Teilzeitstudium pro Semester ein Modul. Wei­
tere 450 Arbeitsstunden entfallen auf die Anfer­
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arbeitet werden. Folgende Module werden ange­
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Drei der angebotenen Module müssen bearbeitet
werden:
3.1 Koordinieren und Entscheiden in Organisatio­

nen und PolitIkfeldern
3.2 Regierung und Verwaltung im Bundesstaat
3.3 Konflikt und Kooperation in den internationa­

len Beziehungen
3.4 Politik in privaten Organisationen und gesell-

schaftlichen Interorganisationsbeziehungen.

(3) Die jeweils gültigen ,,Anleitungen zur Bele­
gung" bezeichnen die zu studierenden Kurse und
deren Zuordnung zu den Pflicht- und Wahlberei­
chen.

§8
Leistungspunkte

Für jedes erfolgreich abgelegte Modul (das heißt
Nachweis der Kursbelegung und bestandene dem
Modul zugeordnete studienbegleitende Prüfung)
sowie für die mit mindestens 4,0 (ausreichend)
bewertete Abschlussarbeit werden je 15 Leis­
tungspunkte vergeben. Der Gesamtstudiengang
umfasst also 180 Leistungspunkte.

§9
Lehr- und Studienformen

Die 450 Arbeitsstunden pro Modul teilen sich wie
foigt auf: 240 Stunden werden durch das Bear­
beiten von Kursen (im Umfang von 8 SWS) abge­
deckt, 120 Stunden sind für die Vorbereitung und
Durchführung der studienbegleitenden Prüfung
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zu den Inhalten des Moduls oder für ein Präsenz­
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§ 10
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gang eingeschrieben ist und die ordnungsgemäße
Belegung der Kurse des jeweiligen Moduls nach­
weist. Bei Modulen der 2. oder 3. Phase muss
außerdem der erfolgreiche Abschluss der 1. Pha­
se nachgewiesen werden.
(2) Zu den Modulen sind folgende Prüfungslei­
stungen festgelegt:
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Modul 1.4 Hausarbeit
Modul 2.1 Klausur oder Hausarbeit
Modul 2.2 Hausarbeit
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Modul2.5 Hausarbeit oder mündliche Prüfung
Modul 2.6 Hausarbeit oder mündliche Prüfung
Modul 3.1 Hausarbeit oder mündliche Prüfung
Modul 3.2 Hausarbeit oder mündliche Prüfung
Modul 3.3 Hausarbeit oder mündliche Prüfung
Modul3.4 Hausarbeit oder mündliche Prüfung
(3) Bei den Wahlmöglichkeiten muss jede Prü­
fungsform (Klausur, Hausarbeit, mündliche Prü­
fung) während des Studiums mindestens zweimal
abgedeckt werden.

§ 12
Klausuren

Zum Ende eines jeden Semesters werden ein
Klausurtermin sowie ein Ersatztermin angeboten.
Die Klausurdauer beträgt vier Zeitstunden.

•

•

§7
Studienstruktur

(1) Der Studiengang wird in modularisierter Form
angeboten. Jedes Modul umfasst 450 Arbeitsstun­
den, d.h. dass im Vollzeitstudium pro Semester
zwei Module erfolgreich bearbeitet werden sollten,
im Teilzeitstudium pro Semester ein Modul. Wei­
tere 450 Arbeitsstunden entfallen auf die Anfer­
tigung der BA-Abschlussarbeit.
(2) Insgesamt müssen 11 Module erfolgreich be­
arbeitet werden. Folgende Module werden ange­
boten:

Orientierungsphase
Alle 4 Module sind verpflichtend:
1.1 Schlüsselqualifikationen
1.2 Grundstrukturen der Politik
1.3 Gesellschaftliche Bedingungen von Politik

und Organisation
1.4 Geschichte von Herrschaft, Staat und Politik.

Basisphase
Die Module 2.1 und 2.2 sind verpflichtend, zwei
der weiteren angebotenen Module müssen bear­
beitet werden:
2.1 Methoden und Analyseverfahren
2.2 Demokratie und Regieren im Vergleich
2.3 Rechtliche Grundlagen
2.4 Ökonomische Grundlagen
2.5 Organisationspsychologische Grundlagen
2.6 Philosophische Reflexion von Staat und Poli-

tik.

Vertiefungsphase
Drei der angebotenen Module müssen bearbeitet
werden:
3.1 Koordinieren und Entscheiden in Organisatio­

nen und PolitIkfeldern
3.2 Regierung und Verwaltung im Bundesstaat
3.3 Konflikt und Kooperation in den internationa­

len Beziehungen
3.4 Politik in privaten Organisationen und gesell-

schaftlichen Interorganisationsbeziehungen.

(3) Die jeweils gültigen ,,Anleitungen zur Bele­
gung" bezeichnen die zu studierenden Kurse und
deren Zuordnung zu den Pflicht- und Wahlberei­
chen.

§8
Leistungspunkte

Für jedes erfolgreich abgelegte Modul (das heißt
Nachweis der Kursbelegung und bestandene dem
Modul zugeordnete studienbegleitende Prüfung)
sowie für die mit mindestens 4,0 (ausreichend)
bewertete Abschlussarbeit werden je 15 Leis­
tungspunkte vergeben. Der Gesamtstudiengang
umfasst also 180 Leistungspunkte.

§9
Lehr- und Studienformen

Die 450 Arbeitsstunden pro Modul teilen sich wie
foigt auf: 240 Stunden werden durch das Bear­
beiten von Kursen (im Umfang von 8 SWS) abge­
deckt, 120 Stunden sind für die Vorbereitung und
Durchführung der studienbegleitenden Prüfung
vorgesehen, 90 Stunden stehen zur freien Lektüre
zu den Inhalten des Moduls oder für ein Präsenz­
oder Online-Seminar zu diesem Modul zur Verfü­
gung.

§ 10
Präsenz- und Online-Seminare

Zu den einzelnen Modulen werden im wechseln­
den Angebot Präsenz- und/oder Online-Seminare
durchgeführt. Die Teilnahme an mindestens zwei
Seminaren ist verpflichtend, davon eins während
der Orientierungsphase und eins in einer der bei­
den späteren Phasen.

§ 11
Studienbegleitende Prüfungen

(1) Während des Studiums sind insgesamt zu elf
Modulen studienbegleitende Prüfungen abzule­
gen. Zu den Prüfungen wird auf Antrag beim
Prüfungsamt des Fachbereichs Kultur- und Sozi­
alwissenschaften zugeiassen, wer im Studien­
gang eingeschrieben ist und die ordnungsgemäße
Belegung der Kurse des jeweiligen Moduls nach­
weist. Bei Modulen der 2. oder 3. Phase muss
außerdem der erfolgreiche Abschluss der 1. Pha­
se nachgewiesen werden.
(2) Zu den Modulen sind folgende Prüfungslei­
stungen festgelegt:
Modul 1.1 Hausarbeit
Modul 1.2 Klausur
Modul 1.3 Klausur
Modul 1.4 Hausarbeit
Modul 2.1 Klausur oder Hausarbeit
Modul 2.2 Hausarbeit
Modul 2.3 Klausur
Modul 2.4 Klausur
Modul2.5 Hausarbeit oder mündliche Prüfung
Modul 2.6 Hausarbeit oder mündliche Prüfung
Modul 3.1 Hausarbeit oder mündliche Prüfung
Modul 3.2 Hausarbeit oder mündliche Prüfung
Modul 3.3 Hausarbeit oder mündliche Prüfung
Modul3.4 Hausarbeit oder mündliche Prüfung
(3) Bei den Wahlmöglichkeiten muss jede Prü­
fungsform (Klausur, Hausarbeit, mündliche Prü­
fung) während des Studiums mindestens zweimal
abgedeckt werden.

§ 12
Klausuren

Zum Ende eines jeden Semesters werden ein
Klausurtermin sowie ein Ersatztermin angeboten.
Die Klausurdauer beträgt vier Zeitstunden.

•

•
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§ 13 
Hausarbeiten 

Die Bearbeitungszeit für Hausarbeiten beträgt im 
Vollzeitstudium drei Wochen, im Teilzeitstudium 
sechs Wochen. Der Umfang soll bei ca. 15 Seiten 
liegen. Hausarbeiten können als Einzel- oder 
Gruppenarbeiten geschrieben werden. Bei Grup­
penarbeiten vervielfacht sich der Seitenumfang 
entsprechend und die Kapitel müssen eindeutig 
einzelnen Personen zuzuordnen sein. Der Haus­
arbeit ist eine Versicherung beizufügen, dass die 
Arbeit selbständig verfasst wurde und keine ande­
ren als die angegebenen Quellen benutzt worden 
sind. 

§ 14 
Mündliche Prüfungen 

• 
(1) Mündliche Prüfungen können als Einzel- oder 
Gruppenprüfung abgelegt werden. Eine Einzelprü­
fung dauert 30 bis 45 Minuten, Gruppen­
prüfungen verlängern sich entsprechend. 
(2) Studierende, die ihren Wohnsitz in Übersee 
haben, können gemäß § 11 (6) der Prüfungsord­
nung eine der zwei geforderten mündlichen Prü­
fungen durch eine Klausur ersetzen. 

§ 15 
B.A.-Abschlussarbeit 

• 

(1) Um zur BA-Abschlussarbeit zugelassen zu 
werden, muss ein Antrag auf Zulassung an das 
Prüfungsamt des Fachbereichs Kultur- und Sozi­
alwissenschaften gestellt werden, in dem die er­
folgreiche Bearbeitung der elf Module sowie die 
Teilnahme an mindestens zwei Präsenz- bzw. On­
line-Seminaren nachgewiesen werden muss. Im 
Antrag ist anzugeben, zu welchem Modul die Ar­
beit geschrieben werden soll. Die BA-Arbeit kann 
nur zu einem erfolgreich bearbeiteten Modul in 
der Vertiefungsphase geschrieben werden. 
(2) Die BA-Abschlussarbeit hat einen Umfang 
von 40 bis 50 DIN A 4 Seiten bei ca. 2.500 Zei­
chen pro Seite. Die Bearbeitungszeit beträgt im 
Vollzeilstudium drei Monate, im Teilzeitstudium 
sechs Monate. Der Arbeit ist eine Versicherung 
darüber beizufügen, dass sie selbständig verfasst 
wurde und keine anderen als die angegebenen 
Quellen benutzt worden sind. 

§ 16 
Benotung der studienbegleitenden 

Prüfungen und der B.A.-Abschlussarbeit 

Die Benotung ergibt sich aus § 16 der Prüfungs­
ordnung. Eine Prüfung ist nur bestanden, wenn 
sie mit mindestens "ausreichend" (bis 4,0) be­
wertet ist. Die Gesamtnote wird aus dem arithme­
tischen Mittel der 11 Noten aus den studienbe· 
gleitenden Prüfungen sowie aus der doppelt ge­
wichtelen Note der BA-Arbeit gebildet. 

§ 17
 
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung
 

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom 01. 
Oktober 2003 in Kraft. Sie findet auf alle Studie­
renden Anwendung, die im Wintersemester 
2003/04 oder späler ihr Studium im Bachelor of 
Arts-Studiengang "Politik und Organisation" auf· 
nehmen. Die Studienordnung wird in den Amtli­
chen Mitteilungen der FernUniversität in Hagen 
veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Be­
schlusses des Fachbereichsrates des Fachbe­
reichs Kultur- und Sozialwissenschaften der Fern­
Universität in Hagen vom 19.02.2003. 

Hagen, den 17. März 2003 

Der Dekan 
des Fachbereichs 

Kultur- und Sozialwissenschaften 
der FernUniv . "t in Hagen 

öttgers 

•

•
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Studienordnung
 
für den Studiengang
 

"Kulturwlssenschaften"
 
(Cultural Studies)
 

mit den Abschluss "Bachelor of Arts (B.A.)"
 
an der
 

FernUniversität in Hagen
 
Vom 17. März 2003
 

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Januar 
2003 (GV. NRW S. 36) hat die FernUniversität 
in Hagen folgende Studienordnung als 
Satzung erlassen. 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Rechtsgrundlage 
§ 2 Studienziele 
§ 3 Zugangsvoraussetzungen 
§ 4 Studiendauer und Studienumfang 
§ 5 Curriculare Struktur und Studieninhalte 
§ 6 Studienbegleitende Prüfungen 
§ 7 Mündliche Prüfungen 
§ 8 Klausuren 
§ 9 Hausarbeiten 
§ 10 Lehrformen 
§ 11 Betreuung 
§ 12 Praktika 
§ 13 B.A.-Abschlussarbeit 
§ 14 Benotung der studienbegleitenden 

Prüfungen und der B.A.-Abschlussar­
beit 

§ 15 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

§1 
Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für diesen Studiengang ist 
die "Prüfungsordnung für die Studiengänge 
Kulturwissenschaften, Politik und Organisation, 
Social Change Management, Bildung und 
Kommunikation mit dem Abschluss Bachelor of 
Arts (BA)" an der FernUniversität in Hagen in 
der jeweils gültigen Fassung. 

§2 
Studienziele 

(1) Der Studiengang "Kulturwissenschaften" 
verbindet geisteswissenschaftliche und sozial­
wissenschaftliche Disziplinen. Er versucht, 
durch die Vermittlung von hermeneutischen 
Fragestellungen und Perspektiven mit 
empirischen Ansätzen und Methoden den 
tiefgreifenden Veränderungen in Lebenswelt 

und Wissenschaft Rechnung zu tragen, die seit 
dem Ausgang des 20. Jahrhunderts zu 
beobachten sind. Die Erosion der sozialen 
Klassen und politischen Lager und die Indivi­
duaiisierung der Lebensverhältnisse geht ein­
her mit der Aufweichung der traditionellen dis­
ziplinären Abgrenzungen und der Neufor­
mierung der Kultur des Wissens. 
(2) Vor diesem Hintergrund zielt der Studien­
gang darauf ab, auf die Herausforderungen im 
breiten Praxisfeld der Kulturarbeit vorzube­
reiten. Alle Berufe und Tätigkeiten in diesem 
Bereich verlangen ein hohes Maß an fach­
spezifischen Qualifikationen und fachübergrei­
fenden Kompetenzen, die im Studiengang ver­
mittelt werden. 

§3 
Zugangsvoraussetzungen 

Notwendig für ein erfolgreiches Studium ist 
eine gute Englisch-Lesekompetenz. Weiterhin 
wird es für erforderlich gehalten, vor der Ein­ • 
schreibung in den Monaten Juni für das Win­
tersemester und Dezember für das Sommer­
semester an einer qualifizierten Studienbe­
ratung teilzunehmen. Für die Anmeldung zur 
Studienberatung ist ein Lebenslauf beizufügen 
und schriftlich die Entscheidung für die Aus­
wahl des B.A.-Studiengangs "Kulturwissen­
schaften" zu begründen. 

§4
 
Studiendauer und Studienumfang
 

(1) Der Studiengang "Kulturwissenschaften" 
dauert 6 Semester. Der Studiengang umfasst 
insgesamt 5.400 Stunden studentischer 
Arbeitszeit, mit einer Belegungspflicht von 88 
SWS (aus einem Studienangebot im Umfang 
von 128 SWS) 
(2) Jedes Modul umfasst 450 studentische •Arbeitsstunden. Hierbei entfallen auf die 
Bearbeitung der Studienbriefe 240 Arbeits­
stunden, auf Präsenzseminare, Lektüre der 
Primär- und Sekundärliteratur, Prüfungsvor­
bereitung etc. 210 Arbeitsstunden. 
(3) Die erfolgreiche Bearbeitung eines jeden 
Moduls wird mit 15 Leistungspunkten gemäß 
ECTS bewertet, der erfolgreiche Abschluss der 
BA-Arbeit ebenfalls mit 15 Leistungspunkten, 
der Studiengang insgesamt dementsprechend 
mit 180 Leistungspunkten. 

§5
 
Curriculare Struktur und Studieninhalte
 

(1) Der Studiengang ist in drei Phasen unter­
teilt: I Orientierung (Module 1-2), 11. Grund­
legung (Moduie 3-10) und 111. Verzweigung 
(Module 11-12). Die drei Phasen sind nach­
einander zu studieren. Innerhalb der Phasen 11 
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Gemäß § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des
Gesetzes über die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Januar
2003 (GV. NRW S. 36) hat die FernUniversität
in Hagen folgende Studienordnung als
Satzung erlassen.

Inhaltsverzeichnis

§ 1 Rechtsgrundlage
§ 2 Studienziele
§ 3 Zugangsvoraussetzungen
§ 4 Studiendauer und Studienumfang
§ 5 Curriculare Struktur und Studieninhalte
§ 6 Studienbegleitende Prüfungen
§ 7 Mündliche Prüfungen
§ 8 Klausuren
§ 9 Hausarbeiten
§ 10 Lehrformen
§ 11 Betreuung
§ 12 Praktika
§ 13 B.A.-Abschlussarbeit
§ 14 Benotung der studienbegleitenden

Prüfungen und der B.A.-Abschlussar­
beit

§ 15 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

§1
Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage für diesen Studiengang ist
die "Prüfungsordnung für die Studiengänge
Kulturwissenschaften, Politik und Organisation,
Social Change Management, Bildung und
Kommunikation mit dem Abschluss Bachelor of
Arts (BA)" an der FernUniversität in Hagen in
der jeweils gültigen Fassung.

§2
Studienziele

(1) Der Studiengang "Kulturwissenschaften"
verbindet geisteswissenschaftliche und sozial­
wissenschaftliche Disziplinen. Er versucht,
durch die Vermittlung von hermeneutischen
Fragestellungen und Perspektiven mit
empirischen Ansätzen und Methoden den
tiefgreifenden Veränderungen in Lebenswelt

und Wissenschaft Rechnung zu tragen, die seit
dem Ausgang des 20. Jahrhunderts zu
beobachten sind. Die Erosion der sozialen
Klassen und politischen Lager und die Indivi­
duaiisierung der Lebensverhältnisse geht ein­
her mit der Aufweichung der traditionellen dis­
ziplinären Abgrenzungen und der Neufor­
mierung der Kultur des Wissens.
(2) Vor diesem Hintergrund zielt der Studien­
gang darauf ab, auf die Herausforderungen im
breiten Praxisfeld der Kulturarbeit vorzube­
reiten. Alle Berufe und Tätigkeiten in diesem
Bereich verlangen ein hohes Maß an fach­
spezifischen Qualifikationen und fachübergrei­
fenden Kompetenzen, die im Studiengang ver­
mittelt werden.

§3
Zugangsvoraussetzungen

Notwendig für ein erfolgreiches Studium ist
eine gute Englisch-Lesekompetenz. Weiterhin
wird es für erforderlich gehalten, vor der Ein­
schreibung in den Monaten Juni für das Win­
tersemester und Dezember für das Sommer­
semester an einer qualifizierten Studienbe­
ratung teilzunehmen. Für die Anmeldung zur
Studienberatung ist ein Lebenslauf beizufügen
und schriftlich die Entscheidung für die Aus­
wahl des B.A.-Studiengangs "Kulturwissen­
schaften" zu begründen.

§4
Studiendauer und Studienumfang

(1) Der Studiengang "Kulturwissenschaften"
dauert 6 Semester. Der Studiengang umfasst
insgesamt 5.400 Stunden studentischer
Arbeitszeit, mit einer Belegungspflicht von 88
SWS (aus einem Studienangebot im Umfang
von 128 SWS)
(2) Jedes Modul umfasst 450 studentische
Arbeitsstunden. Hierbei entfallen auf die
Bearbeitung der Studienbriefe 240 Arbeits­
stunden, auf Präsenzseminare, Lektüre der
Primär- und Sekundärliteratur, Prüfungsvor­
bereitung etc. 210 Arbeitsstunden.
(3) Die erfolgreiche Bearbeitung eines jeden
Moduls wird mit 15 Leistungspunkten gemäß
ECTS bewertet, der erfolgreiche Abschluss der
BA-Arbeit ebenfalls mit 15 Leistungspunkten,
der Studiengang insgesamt dementsprechend
mit 180 Leistungspunkten.

§5
Curriculare Struktur und Studieninhalte

(1) Der Studiengang ist in drei Phasen unter­
teilt: I Orientierung (Module 1-2), 11. Grund­
legung (Moduie 3-10) und 111. Verzweigung
(Module 11-12). Die drei Phasen sind nach­
einander zu studieren. Innerhalb der Phasen 11

•

•
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und 111 können die Module in beliebiger 
Reihenfolge absolviert werden. In Phase 11 sind 
aus 8 Modulen 7 zu wählen (wobei Modul 3 
nicht abgewählt werden darf). In Phase III ist 
eine von drei Verzweigungen zu wählen. 
(2) Im Einzelnen gliedert sich der Studiengang 
wie folgt: 

Phase I: Orientierung 
Modul 1: Kulturwissenschaftliche 

Einführung 
Modul 2: Methoden. 

Phase 11:	 Grundlegung 

Modul 3: Kulturelle Praxis 
Modul 4: Geschichte der Schriftkultur 
Modul 5: KulturanthropologielHistori­

• 
Anthropologie 

Modul 6: Klassiker der Kultursoziolo­
gie 

Modul 7: Kultursoziologische Analy­
sen 

Modul 8: Kulturelle Konstruktion der 
Wirklichkeit 

Modul 9	 Sozialphilosophische Be­
dingungen der Kultur 
gungen der Kultur 

Modul 10:	 Kulturelle Fremderfahrung. 

Phase 11I: Verzweigung 

Zweig A: Kultur und Geschichte 
Modul 11 A: Erfahrungsgeschichte 

und Erinnerungskultur 
Modul 12 A: Kuiturelle Räume und 

• 
Grenzen 

Zweig B: Kultur und Gesellschaft 
Modul 11 B: Kultursoziologie 
Modul 12 B: Urbanität und sozialer 

Wandel 
Zweig C: Kultur und Wissen 
Modul 11 C: Kultur und Epistemologie 
Modul 12 C: Sprachkultur und literari­

sches Leben. 

§6 
Studienbegleitende Prüfungen 

(1) Jedes der 11 studierten Module wird durch 
eine Prüfung abgeschlossen. Es gibt drei 
Prüfungsformen: mündliche Prüfung, Klausur 
und Hausarbeit. Die Hausarbeit kann auch 
durch eine Arbeit erfolgen, die durch ein 
Referat oder eine Moderation auf einem 
Präsenzseminar vorbereitet worden ist. Im 
Einzelnen sind die Prüfungsformen wie folgt 
auf die drei Phasen und Module des 
Studiengangs verteilt: 

Phase I: Die Module 1 und 2 werden 
jeweils durch eine Klausur abgeschlossen. 

Phase 11: Das Modul 3 wird durch eine 
Hausarbeit (= Praxisbericht) abgeschlossen; 
die Module 4 bis 10 sind so abzuschließen, 
dass jeweils mindestens eine mündliche 
Prüfung, eine Kiausur und eine (weitere) 
Hausarbeit erbracht werden. 

Phase 111: Die Module 11 und 12 wer­
den durch eine Hausarbeit und eine mündliche 
Prüfung abgeschlossen. 

(2) Im gesamten Studium müssen somit 
mindestens zwei mündliche Prüfungen, drei 
Klausuren und drei Hausarbeiten erbracht 
werden. Die übrigen drei Prüfungen sind der 
Form nach wählbar. 

§7
 
Mündliche Prüfungen
 

(1) Eine mündliche Prüfung dauert 30 bis 45 
Minuten. Das Prüfungsthema ist vorab mit 
dem/der Prüferlin schriftlich zu vereinbaren 
(2) Studierende, die ihren Wohnsitz in Über­
see haben, können eine der zwei geforderten 
mündlichen Prüfungen durch eine Klausur 
ersetzen. 

§8 
Klausuren 

Zum Ende eines jeden Semesters werden ein 
Klausurtermin und ein Ersatztermin angeboten. 
Eine Klausur dauert vier Zeitstunden . 

§9 
Hausarbeiten 

Eine Hausarbeit hat in der Regel einen 
Umfang von 15-20 Seiten DIN A 4 (bei 2.500 
Zeichen pro Seite). Das Thema ist mit dem/der 
Betreuer/in abzusprechen. Vor der endgültigen 
Abfassung ist dem/der Betreuer/in ein Expose 
von in der Regel 2-3 Selten (mit geplanter 
Gliederung und Literaturverzeichnis) 
einzureichen. Die Zeit für die Abfassung von 
Hausarbeiten beträgt im Vollzeitstudium drei 
Wochen, im Teilzeitstudium sechs Wochen. 
Neben einer wissenschaftlichen Hausarbeit 
klassischen Typs können auch stärker 
praxisorientierte Formen der Hausarbeit 
vereinbart werden (z.B. Protokoll im Anschluss 
an eine Präsentation oder Moderation auf einer 
Präsenzveranstaltung, Projektbericht, Rezen­
sion, Essay). Der Arbeit ist eine Versicherung 
darüber beizufügen, dass sie selbständig 
verfasst wurde und keine anderen als die an­
gegebenen Quellen benutzt worden sind. 

•

•

und 111 können die Module in beliebiger
Reihenfolge absolviert werden. In Phase 11 sind
aus 8 Modulen 7 zu wählen (wobei Modul 3
nicht abgewählt werden darf). In Phase III ist
eine von drei Verzweigungen zu wählen.
(2) Im Einzelnen gliedert sich der Studiengang
wie folgt:

Phase I: Orientierung
Modul 1: Kulturwissenschaftliche

Einführung
Modul 2: Methoden.

Phase 11: Grundlegung

Modul 3: Kulturelle Praxis
Modul 4: Geschichte der Schriftkultur
Modul 5: KulturanthropologielHistori-

Anthropologie
Modul 6: Klassiker der Kultursoziolo­

gie
Modul 7: Kultursoziologische Analy­

sen
Modul 8: Kulturelle Konstruktion der

Wirklichkeit
Modul 9 Sozialphilosophische Be­

dingungen der Kultur
gungen der Kultur

Modul 10: Kulturelle Fremderfahrung.

Phase 111: Verzweigung

Zweig A: Kultur und Geschichte
Modul 11 A: Erfahrungsgeschichte

und Erinnerungskultur
Modul 12 A: Kuiturelle Räume und

Grenzen
Zweig B: Kultur und Gesellschaft
Modul 11 B: Kultursoziologie
Modul 12 B: Urbanität und sozialer

Wandel
Zweig C: Kultur und Wissen
Modul 11 C: Kultur und Epistemologie
Modul 12 C: Sprachkultur und literari-

sches Leben.

§6
Studienbegleitende Prüfungen

(1) Jedes der 11 studierten Module wird durch
eine Prüfung abgeschlossen. Es gibt drei
Prüfungsformen: mündliche Prüfung, Klausur
und Hausarbeit. Die Hausarbeit kann auch
durch eine Arbeit erfolgen, die durch ein
Referat oder eine Moderation auf einem
Präsenzseminar vorbereitet worden ist. Im
Einzelnen sind die Prüfungsformen wie folgt
auf die drei Phasen und Module des
Studiengangs verteilt:

Phase I: Die Module 1 und 2 werden
jeweils durch eine Klausur abgeschlossen.

Phase 11: Das Modul 3 wird durch eine
Hausarbeit (= Praxisbericht) abgeschlossen;
die Module 4 bis 10 sind so abzuschließen,
dass jeweils mindestens eine mündliche
Prüfung, eine Kiausur und eine (weitere)
Hausarbeit erbracht werden.

Phase 111: Die Module 11 und 12 wer­
den durch eine Hausarbeit und eine mündliche
Prüfung abgeschlossen.

(2) Im gesamten Studium müssen somit
mindestens zwei mündliche Prüfungen, drei
Klausuren und drei Hausarbeiten erbracht
werden. Die übrigen drei Prüfungen sind der
Form nach wählbar.

§7
Mündliche Prüfungen

(1) Eine mündliche Prüfung dauert 30 bis 45
Minuten. Das Prüfungsthema ist vorab mit
dem/der Prüferlin schriftlich zu vereinbaren
(2) Studierende, die ihren Wohnsitz in Über­
see haben, können eine der zwei geforderten
mündlichen Prüfungen durch eine Klausur
ersetzen.

§8
Klausuren

Zum Ende eines jeden Semesters werden ein
Klausurtermin und ein Ersatztermin angeboten.
Eine Klausur dauert vier Zeitstunden .

§9
Hausarbeiten

Eine Hausarbeit hat in der Regel einen
Umfang von 15-20 Seiten DIN A 4 (bei 2.500
Zeichen pro Seite). Das Thema ist mit dem/der
Betreuer/in abzusprechen. Vor der endgültigen
Abfassung ist dem/der Betreuer/in ein Expose
von in der Regel 2-3 Selten (mit geplanter
Gliederung und Literaturverzeichnis)
einzureichen. Die Zeit für die Abfassung von
Hausarbeiten beträgt im Vollzeitstudium drei
Wochen, im Teilzeitstudium sechs Wochen.
Neben einer wissenschaftlichen Hausarbeit
klassischen Typs können auch stärker
praxisorientierte Formen der Hausarbeit
vereinbart werden (z.B. Protokoll im Anschluss
an eine Präsentation oder Moderation auf einer
Präsenzveranstaltung, Projektbericht, Rezen­
sion, Essay). Der Arbeit ist eine Versicherung
darüber beizufügen, dass sie selbständig
verfasst wurde und keine anderen als die an­
gegebenen Quellen benutzt worden sind.

•

•

und 111 können die Module in beliebiger
Reihenfolge absolviert werden. In Phase 11 sind
aus 8 Modulen 7 zu wählen (wobei Modul 3
nicht abgewählt werden darf). In Phase III ist
eine von drei Verzweigungen zu wählen.
(2) Im Einzelnen gliedert sich der Studiengang
wie folgt:

Phase I: Orientierung
Modul 1: Kulturwissenschaftliche

Einführung
Modul 2: Methoden.

Phase 11: Grundlegung

Modul 3: Kulturelle Praxis
Modul 4: Geschichte der Schriftkultur
Modul 5: KulturanthropologielHistori-

Anthropologie
Modul 6: Klassiker der Kultursoziolo­
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Modul 7: Kultursoziologische Analy­

sen
Modul 8: Kulturelle Konstruktion der

Wirklichkeit
Modul 9 Sozialphilosophische Be­

dingungen der Kultur
gungen der Kultur

Modul 10: Kulturelle Fremderfahrung.

Phase 11I: Verzweigung

Zweig A: Kultur und Geschichte
Modul 11 A: Erfahrungsgeschichte

und Erinnerungskultur
Modul 12 A: Kuiturelle Räume und

Grenzen
Zweig B: Kultur und Gesellschaft
Modul 11 B: Kultursoziologie
Modul 12 B: Urbanität und sozialer

Wandel
Zweig C: Kultur und Wissen
Modul 11 C: Kultur und Epistemologie
Modul 12 C: Sprachkultur und literari-

sches Leben.

§6
Studienbegleitende Prüfungen

(1) Jedes der 11 studierten Module wird durch
eine Prüfung abgeschlossen. Es gibt drei
Prüfungsformen: mündliche Prüfung, Klausur
und Hausarbeit. Die Hausarbeit kann auch
durch eine Arbeit erfolgen, die durch ein
Referat oder eine Moderation auf einem
Präsenzseminar vorbereitet worden ist. Im
Einzelnen sind die Prüfungsformen wie folgt
auf die drei Phasen und Module des
Studiengangs verteilt:

Phase I: Die Module 1 und 2 werden
jeweils durch eine Klausur abgeschlossen.

Phase 11: Das Modul 3 wird durch eine
Hausarbeit (= Praxisbericht) abgeschlossen;
die Module 4 bis 10 sind so abzuschließen,
dass jeweils mindestens eine mündliche
Prüfung, eine Kiausur und eine (weitere)
Hausarbeit erbracht werden.

Phase 111: Die Module 11 und 12 wer­
den durch eine Hausarbeit und eine mündliche
Prüfung abgeschlossen.

(2) Im gesamten Studium müssen somit
mindestens zwei mündliche Prüfungen, drei
Klausuren und drei Hausarbeiten erbracht
werden. Die übrigen drei Prüfungen sind der
Form nach wählbar.

§7
Mündliche Prüfungen

(1) Eine mündliche Prüfung dauert 30 bis 45
Minuten. Das Prüfungsthema ist vorab mit
dem/der Prüferlin schriftlich zu vereinbaren
(2) Studierende, die ihren Wohnsitz in Über­
see haben, können eine der zwei geforderten
mündlichen Prüfungen durch eine Klausur
ersetzen.

§8
Klausuren

Zum Ende eines jeden Semesters werden ein
Klausurtermin und ein Ersatztermin angeboten.
Eine Klausur dauert vier Zeitstunden .

§9
Hausarbeiten

Eine Hausarbeit hat in der Regel einen
Umfang von 15-20 Seiten DIN A 4 (bei 2.500
Zeichen pro Seite). Das Thema ist mit dem/der
Betreuer/in abzusprechen. Vor der endgültigen
Abfassung ist dem/der Betreuer/in ein Expose
von in der Regel 2-3 Selten (mit geplanter
Gliederung und Literaturverzeichnis)
einzureichen. Die Zeit für die Abfassung von
Hausarbeiten beträgt im Vollzeitstudium drei
Wochen, im Teilzeitstudium sechs Wochen.
Neben einer wissenschaftlichen Hausarbeit
klassischen Typs können auch stärker
praxisorientierte Formen der Hausarbeit
vereinbart werden (z.B. Protokoll im Anschluss
an eine Präsentation oder Moderation auf einer
Präsenzveranstaltung, Projektbericht, Rezen­
sion, Essay). Der Arbeit ist eine Versicherung
darüber beizufügen, dass sie selbständig
verfasst wurde und keine anderen als die an­
gegebenen Quellen benutzt worden sind.
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§10 
Lehrformen 

(1) Die Lehre erfolgt in Form von Studien­
briefen, Präsenzseminaren, CD-ROMs und 
von Online-Lehre. 
(2) Im Laufe des Studiums sind drei Prä­
senzseminare zu besuchen: eines in Phase I 
(zur Einführung in den Studiengang) und zwei 
in den beiden folgenden Phasen. Die Prä­
senzveranstaltungen dienen neben der Erör­
terung und Sicherung der wissenschaftlichen 
Inhalte vor allem der Einübung von Qua­
lifikationen und Umgangsformen, die für Wis­
senschaft als öffentliche Praxis unumgänglich 
sind (Präsentation, Moderation, Protokollieren 
etc.) 
(3) Die am Studiengang beteiligten Dozenten/ 
innen legen jeweils für einige Jahre einen Plan 
fest, nach dem Präsenzseminare in möglichst 
vielen Regionen Deutschlands angeboten 
werden. 

§ 11 
Betreuung 

Während des Studiums werden die Stu­
dierenden von den am Studiengang beteiligten 
Dozenten/innen fachlich betreut. Darüber 
hinaus werden sie tutorieIl begleitet und gegen 
Ende eines Semesters persönlich befragt und 
beraten. 

§12 
Praktika 

(1) Zu Beginn des Studiums ist ein beruflicher 
oder ehrenamtlicher Bereich anzugeben, in 
dem die Studierenden praktische Erfahrungen 
in der Kulturarbeit im weitesten Sinne gemacht 
haben (für Mütter z.B. auch Kindergarten o.ä. 
möglich). Während des Studiums dient das 
Modul 3 der Reflexion dieser praktischen 
Erfahrungen. Die Ergebnisse werden in einer 
dieses Modul als Prüfungsleistung 
abschließenden Hausarbeit (Praxisbericht) 
vorgestellt. 
(2) Darüber hinaus ist die Möglichkeit vor­
gesehen, an geeigneten Einrichtungen des 
Fachbereichs (wie z.B. dem Institut für Ge­
schichte und Biographie) Praktika zu absol­
vieren. 

§13 
B.A.-Abschlussarbeit 

(1) Die Zulassung zur BA-Abschlussarbeit 
erfolgt auf schriftiichen Antrag beim Prü­
fungsamt des Fachbereiches Kultur- und So­
zialwissenschaften, dem ein Nachweis der 
erfolgreichen Bearbeitung von 11 Modulen und 

der Teiinahme an 3 Präsenzveranstaltungen 
beizufügen ist. 
(2) Die BA-Abschlussarbeit kann nur zu 
einem der Module 11 oder 12 geschrieben 
werden. Sie hat einen Umfang von in der 
Regel 40-50 Seiten DIN A 4 (bei 2.500 Zeichen 
pro Seite). Über das Thema der Arbeit setzt 
sich der/die KandidaUin mit dem/der Betreu­
er/in vor der endgültigen ThemensteIlung ins 
Benehmen und reicht dem/der Betreuer/in ein 
Expose von 3-5 Seiten (mit geplanter Glie­
derung und Literaturverzeichnis) ein. Das end­
gültige Thema der Arbeit wird durch den/die 
Betreuer/in der Arbeit gestellt und dem/der 
Kandidaten/Kandidatin durch das Prüfungsamt 
mitgeteilt. Die anschließende Bearbeitungszeit 
für BA-Abschlussarbeit beträgt im Voll­
zeitstudium drei Monate, im Teilzeitstudium 
sechs Monate. Der Arbeit ist eine Versicherung 
darüber beizufügen, dass sie selbständig 
verfasst wurde und keine anderen als die 
angegebenen Quellen benutzt worden sind. • 

§ 14
 
Benotung der studienbegleitenden
 

Prüfungen und der B.A.-Abschlussarbeit
 

Die Benotung ergibt sich aus §§ 16 und 17 der 
Prüfungsordnung. Eine Prüfung ist bestanden, 
wenn sie mit mindestens "ausreichend" (4,0) 
bewertet worden ist. Die Gesamtnote wird aus 
dem arithmetischen Mittel der 11 Noten der 
studienbegleitenden Prüfungen und der dop­
pelt gewichteten Note der BA-Abschlussarbeit 
gebildet. 

§ 15 
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom 
01. Oktober 2003 in Kraft. Sie wird in den Amt­
lichen Mitteilungen der FernUniversität in Ha­ •
gen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des 
Beschlusses des Fachbereichsrates des Fach­
bereichs Kultur- und Sozialwissenschaften 
vom 19.02.2003. 

Hagen, den 17. März 2003 

Der Dekan
 
des Fachbereichs
 

Kultur- und Sozial enschaften
 
der FernUnive . Hagen
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briefen, Präsenzseminaren, CD-ROMs und
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in der Kulturarbeit im weitesten Sinne gemacht
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Erfahrungen. Die Ergebnisse werden in einer
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zialwissenschaften, dem ein Nachweis der
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Benehmen und reicht dem/der Betreuer/in ein
Expose von 3-5 Seiten (mit geplanter Glie­
derung und Literaturverzeichnis) ein. Das end­
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dem arithmetischen Mittel der 11 Noten der
studienbegleitenden Prüfungen und der dop­
pelt gewichteten Note der BA-Abschlussarbeit
gebildet.

§ 15
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom
01. Oktober 2003 in Kraft. Sie wird in den Amt­
lichen Mitteilungen der FernUniversität in Ha­
gen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des
Beschlusses des Fachbereichsrates des Fach­
bereichs Kultur- und Sozialwissenschaften
vom 19.02.2003.

Hagen, den 17. März 2003

Der Dekan
des Fachbereichs

Kultur- und Sozial enschaften
der FernUnive . Hagen

•

•

§10
Lehrformen

(1) Die Lehre erfolgt in Form von Studien­
briefen, Präsenzseminaren, CD-ROMs und
von Online-Lehre.
(2) Im Laufe des Studiums sind drei Prä­
senzseminare zu besuchen: eines in Phase I
(zur Einführung in den Studiengang) und zwei
in den beiden folgenden Phasen. Die Prä­
senzveranstaltungen dienen neben der Erör­
terung und Sicherung der wissenschaftlichen
Inhalte vor allem der Einübung von Qua­
lifikationen und Umgangsformen, die für Wis­
senschaft als öffentliche Praxis unumgänglich
sind (Präsentation, Moderation, Protokollieren
etc.)
(3) Die am Studiengang beteiligten Dozenten/
innen legen jeweils für einige Jahre einen Plan
fest, nach dem Präsenzseminare in möglichst
vielen Regionen Deutschlands angeboten
werden.

§ 11
Betreuung

Während des Studiums werden die Stu­
dierenden von den am Studiengang beteiligten
Dozenten/innen fachlich betreut. Darüber
hinaus werden sie tutorieIl begleitet und gegen
Ende eines Semesters persönlich befragt und
beraten.

§12
Praktika

(1) Zu Beginn des Studiums ist ein beruflicher
oder ehrenamtlicher Bereich anzugeben, in
dem die Studierenden praktische Erfahrungen
in der Kulturarbeit im weitesten Sinne gemacht
haben (für Mütter z.B. auch Kindergarten o.ä.
möglich). Während des Studiums dient das
Modul 3 der Reflexion dieser praktischen
Erfahrungen. Die Ergebnisse werden in einer
dieses Modul als Prüfungsleistung
abschließenden Hausarbeit (Praxisbericht)
vorgestellt.
(2) Darüber hinaus ist die Möglichkeit vor­
gesehen, an geeigneten Einrichtungen des
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schichte und Biographie) Praktika zu absol­
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§13
B.A.-Abschlussarbeit

(1) Die Zulassung zur BA-Abschlussarbeit
erfolgt auf schriftiichen Antrag beim Prü­
fungsamt des Fachbereiches Kultur- und So­
zialwissenschaften, dem ein Nachweis der
erfolgreichen Bearbeitung von 11 Modulen und

der Teiinahme an 3 Präsenzveranstaltungen
beizufügen ist.
(2) Die BA-Abschlussarbeit kann nur zu
einem der Module 11 oder 12 geschrieben
werden. Sie hat einen Umfang von in der
Regel 40-50 Seiten DIN A 4 (bei 2.500 Zeichen
pro Seite). Über das Thema der Arbeit setzt
sich der/die KandidaUin mit dem/der Betreu­
er/in vor der endgültigen ThemensteIlung ins
Benehmen und reicht dem/der Betreuer/in ein
Expose von 3-5 Seiten (mit geplanter Glie­
derung und Literaturverzeichnis) ein. Das end­
gültige Thema der Arbeit wird durch den/die
Betreuer/in der Arbeit gestellt und dem/der
Kandidaten/Kandidatin durch das Prüfungsamt
mitgeteilt. Die anschließende Bearbeitungszeit
für BA-Abschlussarbeit beträgt im Voll­
zeitstudium drei Monate, im Teilzeitstudium
sechs Monate. Der Arbeit ist eine Versicherung
darüber beizufügen, dass sie selbständig
verfasst wurde und keine anderen als die
angegebenen Quellen benutzt worden sind.

§ 14
Benotung der studienbegleitenden

Prüfungen und der B.A.-Abschlussarbeit

Die Benotung ergibt sich aus §§ 16 und 17 der
Prüfungsordnung. Eine Prüfung ist bestanden,
wenn sie mit mindestens "ausreichend" (4,0)
bewertet worden ist. Die Gesamtnote wird aus
dem arithmetischen Mittel der 11 Noten der
studienbegleitenden Prüfungen und der dop­
pelt gewichteten Note der BA-Abschlussarbeit
gebildet.

§ 15
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom
01. Oktober 2003 in Kraft. Sie wird in den Amt­
lichen Mitteilungen der FernUniversität in Ha­
gen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des
Beschlusses des Fachbereichsrates des Fach­
bereichs Kultur- und Sozialwissenschaften
vom 19.02.2003.

Hagen, den 17. März 2003

Der Dekan
des Fachbereichs

Kultur- und Sozial enschaften
der FernUnive . Hagen

•

•
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Aufgrund des §25 Absatz 4 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hoch­
schulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW, S. 190). zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
27. November 2001 (GV. NRW, S. 812), und § 19 Absatz 2 der Grundordnung der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen (GrdO - veröffentlicht in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität 
Nr. 312001 (25.10.2001)) hat der Fachbereich Elektrotechnik und Informationstechnik der FernUniver­
sität- Gesamthochschule in Hagen die folgende Fachbereichsordnung erlassen: 

Ordnung des Fachbereichs Elektrotechnik und
 
Informationstechnik
 

der
 
FernUniversität-Gesamthochschule in Hagen
 

18. Juli 2002• 
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§ 2 Wissenschaftliche Einrichtungen 
des Fachbereichs 

Der Fachbereich kann wissenschaftliche Einrich­
tungen nach §29 HG i. V. m. § 23 GrdO einrichten. 

§ 3	 Betriebseinheiten 

Der Fachbereich unterhält als Betriebseinheit nach 
§ 29 HG i. V. m. § 24 GrdO eine feinmechanische 
Werkstatt. Die feinmechanische Werkstatt wird von 
der Dekanin oder dem Dekan geleitet. 

11	 Verfahrensregelungen des 
Fachbereichs 

§ 4 Zusammensetzung des 
Fachbereichsrats 

(1) Die Zusammensetzung des Fachbereichsrats 
regelt § 22 Absatz 1 GrdO. 

(2) Scheidet ein Mitglied des Fachbereichsrats vor 
Ablauf seiner Amtszeit aus, so tritt ein Ersatzmit­
glied seiner Gruppe an seine Stelle. Dies gilt ent­
sprechend für Fachbereichsratsmitglieder, die zeit­
weilig oder für eine oder mehrere Sitzungen ver­
hindert sind, für die Dauer ihrer Verhinderung. 

(3) Die Wahl der Mitglieder und Ersatzmitglie­
der des Fachbereichsrats regelt die Wahlordnung 
für die Wahlen zum Senat, zum erweiterten Senat 
und zu den Fachbereichsräten der FernUniversität 
- Gesamthochschule in Hagen vom 15. Oktober 
2001 (Amtliche Mitteilungen der FernUniversität 
- Gesamthochschule in Hagen Nr. 3/2001 vom 
25.10.2001). 

§ 5	 Vorsitzende oder Vorsitzender 

(1) Vorsitzende oder Vorsitzender des Fachbe­
reichsrats ist die Dekanin bzw. der Dekan. 

(2) Im Verhinderungsfalle wird die Dekanin oder 
der Dekan durch die Prodekan in oder den Prodekan 
vertreten. Ist auch die Prodekanin oder der Prode­
kan verhindert, so hat das älteste Mitglied aus der 
Gruppe der Professorinnen und Professoren den 
Vorsitz inne. 

(3) Die oder der Vorsitzende entscheidet in Zwei­
felsfällen über die Auslegung der Fachbereichsord­
nung. 
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§ 6 Teilnahme an Sitzungen 

(1) An den Sitzungen des Fachbereichsrats können 
außer den Mitgliedern des Fachbereichsrats auch 
die Ersatzmitglieder regelmäßig teilnehmen. 

(2) Die Dekanin oder der Dekan kann zu den Sit­
zungen oder zu Teilen der Sitzungen Personen, 
die nicht Mitglieder des Fachbereichsrats sind, als 
Gäste hinzuziehen, sofern der Fachbereichsrat dem 
nicht widerspricht. Der Fachbereichsrat kann be­
schließen, dass Gäste hinzuzuziehen sind. 

(3) Den Ersatzmitgliedern und Gästen kann die 
oder der Vorsitzende im Einzelfall auf Antrag eines 
Fachbereichsratsmitglieds Rede- und Antragsrecht 
einräumen. 

§ 7	 Öffentlichkeit 

(1) Die Sitzungen des Fachbereichsrats sind • 
öffentlich. Durch Beschluss kann die Öffentlichkeit 
ganz oder teilweise ausgeschlossen werden. An­
träge auf Ausschluss der Öffentlichkeit dürfen nur 
in nichtöffentlicher Sitzung begründet, beraten und 
entschieden werden. 

(2) Personalangelegenheiten, Prüfungs- und Ha­
bilitationsangelegenheiten sind in nichtöffentlicher 
Sitzung zu behandeln. 

§ 8 Rechte und Pflichten der 
Fachbereichsratsmitglieder 

(1) Die Fachbereichsratsmitglieder haben das 
Recht, Einsicht in die Fachbereichsratsbeschlüsse 
zu~~n. • 

(2) Die Fachbereichsratsmitglieder sind zur Ver­
schwiegenheit über nichtöffentliche Fachbereichs­
ratssitzungen oder Tagesordnungspunkte verpflich­
tet. 

§ 9	 Termine der 
Fachbereichsratssitzungen 

(1) Die oder der Vorsitzende beruft den Fachbe­
reichsrat zu mindestens zwei Sitzungen während 
jedes Semesters ein. Die bearbeitungsfreie Zeit soll 
sitzungsfrei bleiben. Bei der Wahl der Sitzungster­
mine sollen besonders die Belange der berufstäti­
gen studentischen Mitglieder berücksichtigt wer­
den. 

§ 2 Wissenschaftliche Einrichtungen
des Fachbereichs

Der Fachbereich kann wissenschaftliche Einrich­
tungen nach §29 HG i. V. m. § 23 GrdO einrichten.

§ 3 Betriebseinheiten

Der Fachbereich unterhält als Betriebseinheit nach
§ 29 HG i. V. m. § 24 GrdO eine feinmechanische
Werkstatt. Die feinmechanische Werkstatt wird von
der Dekanin oder dem Dekan geleitet.

11 Verfahrensregelungen des
Fachbereichs

§ 4 Zusammensetzung des
Fachbereichsrats

(1) Die Zusammensetzung des Fachbereichsrats
regelt § 22 Absatz 1 GrdO.

(2) Scheidet ein Mitglied des Fachbereichsrats vor
Ablauf seiner Amtszeit aus, so tritt ein Ersatzmit­
glied seiner Gruppe an seine Stelle. Dies gilt ent­
sprechend für Fachbereichsratsmitglieder, die zeit­
weilig oder für eine oder mehrere Sitzungen ver­
hindert sind, für die Dauer ihrer Verhinderung.

(3) Die Wahl der Mitglieder und Ersatzmitglie­
der des Fachbereichsrats regelt die Wahlordnung
für die Wahlen zum Senat, zum erweiterten Senat
und zu den Fachbereichsräten der FernUniversität
- Gesamthochschule in Hagen vom 15. Oktober
2001 (Amtliche Mitteilungen der FernUniversität
- Gesamthochschule in Hagen Nr. 3/2001 vom
25.10.2001).

§ 5 Vorsitzende oder Vorsitzender

(1) Vorsitzende oder Vorsitzender des Fachbe­
reichsrats ist die Dekanin bzw. der Dekan.

(2) Im Verhinderungsfalle wird die Dekanin oder
der Dekan durch die Prodekan in oder den Prodekan
vertreten. Ist auch die Prodekanin oder der Prode­
kan verhindert, so hat das älteste Mitglied aus der
Gruppe der Professorinnen und Professoren den
Vorsitz inne.

(3) Die oder der Vorsitzende entscheidet in Zwei­
felsfällen über die Auslegung der Fachbereichsord­
nung.

2
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außer den Mitgliedern des Fachbereichsrats auch
die Ersatzmitglieder regelmäßig teilnehmen.

(2) Die Dekanin oder der Dekan kann zu den Sit­
zungen oder zu Teilen der Sitzungen Personen,
die nicht Mitglieder des Fachbereichsrats sind, als
Gäste hinzuziehen, sofern der Fachbereichsrat dem
nicht widerspricht. Der Fachbereichsrat kann be­
schließen, dass Gäste hinzuzuziehen sind.

(3) Den Ersatzmitgliedern und Gästen kann die
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Fachbereichsratsmitglieds Rede- und Antragsrecht
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die Ersatzmitglieder regelmäßig teilnehmen.

(2) Die Dekanin oder der Dekan kann zu den Sit­
zungen oder zu Teilen der Sitzungen Personen,
die nicht Mitglieder des Fachbereichsrats sind, als
Gäste hinzuziehen, sofern der Fachbereichsrat dem
nicht widerspricht. Der Fachbereichsrat kann be­
schließen, dass Gäste hinzuzuziehen sind.

(3) Den Ersatzmitgliedern und Gästen kann die
oder der Vorsitzende im Einzelfall auf Antrag eines
Fachbereichsratsmitglieds Rede- und Antragsrecht
einräumen.

§ 7 Öffentlichkeit

(1) Die Sitzungen des Fachbereichsrats sind •
öffentlich. Durch Beschluss kann die Öffentlichkeit
ganz oder teilweise ausgeschlossen werden. An-
träge auf Ausschluss der Öffentlichkeit dürfen nur
in nichtöffentlicher Sitzung begründet, beraten und
entschieden werden.

(2) Personalangelegenheiten, Prüfungs- und Ha­
bilitationsangelegenheiten sind in nichtöffentlicher
Sitzung zu behandeln.

§ 8 Rechte und Pflichten der
Fachbereichsratsmitglieder

(1) Die Fachbereichsratsmitglieder haben das
Recht, Einsicht in die Fachbereichsratsbeschlüsse
zu~~n. •

(2) Die Fachbereichsratsmitglieder sind zur Ver­
schwiegenheit über nichtöffentliche Fachbereichs­
ratssitzungen oder Tagesordnungspunkte verpflich-
tet.

§ 9 Termine der
Fachbereichsratssitzungen

(1) Die oder der Vorsitzende beruft den Fachbe­
reichsrat zu mindestens zwei Sitzungen während
jedes Semesters ein. Die bearbeitungsfreie Zeit soll
sitzungsfrei bleiben. Bei der Wahl der Sitzungster­
mine sollen besonders die Belange der berufstäti­
gen studentischen Mitglieder berücksichtigt wer­
den.
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(2) Beantragt ein Vienel der stimmberechtigten 
Mitglieder des Fachbereichsrats seine Einberu­
fung, so ist der Fachbereichsrat unverzüglich zum 
frühestmöglichen Tennin einzuberufen. Der An­
trag muss schriftlich bei der oder dem Vorsitzenden 
gestellt werden und ein präzise fonnulienes Begeh­
ren mit Begründung enthalten. 

(3) In der sitzungsfreien Zeit kann die oder der 
Vorsitzende Sitzungen aus besonders dringenden 
und wichtigen Gründen einberufen. 

(4) In der letzten Sitzung eines jeden Kalenderjah­
res beschließt der Fachbereichsrat einen Plan seiner 
Sitzungstermine im Folgejahr. 

§ 10 Einberufung des 
Fachbereichsrats 

• (I) Der Fachbereichsrat wird in schriftlicher Form 
durch die oder den Vorsitzenden spätestens eine 
Woche vor der Sitzung eingeladen. Die Frist gilt als 
gewahn, wenn die Einladung eine Woche vor der 
Sitzung versandt worden ist. Der Fachbereichsrat 
kann auch ohne Wahrung der Ladungsfrist einbe­
rufen werden, wenn ein Antrag gemäß § 9 Absatz 
2 gestellt worden ist. 

(2) Der Einladung sind ein Tagesordnungsvor­
schlag sowie die zur Beratung der Gegenstände 
erforderlichen Unterlagen beizufügen. Unterlagen 
können nur in Ausnahmefallen nachgereicht wer­
den. 

• 
(3) Tagesordnungsvorschläge und Unterlagen sind 
an die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Fachbe­
reichsrats zu versenden. 

(4) Einladungen und Tagesordnungsvorschläge 
werden zusätzlich hochschulöffentlich bekanntge­
macht. 

§ 11 Tagesordnung 

(I) Die oder der Vorsitzende erstellt einen Tages­
ordnungsvorschlag unter Berücksichtigung der bei 
ihr oder ihm eingegangenen Anträge. 

(2) Antragsberechtigt sind die Mitglieder des 
Fachbereichsrats. Ersatzmitglieder sind antragsbe­
rechtigt, sofern sie für ein verhindenes Fachbe­
reichsratsmitglied tätig werden. 

(3) Die Anträge müssen bei der oder dem Vor­
sitzenden bis zum zwölften Tag vor der Sitzung 

schriftlich gestellt werden. Sie müssen einen Be­
schlussvorschlag enthalten und sollen kurz be­
gründet sein. Fehlt die Beschlussformulierung, so 
hat die oder der Vorsitzende den Antrag zurückzu­
weisen. 

(4) Bis zur Festlegung der endgültigen Tagesord­
nung zu Beginn der Sitzung können die Antragsbe­
rechtigten weitere Tagesordnungspunkte vorschla­
gen, deren Beratung erst nach ergangener Einla­
dung dringend notwendig geworden ist. Die An­
träge müssen der Fonn des Absatzes 3 entspre­
chen. Widerspricht mindestens ein Vienel der an­
wesenden Fachbereichsratsmitglieder der Aufnah­
me dieser Anträge in die Tagesordnung, so ist eine 
Ergänzung derselben unzulässig. 

§ 12 Berichterstattung 

(I) Die Dekanin oder der Dekan berichtet dem 
Fachbereichsrat über die laufenden Angelegenhei­
ten. 

(2) Über den Bericht der Dekanin bzw. des Dekans 
findet bei Bedarf eine kurze Aussprache statt. 

(3) Berichte weiterer Mitglieder des Fachbereichs­
rats können abgegeben werden. 

§ 13 Dauer, Unterbrechung und 
Aufhebung der Sitzung 

(1) Eine Sitzung des Fachbereichsrats soll nicht 
länger als fünf Stunden dauern. Auf Antrag kann 
die Sitzung um eine angemessene Zeit verlängen 
werden. 

(2) Ist eine ordnungsgemäße Durchführung der 
Sitzung nicht gewährleistet, so kann die oder der 
Vorsitzende die Sitzung unterbrechen oder aufhe­
ben. 

§ 14 Wortmeldung und Worterteilung 

(I) Die oder der Vorsitzende eneilt das Won in der 
Reihenfolge der Wonmeldungen. 

(2) Wonmeldungen zur GeSChäftsordnung gehen 
allen anderen Wonmeldungen vor. Sie unterbre­
chen jedoch weder eine Rede noch eine Abstim­
mung noch einen Wahlgang. 

(3) Antragstellerinnen und Antragsteller können 
sowohl zu Beginn als auch nach Schluss der Be­
ratung eines Sachantrages das Won verlangen. 
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•

•

(2) Beantragt ein Vienel der stimmberechtigten
Mitglieder des Fachbereichsrats seine Einberu­
fung, so ist der Fachbereichsrat unverzüglich zum
frühestmöglichen Tennin einzuberufen. Der An­
trag muss schriftlich bei der oder dem Vorsitzenden
gestellt werden und ein präzise fonnulienes Begeh­
ren mit Begründung enthalten.

(3) In der sitzungsfreien Zeit kann die oder der
Vorsitzende Sitzungen aus besonders dringenden
und wichtigen Gründen einberufen.

(4) In der letzten Sitzung eines jeden Kalenderjah­
res beschließt der Fachbereichsrat einen Plan seiner
Sitzungstermine im Folgejahr.

§ 10 Einberufung des
Fachbereichsrats

(I) Der Fachbereichsrat wird in schriftlicher Form
durch die oder den Vorsitzenden spätestens eine
Woche vor der Sitzung eingeladen. Die Frist gilt als
gewahn, wenn die Einladung eine Woche vor der
Sitzung versandt worden ist. Der Fachbereichsrat
kann auch ohne Wahrung der Ladungsfrist einbe­
rufen werden, wenn ein Antrag gemäß § 9 Absatz
2 gestellt worden ist.

(2) Der Einladung sind ein Tagesordnungsvor­
schlag sowie die zur Beratung der Gegenstände
erforderlichen Unterlagen beizufügen. Unterlagen
können nur in Ausnahmefallen nachgereicht wer­
den.

(3) Tagesordnungsvorschläge und Unterlagen sind
an die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Fachbe­
reichsrats zu versenden.

(4) Einladungen und Tagesordnungsvorschläge
werden zusätzlich hochschulöffentlich bekanntge­
macht.

§ 11 Tagesordnung

(I) Die oder der Vorsitzende erstellt einen Tages­
ordnungsvorschlag unter Berücksichtigung der bei
ihr oder ihm eingegangenen Anträge.

(2) Antragsberechtigt sind die Mitglieder des
Fachbereichsrats. Ersatzmitglieder sind antragsbe­
rechtigt, sofern sie für ein verhindenes Fachbe­
reichsratsmitglied tätig werden.

(3) Die Anträge müssen bei der oder dem Vor­
sitzenden bis zum zwölften Tag vor der Sitzung

schriftlich gestellt werden. Sie müssen einen Be­
schlussvorschlag enthalten und sollen kurz be­
gründet sein. Fehlt die Beschlussformulierung, so
hat die oder der Vorsitzende den Antrag zurückzu­
weisen.

(4) Bis zur Festlegung der endgültigen Tagesord­
nung zu Beginn der Sitzung können die Antragsbe­
rechtigten weitere Tagesordnungspunkte vorschla­
gen, deren Beratung erst nach ergangener Einla­
dung dringend notwendig geworden ist. Die An­
träge müssen der Fonn des Absatzes 3 entspre­
chen. Widerspricht mindestens ein Vienel der an­
wesenden Fachbereichsratsmitglieder der Aufnah­
me dieser Anträge in die Tagesordnung, so ist eine
Ergänzung derselben unzulässig.

§ 12 Berichterstattung

(I) Die Dekanin oder der Dekan berichtet dem
Fachbereichsrat über die laufenden Angelegenhei­
ten.

(2) Über den Bericht der Dekanin bzw. des Dekans
findet bei Bedarf eine kurze Aussprache statt.

(3) Berichte weiterer Mitglieder des Fachbereichs­
rats können abgegeben werden.

§ 13 Dauer, Unterbrechung und
Aufhebung der Sitzung

(1) Eine Sitzung des Fachbereichsrats soll nicht
länger als fünf Stunden dauern. Auf Antrag kann
die Sitzung um eine angemessene Zeit verlängen
werden.

(2) Ist eine ordnungsgemäße Durchführung der
Sitzung nicht gewährleistet, so kann die oder der
Vorsitzende die Sitzung unterbrechen oder aufhe­
ben.

§ 14 Wortmeldung und Worterteilung

(I) Die oder der Vorsitzende eneilt das Won in der
Reihenfolge der Wonmeldungen.

(2) Wonmeldungen zur GeSChäftsordnung gehen
allen anderen Wonmeldungen vor. Sie unterbre­
chen jedoch weder eine Rede noch eine Abstim­
mung noch einen Wahlgang.

(3) Antragstellerinnen und Antragsteller können
sowohl zu Beginn als auch nach Schluss der Be­
ratung eines Sachantrages das Won verlangen.

3

•

•

(2) Beantragt ein Vienel der stimmberechtigten
Mitglieder des Fachbereichsrats seine Einberu­
fung, so ist der Fachbereichsrat unverzüglich zum
frühestmöglichen Tennin einzuberufen. Der An­
trag muss schriftlich bei der oder dem Vorsitzenden
gestellt werden und ein präzise fonnulienes Begeh­
ren mit Begründung enthalten.

(3) In der sitzungsfreien Zeit kann die oder der
Vorsitzende Sitzungen aus besonders dringenden
und wichtigen Gründen einberufen.

(4) In der letzten Sitzung eines jeden Kalenderjah­
res beschließt der Fachbereichsrat einen Plan seiner
Sitzungstermine im Folgejahr.

§ 10 Einberufung des
Fachbereichsrats

(I) Der Fachbereichsrat wird in schriftlicher Form
durch die oder den Vorsitzenden spätestens eine
Woche vor der Sitzung eingeladen. Die Frist gilt als
gewahn, wenn die Einladung eine Woche vor der
Sitzung versandt worden ist. Der Fachbereichsrat
kann auch ohne Wahrung der Ladungsfrist einbe­
rufen werden, wenn ein Antrag gemäß § 9 Absatz
2 gestellt worden ist.

(2) Der Einladung sind ein Tagesordnungsvor­
schlag sowie die zur Beratung der Gegenstände
erforderlichen Unterlagen beizufügen. Unterlagen
können nur in Ausnahmefallen nachgereicht wer­
den.

(3) Tagesordnungsvorschläge und Unterlagen sind
an die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Fachbe­
reichsrats zu versenden.

(4) Einladungen und Tagesordnungsvorschläge
werden zusätzlich hochschulöffentlich bekanntge­
macht.

§ 11 Tagesordnung

(I) Die oder der Vorsitzende erstellt einen Tages­
ordnungsvorschlag unter Berücksichtigung der bei
ihr oder ihm eingegangenen Anträge.

(2) Antragsberechtigt sind die Mitglieder des
Fachbereichsrats. Ersatzmitglieder sind antragsbe­
rechtigt, sofern sie für ein verhindenes Fachbe­
reichsratsmitglied tätig werden.

(3) Die Anträge müssen bei der oder dem Vor­
sitzenden bis zum zwölften Tag vor der Sitzung

schriftlich gestellt werden. Sie müssen einen Be­
schlussvorschlag enthalten und sollen kurz be­
gründet sein. Fehlt die Beschlussformulierung, so
hat die oder der Vorsitzende den Antrag zurückzu­
weisen.

(4) Bis zur Festlegung der endgültigen Tagesord­
nung zu Beginn der Sitzung können die Antragsbe­
rechtigten weitere Tagesordnungspunkte vorschla­
gen, deren Beratung erst nach ergangener Einla­
dung dringend notwendig geworden ist. Die An­
träge müssen der Fonn des Absatzes 3 entspre­
chen. Widerspricht mindestens ein Vienel der an­
wesenden Fachbereichsratsmitglieder der Aufnah­
me dieser Anträge in die Tagesordnung, so ist eine
Ergänzung derselben unzulässig.

§ 12 Berichterstattung

(I) Die Dekanin oder der Dekan berichtet dem
Fachbereichsrat über die laufenden Angelegenhei­
ten.

(2) Über den Bericht der Dekanin bzw. des Dekans
findet bei Bedarf eine kurze Aussprache statt.

(3) Berichte weiterer Mitglieder des Fachbereichs­
rats können abgegeben werden.

§ 13 Dauer, Unterbrechung und
Aufhebung der Sitzung

(1) Eine Sitzung des Fachbereichsrats soll nicht
länger als fünf Stunden dauern. Auf Antrag kann
die Sitzung um eine angemessene Zeit verlängen
werden.

(2) Ist eine ordnungsgemäße Durchführung der
Sitzung nicht gewährleistet, so kann die oder der
Vorsitzende die Sitzung unterbrechen oder aufhe­
ben.

§ 14 Wortmeldung und Worterteilung

(I) Die oder der Vorsitzende eneilt das Won in der
Reihenfolge der Wonmeldungen.

(2) Wonmeldungen zur GeSChäftsordnung gehen
allen anderen Wonmeldungen vor. Sie unterbre­
chen jedoch weder eine Rede noch eine Abstim­
mung noch einen Wahlgang.

(3) Antragstellerinnen und Antragsteller können
sowohl zu Beginn als auch nach Schluss der Be­
ratung eines Sachantrages das Won verlangen.

3

Amtliche Mitteillungen der FernUniversität in Hagen Nr. 1 / 2003 vom 20.05.2003 31



(4) Die oder der Vorsitzende kann abweichend von 
der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zur 
direkten Erwiderung erteilen. 

§ 15 Protokoll 

(1) Über jede Sitzung des Fachbereichsrats wird 
ein Protokoll angefertigt. 

(2) Die Protokollführerin oder der Protokollführer 
wird von der oder dem Vorsitzenden bestimmt. Das 
Protokoll ist von der oder dem Vorsitzenden und 
der Protokollführerin oder dem Protokollführer zu 
unterzeichnen. 

(3) Das Protokoll enthält die Tagesordnung, die 
Anwesenheitsliste, den Wortlaut der Anträge und 
Beschlüsse, die Abstimmungsergebnisse und die 
Sondervoten. Die Abgabe persönlicher Erklärun­
gen zu Protokoll ist zulässig. Zu Abstimmungen, 
die geheim erfolgt sind, kann keine persönliche 
Erklärung zu Protokoll gegeben werden. Die Er­
klärungen sind schriftlich bei der Protokollführerin 
oder dem Protokollführer bis zum Abschluss der 
Sitzung einzureichen. 

(4) Im Protokoll ist zu vermerken, ob die Sitzung 
des Fachbereichsrats öffentlich oder nichtöffent­
lich war und für welche Tagesordnungspunkte die 
Öffentlichkeit ausgeschlossen war. 

(5) Das Protokoll ist in der folgenden Fachbe­
reichsratssitzung nach Abstimmung über Ände­
rungsanträge zur Tagesordnung zu genehmigen. 
Das Protokoll der letzten Sitzung der Amtsperiode 
des Fachbereichsrats ist im Umlaufverfahren zu ge­
nehmigen. Änderungsvorschläge sind als Anlage 
beizufügen. 

(6) Das Protokoll einer öffentlichen Sitzung ist 
nach seiner Genehmigung zu veröffentlichen, so­
weit dem nicht rechtliche Gründe oder die Wah­
rung persönlicher Interessen entgegenstehen. Das 
Protokoll einer nichtöffentlichen Sitzung wird 
nicht veröffentlicht. 

§ 16 Änderungen früherer 
Fachbereichsratsbeschlüsse 

Fachbereichsratsbeschlüsse aus früheren Sitzungen 
können nur dann aufgehoben oder geändert wer­
den, wenn zuvor ein dementsprechender Antrag 
gemäß § 11 Absatz 3 gestellt worden ist, der aus­
driicklich auf den bisherigen Fachbereichsratsbe­
schluss hinweist. 

§ 17 Beschlussfähigkeit 

(1) Die Entscheidungen des Fachbereichsrats wer­
den in der Form von Besch lüssen gefasst. 

(2) Der Fachbereichsrat ist beschlussfähig, wenn 
mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mit­
glieder anwesend ist. Die oder der Vorsitzen­
de stellt zu Sitzungsbeginn die Beschlussfähigkeit 
fest. 

(3) Stellt die oder der Vorsitzende die Beschlus­
sunfähigkeit des Fachbereichsrats fest, so hat sie 
oder er die Sitzung sofort zu vertagen und den Zeit­
punkt zur Festsetzung der Sitzung gemäß § 9 Ab­
satz I zu verkünden. Ein Geschäftsordnungsantrag 
auf Feststellung der Beschlussfähigkeit kann nicht 
während einer Abstimmung gestellt werden. 

(4) Nach zwei nicht beschlussfähigen Sitzungen 
ist in der dritten Sitzung Beschlussfähigkeit gege­
ben. • 
§ 18 Beschlussfassung 

(I) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit ge­
fasst, soweit nichts anderes bestimmt ist. Die ein­
fache Mehrheit ist erreicht, wenn die Anzahl der 
Stimmen für einen Antrag die der Gegenstimmen 
überwiegt. Stimmenthaltungen und ungültig ab­
gegebene Stimmen bleiben unberücksichtigt. Bei 
Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Lie­
gen mehrere alternative Anträge vor, so ist die ein­
fache Mehrheit nach Satz I für den Antrag erreicht, 
der die größte Anzahl von Stimmen auf sich ver­
eint. Erhalten mehrere Anträge nach Satz 5 die ein­
fache Mehrheit. so ist erneut nur über diese Anträge • 
gemäß diesem Absatz abzustimmen. 

(2) Ist für die Wahl einer Person oder die Annah­
me eines Antrages die Mehrheit der Stimmen der 
Anwesenden vorgesehen, so ist die Person gewählt 
oder der Antrag angenommen, wenn mehr als die 
Hälfte der anwesenden Stimmberechtigten für die 
Person oder für den Antrag gestimmt haben. Anwe­
send ist auch, wer sich der Stimme enthält, ungültig 
abstimmt oder seine Stimme nicht abgibt. 

(3) Ist für die Wahl einer Person oder die An­
nahme eines Antrages die Mehrheit der Mitglieder 
des Fachbereichsrats vorgesehen. so ist die Person 
gewählt oder der Antrag angenommen, wenn mehr 
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(4) Die oder der Vorsitzende kann abweichend von
der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zur
direkten Erwiderung erteilen.

§ 15 Protokoll

(1) Über jede Sitzung des Fachbereichsrats wird
ein Protokoll angefertigt.

(2) Die Protokollführerin oder der Protokollführer
wird von der oder dem Vorsitzenden bestimmt. Das
Protokoll ist von der oder dem Vorsitzenden und
der Protokollführerin oder dem Protokollführer zu
unterzeichnen.

(3) Das Protokoll enthält die Tagesordnung, die
Anwesenheitsliste, den Wortlaut der Anträge und
Beschlüsse, die Abstimmungsergebnisse und die
Sondervoten. Die Abgabe persönlicher Erklärun­
gen zu Protokoll ist zulässig. Zu Abstimmungen,
die geheim erfolgt sind, kann keine persönliche
Erklärung zu Protokoll gegeben werden. Die Er­
klärungen sind schriftlich bei der Protokollführerin
oder dem Protokollführer bis zum Abschluss der
Sitzung einzureichen.

(4) Im Protokoll ist zu vermerken, ob die Sitzung
des Fachbereichsrats öffentlich oder nichtöffent­
lich war und für welche Tagesordnungspunkte die
Öffentlichkeit ausgeschlossen war.

(5) Das Protokoll ist in der folgenden Fachbe­
reichsratssitzung nach Abstimmung über Ände­
rungsanträge zur Tagesordnung zu genehmigen.
Das Protokoll der letzten Sitzung der Amtsperiode
des Fachbereichsrats ist im Umlaufverfahren zu ge­
nehmigen. Änderungsvorschläge sind als Anlage
beizufügen.

(6) Das Protokoll einer öffentlichen Sitzung ist
nach seiner Genehmigung zu veröffentlichen, so­
weit dem nicht rechtliche Gründe oder die Wah­
rung persönlicher Interessen entgegenstehen. Das
Protokoll einer nichtöffentlichen Sitzung wird
nicht veröffentlicht.

§ 16 Änderungen früherer
Fachbereichsratsbeschlüsse

Fachbereichsratsbeschlüsse aus früheren Sitzungen
können nur dann aufgehoben oder geändert wer­
den, wenn zuvor ein dementsprechender Antrag
gemäß § 11 Absatz 3 gestellt worden ist, der aus­
driicklich auf den bisherigen Fachbereichsratsbe­
schluss hinweist.
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§ 17 Beschlussfähigkeit

(1) Die Entscheidungen des Fachbereichsrats wer­
den in der Form von Besch lüssen gefasst.

(2) Der Fachbereichsrat ist beschlussfähig, wenn
mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mit­
glieder anwesend ist. Die oder der Vorsitzen­
de stellt zu Sitzungsbeginn die Beschlussfähigkeit
fest.

(3) Stellt die oder der Vorsitzende die Beschlus­
sunfähigkeit des Fachbereichsrats fest, so hat sie
oder er die Sitzung sofort zu vertagen und den Zeit­
punkt zur Festsetzung der Sitzung gemäß § 9 Ab­
satz I zu verkünden. Ein Geschäftsordnungsantrag
auf Feststellung der Beschlussfähigkeit kann nicht
während einer Abstimmung gestellt werden.

(4) Nach zwei nicht beschlussfähigen Sitzungen
ist in der dritten Sitzung Beschlussfähigkeit gege­
ben.

§ 18 Beschlussfassung

(I) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit ge­
fasst, soweit nichts anderes bestimmt ist. Die ein­
fache Mehrheit ist erreicht, wenn die Anzahl der
Stimmen für einen Antrag die der Gegenstimmen
überwiegt. Stimmenthaltungen und ungültig ab­
gegebene Stimmen bleiben unberücksichtigt. Bei
Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Lie­
gen mehrere alternative Anträge vor, so ist die ein­
fache Mehrheit nach Satz I für den Antrag erreicht,
der die größte Anzahl von Stimmen auf sich ver­
eint. Erhalten mehrere Anträge nach Satz 5 die ein­
fache Mehrheit. so ist erneut nur über diese Anträge
gemäß diesem Absatz abzustimmen.

(2) Ist für die Wahl einer Person oder die Annah­
me eines Antrages die Mehrheit der Stimmen der
Anwesenden vorgesehen, so ist die Person gewählt
oder der Antrag angenommen, wenn mehr als die
Hälfte der anwesenden Stimmberechtigten für die
Person oder für den Antrag gestimmt haben. Anwe­
send ist auch, wer sich der Stimme enthält, ungültig
abstimmt oder seine Stimme nicht abgibt.

(3) Ist für die Wahl einer Person oder die An­
nahme eines Antrages die Mehrheit der Mitglieder
des Fachbereichsrats vorgesehen. so ist die Person
gewählt oder der Antrag angenommen, wenn mehr

•

•

(4) Die oder der Vorsitzende kann abweichend von
der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zur
direkten Erwiderung erteilen.

§ 15 Protokoll

(1) Über jede Sitzung des Fachbereichsrats wird
ein Protokoll angefertigt.

(2) Die Protokollführerin oder der Protokollführer
wird von der oder dem Vorsitzenden bestimmt. Das
Protokoll ist von der oder dem Vorsitzenden und
der Protokollführerin oder dem Protokollführer zu
unterzeichnen.

(3) Das Protokoll enthält die Tagesordnung, die
Anwesenheitsliste, den Wortlaut der Anträge und
Beschlüsse, die Abstimmungsergebnisse und die
Sondervoten. Die Abgabe persönlicher Erklärun­
gen zu Protokoll ist zulässig. Zu Abstimmungen,
die geheim erfolgt sind, kann keine persönliche
Erklärung zu Protokoll gegeben werden. Die Er­
klärungen sind schriftlich bei der Protokollführerin
oder dem Protokollführer bis zum Abschluss der
Sitzung einzureichen.

(4) Im Protokoll ist zu vermerken, ob die Sitzung
des Fachbereichsrats öffentlich oder nichtöffent­
lich war und für welche Tagesordnungspunkte die
Öffentlichkeit ausgeschlossen war.

(5) Das Protokoll ist in der folgenden Fachbe­
reichsratssitzung nach Abstimmung über Ände­
rungsanträge zur Tagesordnung zu genehmigen.
Das Protokoll der letzten Sitzung der Amtsperiode
des Fachbereichsrats ist im Umlaufverfahren zu ge­
nehmigen. Änderungsvorschläge sind als Anlage
beizufügen.

(6) Das Protokoll einer öffentlichen Sitzung ist
nach seiner Genehmigung zu veröffentlichen, so­
weit dem nicht rechtliche Gründe oder die Wah­
rung persönlicher Interessen entgegenstehen. Das
Protokoll einer nichtöffentlichen Sitzung wird
nicht veröffentlicht.

§ 16 Änderungen früherer
Fachbereichsratsbeschlüsse

Fachbereichsratsbeschlüsse aus früheren Sitzungen
können nur dann aufgehoben oder geändert wer­
den, wenn zuvor ein dementsprechender Antrag
gemäß § 11 Absatz 3 gestellt worden ist, der aus­
driicklich auf den bisherigen Fachbereichsratsbe­
schluss hinweist.
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§ 17 Beschlussfähigkeit

(1) Die Entscheidungen des Fachbereichsrats wer­
den in der Form von Besch lüssen gefasst.

(2) Der Fachbereichsrat ist beschlussfähig, wenn
mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mit­
glieder anwesend ist. Die oder der Vorsitzen­
de stellt zu Sitzungsbeginn die Beschlussfähigkeit
fest.

(3) Stellt die oder der Vorsitzende die Beschlus­
sunfähigkeit des Fachbereichsrats fest, so hat sie
oder er die Sitzung sofort zu vertagen und den Zeit­
punkt zur Festsetzung der Sitzung gemäß § 9 Ab­
satz I zu verkünden. Ein Geschäftsordnungsantrag
auf Feststellung der Beschlussfähigkeit kann nicht
während einer Abstimmung gestellt werden.

(4) Nach zwei nicht beschlussfähigen Sitzungen
ist in der dritten Sitzung Beschlussfähigkeit gege­
ben.

§ 18 Beschlussfassung

(I) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit ge­
fasst, soweit nichts anderes bestimmt ist. Die ein­
fache Mehrheit ist erreicht, wenn die Anzahl der
Stimmen für einen Antrag die der Gegenstimmen
überwiegt. Stimmenthaltungen und ungültig ab­
gegebene Stimmen bleiben unberücksichtigt. Bei
Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Lie­
gen mehrere alternative Anträge vor, so ist die ein­
fache Mehrheit nach Satz I für den Antrag erreicht,
der die größte Anzahl von Stimmen auf sich ver­
eint. Erhalten mehrere Anträge nach Satz 5 die ein­
fache Mehrheit. so ist erneut nur über diese Anträge
gemäß diesem Absatz abzustimmen.

(2) Ist für die Wahl einer Person oder die Annah­
me eines Antrages die Mehrheit der Stimmen der
Anwesenden vorgesehen, so ist die Person gewählt
oder der Antrag angenommen, wenn mehr als die
Hälfte der anwesenden Stimmberechtigten für die
Person oder für den Antrag gestimmt haben. Anwe­
send ist auch, wer sich der Stimme enthält, ungültig
abstimmt oder seine Stimme nicht abgibt.

(3) Ist für die Wahl einer Person oder die An­
nahme eines Antrages die Mehrheit der Mitglieder
des Fachbereichsrats vorgesehen. so ist die Person
gewählt oder der Antrag angenommen, wenn mehr
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als die Hälfte der Mitglieder. die nach den Bestim­
mungen der Grundordnung dem Fachbereichsrat 
angehören und stimmberechtigt sind. für die Per­
son oder für den Antrag gestimmt haben. 

(4) Sind qualifizierte Mehrheiten vorgesehen. so 
gilt Absatz 3 entsprechend. 

§ 19 Abstimmungen 

• 

(I) Vor einer Abstimmung hat die oder der Vor­
sitzende zu fragen. welche Anträge gestellt wer­
den. Werden mehrere Anträge gestellt. so ist über 
den inhaltlich weitestgehenden Antrag zuerst abzu­
stimmen; bei einander widersprechenden Anträgen 
ist alternativ abzustimmen. Die Entscheidung über 
die Reihenfolge trifft im Zweifelsfalle die oder der 
Vorsitzende. Sie oder er hat den Wortlaut eines je­
den Antrags. über den abgestimmt werden soll, vor 
der Abstimmung bekanntzumachen. 

(2) Die Abstimmung findet unmittelbar im An­
schluss an die Beratung des jeweiligen Tages­
ordnungspunktes statt. Unter dem Tagesordnungs­
punkt ..Verschiedenes" wird nicht abgestimmt. 

(3) Abstimmungen erfolgen geheim, sofern ein 
stimmberechtigtes Mitglied dies verlangt. Ent­
scheidungen in PersonaJangelegenheiten werden in 
geheimer Abstimmung vorgenommen. 

§ 20 Stimmberechtigung und 
Antragsrecht 

• 
(I) Stimmberechtigt sind alle Fachbereichsrats­
mitglieder; die Dekanin oder der Dekan. die Pro­
dekanin oder der Prodekan und die Vertreterin oder 
der Vertreter der Mentoren haben nur beratende 
Stimmen. 

(2) Mitglieder aus der Gruppe der weiteren Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter. die dem Fachbereichs­
rat angehören. wirken an Entscheidungen. die For­
schung. Lehre oder die Berufung von Professorin­
nen und Professoren unmittelbar berühren. nur be­
ratend mit. In diesen Angelegenheiten mit Ausnah­
me der Berufung von Professoren haben sie Stimm­
recht. soweit sie entsprechende Funktionen in der 
Hochschule wahrnehmen und über besondere Er­
fahrungen im jeweiligen Bereich verfügen. Über 
das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 2 ent­
scheidet die Dekanin bzw. der Dekan zu Beginn 
der Amtszeit des Fachbereichsratsmitgliedes und in 
Zweifelsfällen das Rektorat. 

(3) Anträge können von allen Fachbereichsrats­
mitgliedern gestellt werden. auch wenn sie nicht . 
stimmberechtigt sind. Ferner ist antragsberechtigt. 
wer gemäß § 6 zur Teilnahme an der Fachbereichs­
ratssitzung mit eigenem Rederecht berechtigt ist. 
§ 11 Absatz 2 Satz 2 findet entsprechende Anwen­
dung. 

§ 21 Anträge zur Geschäftsordnung 

(I) Zur Geschäftsordnung muss das Wort außer 
der Reihe unverzüglich erteilt werden. Durch die 
Meldung zur Geschäftsordnung wird die Rednerli­
ste nach Beendigung der Ausführungen der gerade 
sprechenden Rednerin oder des gerade sprechen­
den Redners unterbrochen. Sie ist durch Zuruf .,Zur 
Geschäftsordnung" oder das Erheben beider Hände 
kundzutun. 

(2) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung sind 
zulässig: 

1.	 Wiederholung einer Abstimmung oder eines 
Wahlgangs wegen Formfehlers oder wegen 
Unklarheit über den Inhalt der Abstimmung 

2.	 Feststellung der Beschlussfähigkeit 

3. Schluss der Sitzung 

4.	 Anführung eines Punktes. zu dem nicht ein­
geladen war 

5. Befristete Unterbrechung der Sitzung 

6.	 Übergang zum nächsten Tagesordnungspunkt 

7.	 Zulassung oder Ausschluss der Öffentlichkeit 
zur Behandlung bestimmter Fragen 

8.	 Änderung der Reihenfolge der Tagesord­
nungspunkte während der Sitzung 

9.	 Vertagung eines Punktes der Tagesordnung 

10.	 Vertagung einer Beschlussfassung 

11.	 Nichtbefassung mit einem Punkt der Tages­
ordnung 

12.	 Nichtbefassung mit einem Antrag 

13.	 Überweisung einer Sache 

14.	 Schluss der Debatte 

15.	 Schluss der Rednerliste 

16.	 Beschränkung der Redezeit. jedoch nicht un­

ter drei Minuten
 

17.	 Erteilung des Rederechts an Nichtmitglieder
 
des Fachbereichsrats.
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als die Hälfte der Mitglieder. die nach den Bestim­
mungen der Grundordnung dem Fachbereichsrat
angehören und stimmberechtigt sind. für die Per­
son oder für den Antrag gestimmt haben.

(4) Sind qualifizierte Mehrheiten vorgesehen. so
gilt Absatz 3 entsprechend.

§ 19 Abstimmungen

(I) Vor einer Abstimmung hat die oder der Vor­
sitzende zu fragen. welche Anträge gestellt wer­
den. Werden mehrere Anträge gestellt. so ist über
den inhaltlich weitestgehenden Antrag zuerst abzu­
stimmen; bei einander widersprechenden Anträgen
ist alternativ abzustimmen. Die Entscheidung über
die Reihenfolge trifft im Zweifelsfalle die oder der
Vorsitzende. Sie oder er hat den Wortlaut eines je­
den Antrags. über den abgestimmt werden soll, vor
der Abstimmung bekanntzumachen.

(2) Die Abstimmung findet unmittelbar im An­
schluss an die Beratung des jeweiligen Tages­
ordnungspunktes statt. Unter dem Tagesordnungs­
punkt ..Verschiedenes" wird nicht abgestimmt.

(3) Abstimmungen erfolgen geheim, sofern ein
stimmberechtigtes Mitglied dies verlangt. Ent­
scheidungen in PersonaJangelegenheiten werden in
geheimer Abstimmung vorgenommen.

§ 20 Stimmberechtigung und
Antragsrecht

(I) Stimmberechtigt sind alle Fachbereichsrats­
mitglieder; die Dekanin oder der Dekan. die Pro­
dekanin oder der Prodekan und die Vertreterin oder
der Vertreter der Mentoren haben nur beratende
Stimmen.

(2) Mitglieder aus der Gruppe der weiteren Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter. die dem Fachbereichs­
rat angehören. wirken an Entscheidungen. die For­
schung. Lehre oder die Berufung von Professorin­
nen und Professoren unmittelbar berühren. nur be­
ratend mit. In diesen Angelegenheiten mit Ausnah­
me der Berufung von Professoren haben sie Stimm­
recht. soweit sie entsprechende Funktionen in der
Hochschule wahrnehmen und über besondere Er­
fahrungen im jeweiligen Bereich verfügen. Über
das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 2 ent­
scheidet die Dekanin bzw. der Dekan zu Beginn
der Amtszeit des Fachbereichsratsmitgliedes und in
Zweifelsfällen das Rektorat.

(3) Anträge können von allen Fachbereichsrats­
mitgliedern gestellt werden. auch wenn sie nicht .
stimmberechtigt sind. Ferner ist antragsberechtigt.
wer gemäß § 6 zur Teilnahme an der Fachbereichs­
ratssitzung mit eigenem Rederecht berechtigt ist.
§ 11 Absatz 2 Satz 2 findet entsprechende Anwen­
dung.

§ 21 Anträge zur Geschäftsordnung

(I) Zur Geschäftsordnung muss das Wort außer
der Reihe unverzüglich erteilt werden. Durch die
Meldung zur Geschäftsordnung wird die Rednerli­
ste nach Beendigung der Ausführungen der gerade
sprechenden Rednerin oder des gerade sprechen­
den Redners unterbrochen. Sie ist durch Zuruf .,Zur
Geschäftsordnung" oder das Erheben beider Hände
kundzutun.

(2) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung sind
zulässig:

1. Wiederholung einer Abstimmung oder eines
Wahlgangs wegen Formfehlers oder wegen
Unklarheit über den Inhalt der Abstimmung

2. Feststellung der Beschlussfähigkeit

3. Schluss der Sitzung

4. Anführung eines Punktes. zu dem nicht ein-
geladen war

5. Befristete Unterbrechung der Sitzung

6. Übergang zum nächsten Tagesordnungspunkt

7. Zulassung oder Ausschluss der Öffentlichkeit
zur Behandlung bestimmter Fragen

8. Änderung der Reihenfolge der Tagesord-
nungspunkte während der Sitzung

9. Vertagung eines Punktes der Tagesordnung

10. Vertagung einer Beschlussfassung

11. Nichtbefassung mit einem Punkt der Tages-
ordnung

12. Nichtbefassung mit einem Antrag

13. Überweisung einer Sache

14. Schluss der Debatte

15. Schluss der Rednerliste

16. Beschränkung der Redezeit. jedoch nicht un­
ter drei Minuten

17. Erteilung des Rederechts an Nichtmitglieder
des Fachbereichsrats.
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als die Hälfte der Mitglieder. die nach den Bestim­
mungen der Grundordnung dem Fachbereichsrat
angehören und stimmberechtigt sind. für die Per­
son oder für den Antrag gestimmt haben.

(4) Sind qualifizierte Mehrheiten vorgesehen. so
gilt Absatz 3 entsprechend.

§ 19 Abstimmungen

(I) Vor einer Abstimmung hat die oder der Vor­
sitzende zu fragen. welche Anträge gestellt wer­
den. Werden mehrere Anträge gestellt. so ist über
den inhaltlich weitestgehenden Antrag zuerst abzu­
stimmen; bei einander widersprechenden Anträgen
ist alternativ abzustimmen. Die Entscheidung über
die Reihenfolge trifft im Zweifelsfalle die oder der
Vorsitzende. Sie oder er hat den Wortlaut eines je­
den Antrags. über den abgestimmt werden soll, vor
der Abstimmung bekanntzumachen.

(2) Die Abstimmung findet unmittelbar im An­
schluss an die Beratung des jeweiligen Tages­
ordnungspunktes statt. Unter dem Tagesordnungs­
punkt ..Verschiedenes" wird nicht abgestimmt.

(3) Abstimmungen erfolgen geheim, sofern ein
stimmberechtigtes Mitglied dies verlangt. Ent­
scheidungen in PersonaJangelegenheiten werden in
geheimer Abstimmung vorgenommen.

§ 20 Stimmberechtigung und
Antragsrecht

(I) Stimmberechtigt sind alle Fachbereichsrats­
mitglieder; die Dekanin oder der Dekan. die Pro­
dekanin oder der Prodekan und die Vertreterin oder
der Vertreter der Mentoren haben nur beratende
Stimmen.

(2) Mitglieder aus der Gruppe der weiteren Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter. die dem Fachbereichs­
rat angehören. wirken an Entscheidungen. die For­
schung. Lehre oder die Berufung von Professorin­
nen und Professoren unmittelbar berühren. nur be­
ratend mit. In diesen Angelegenheiten mit Ausnah­
me der Berufung von Professoren haben sie Stimm­
recht. soweit sie entsprechende Funktionen in der
Hochschule wahrnehmen und über besondere Er­
fahrungen im jeweiligen Bereich verfügen. Über
das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 2 ent­
scheidet die Dekanin bzw. der Dekan zu Beginn
der Amtszeit des Fachbereichsratsmitgliedes und in
Zweifelsfällen das Rektorat.

(3) Anträge können von allen Fachbereichsrats­
mitgliedern gestellt werden. auch wenn sie nicht .
stimmberechtigt sind. Ferner ist antragsberechtigt.
wer gemäß § 6 zur Teilnahme an der Fachbereichs­
ratssitzung mit eigenem Rederecht berechtigt ist.
§ 11 Absatz 2 Satz 2 findet entsprechende Anwen­
dung.

§ 21 Anträge zur Geschäftsordnung

(I) Zur Geschäftsordnung muss das Wort außer
der Reihe unverzüglich erteilt werden. Durch die
Meldung zur Geschäftsordnung wird die Rednerli­
ste nach Beendigung der Ausführungen der gerade
sprechenden Rednerin oder des gerade sprechen­
den Redners unterbrochen. Sie ist durch Zuruf .,Zur
Geschäftsordnung" oder das Erheben beider Hände
kundzutun.

(2) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung sind
zulässig:

1. Wiederholung einer Abstimmung oder eines
Wahlgangs wegen Formfehlers oder wegen
Unklarheit über den Inhalt der Abstimmung

2. Feststellung der Beschlussfähigkeit

3. Schluss der Sitzung

4. Anführung eines Punktes. zu dem nicht ein-
geladen war

5. Befristete Unterbrechung der Sitzung

6. Übergang zum nächsten Tagesordnungspunkt

7. Zulassung oder Ausschluss der Öffentlichkeit
zur Behandlung bestimmter Fragen

8. Änderung der Reihenfolge der Tagesord-
nungspunkte während der Sitzung

9. Vertagung eines Punktes der Tagesordnung

10. Vertagung einer Beschlussfassung

11. Nichtbefassung mit einem Punkt der Tages-
ordnung

12. Nichtbefassung mit einem Antrag

13. Überweisung einer Sache

14. Schluss der Debatte

15. Schluss der Rednerliste

16. Beschränkung der Redezeit. jedoch nicht un­
ter drei Minuten

17. Erteilung des Rederechts an Nichtmitglieder
des Fachbereichsrats.
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(3) Geschäftsordnungsanträge gehen allen ande­
ren Anträgen vor. Liegen mehrere konkurrierende 
GeSChäftsordnungsanträge vor, so kommen sie in 
der Reihenfolge, in der sie gestellt worden sind, zur 
Abstimmung. 

(4) Ein Antrag zur Geschäftsordnung ist angenom­
men, wenn ihm nicht widersprochen wird. Der Wi­
derspruch braucht nicht begtiindet zu werden. So­
fern widersprochen wird, wird über den Geschäfts­
ordnungsantrag nach Anhörung von höchstens 
zwei Rednerinnen oder Rednern für und zwei Red­
nerinnen oder Rednern gegen den Antrag abge­
stimmt. 

§ 22 Allgemeine Grundsätze des 
Wahlverfahrens 

(I) Personen werden im Fachbereichsrat in gehei­
mer Abstimmung nach den Grundsätzen der einfa­
chen Mehrheitswahl gewählt. 

(2) Die Stimmzettel sind in einer Wahlurne ein­
zusammeln. Die Stimmzettel müssen nach Grup­
penangehörigen unterscheidbar sein, sofern nach 
Gruppen getrennt gewählt wird. 

(3) Gültig sind nur Stimmen, die eindeutig auf 
Kandidaten lauten, für die ein gültiger Wahlvor­
schlag vorliegt. 

(4) Die oder der Vorsitzende stellt unmittelbar 
nach der Wahl das Ergebnis fest und gibt es be­
kannt. Sie oder er fragt die Gewählten, ob sie die 
Wahl annehmen, sofern sie anwesend sind. An­
dernfalls holt er das schriftliche Einverständnis der 
Gewählten unverzüglich ein. Erklären diese nicht 
innerhalb von 14 Tagen die Ablehnung, so gilt die 
Wahl als angenommen. Die Annahme der Wahl 
kann nicht an Bedingungen geknüpft werden. 

(5) Über die Wahl ist eine Wahl niederschrift zu 
fertigen, in der die auf die einzelnen Kandidaten 
entfallenden Stimmen, die Zahl der abgegebenen 
gültigen und ungültigen Stimmen und Stimment­
haltungen sowie die Namen der gewählten Mitglie­
der und ggf. Ersatzmitglieder von Kommissionen 
und Ausschüssen enthalten sind. 

(6) Die oder der Vorsitzende gibt das Ergebnis 
der Wahlen aufgrund der Wahlniederschrift hoch­
schulöffentlich bekannt. 

§ 23 Wahl der Dekanin oder des 
Dekans und der Prodekanin oder 
des Prodekans 

(1) Die Dekanin oder der Dekan und die Prodeka­
nin oder der Prodekan werden vom Fachbereichsrat 
aus dem Kreis der ihm angehörenden Professorin­
nen und Professoren mit der Mehrheit der Mitglie­
der gewählt. Das Weitere regelt § 21 GrdO. 

(2) Die Wahl der Dekanin oder des Dekans findet 
unter dem Vorsitz des ältesten Mitglieds des Fach­
bereichsrats statt. Die Wahl der Prodekanin oder 
des Prodekans findet unter dem Vorsitz der neu 
gewählten Dekanin oder des neu gewählten Dekans 
statt. 

11I Ausschüsse, Kommissionen 
und Beauftragte des 
Fachbereichsrats • 

§ 24	 Ausschüsse, Kommissionen und 
Beauftragte des Fachbereichsrats 

(I) Der Fachbereichsrat kann für seine Aufgaben 
Ausschüsse und Kommissionen bilden und Beauf­
tragte einsetzen, deren Aufgaben sowohl dauer­
haft als auch zeitlich und inhaltlich begrenzt sein 
können. Er kann beratende Gremien (Kommissio­
nen) bilden und Ausschüsse jederzeit widerruflich 
Entscheidungsbefugnisse für bestimmte Aufgaben 
übertragen (beschließende Ausschüsse). Insbeson­
dere wählt der Fachbereichsrat die Berufungskom­
missionen nach § 26, die Ptiifungsausschüsse und 
den Promotionsausschuss. • 
(2) Die Mitglieder der Ausschüsse und Kommis­
sionen werden vom Fachbereichsrat nach Gruppen 
getrennt gewählt; die Mitglieder eines beschließen­
den Ausschusses müssen Mitglieder des Fachbe­
reichsrats sein. 

(3) Jedes Fachbereichsratsmitglied hat so viele 
Stimmen, wie Gruppenangehörige in die Kommis­
sion oder in den Ausschuss zu wählen sind. Stim­
menhäufung ist unzulässig. 

(7) Wahlen können nur innerhalb einer Frist von (4) Jedes Fachbereichsratsmitglied ist berechtigt, 
14 Tagen nach Bekanntgabe der Wahlergebnisse Kandidatinnen und Kandidaten ihrer bzw. seiner 
bei der Dekanin oder dem Dekan angefochten wer­ Gruppe zu benennen. Für die Wahl der Mitglie­
den. der und Ersatzmitglieder sind aus jeder Gruppe 
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•
Ausschüsse, Kommissionen und
Beauftragte des Fachbereichsrats

Ausschüsse, Kommissionen
und Beauftragte des
Fachbereichsrats

§ 23 Wahl der Dekanin oder des
Dekans und der Prodekanin oder
des Prodekans

(2) Die Wahl der Dekanin oder des Dekans findet
unter dem Vorsitz des ältesten Mitglieds des Fach­
bereichsrats statt. Die Wahl der Prodekanin oder
des Prodekans findet unter dem Vorsitz der neu
gewählten Dekanin oder des neu gewählten Dekans
statt.

(1) Die Dekanin oder der Dekan und die Prodeka­
nin oder der Prodekan werden vom Fachbereichsrat
aus dem Kreis der ihm angehörenden Professorin­
nen und Professoren mit der Mehrheit der Mitglie­
der gewählt. Das Weitere regelt § 21 GrdO.

§ 24

(3) Geschäftsordnungsanträge gehen allen ande­
ren Anträgen vor. Liegen mehrere konkurrierende
GeSChäftsordnungsanträge vor, so kommen sie in
der Reihenfolge, in der sie gestellt worden sind, zur
Abstimmung.

§ 22 Allgemeine Grundsätze des
Wahlverfahrens

(4) Ein Antrag zur Geschäftsordnung ist angenom­
men, wenn ihm nicht widersprochen wird. Der Wi­
derspruch braucht nicht begtiindet zu werden. So­
fern widersprochen wird, wird über den Geschäfts­
ordnungsantrag nach Anhörung von höchstens
zwei Rednerinnen oder Rednern für und zwei Red­
nerinnen oder Rednern gegen den Antrag abge­
stimmt.

(I) Personen werden im Fachbereichsrat in gehei-
mer Abstimmung nach den Grundsätzen der einfa- 111
chen Mehrheitswahl gewählt.

(2) Die Stimmzettel sind in einer Wahlurne ein­
zusammeln. Die Stimmzettel müssen nach Grup­
penangehörigen unterscheidbar sein, sofern nach
Gruppen getrennt gewählt wird.

(3) Gültig sind nur Stimmen, die eindeutig auf
Kandidaten lauten, für die ein gültiger Wahlvor­
schlag vorliegt.

(4) Die oder der Vorsitzende stellt unmittelbar
nach der Wahl das Ergebnis fest und gibt es be­
kannt. Sie oder er fragt die Gewählten, ob sie die
Wahl annehmen, sofern sie anwesend sind. An­
dernfalls holt er das schriftliche Einverständnis der
Gewählten unverzüglich ein. Erklären diese nicht
innerhalb von 14 Tagen die Ablehnung, so gilt die
Wahl als angenommen. Die Annahme der Wahl
kann nicht an Bedingungen geknüpft werden.

(5) Über die Wahl ist eine Wahl niederschrift zu
fertigen, in der die auf die einzelnen Kandidaten
entfallenden Stimmen, die Zahl der abgegebenen
gültigen und ungültigen Stimmen und Stimment­
haltungen sowie die Namen der gewählten Mitglie­
der und ggf. Ersatzmitglieder von Kommissionen
und Ausschüssen enthalten sind.

(6) Die oder der Vorsitzende gibt das Ergebnis
der Wahlen aufgrund der Wahlniederschrift hoch­
schulöffentlich bekannt.

(I) Der Fachbereichsrat kann für seine Aufgaben
Ausschüsse und Kommissionen bilden und Beauf­
tragte einsetzen, deren Aufgaben sowohl dauer­
haft als auch zeitlich und inhaltlich begrenzt sein
können. Er kann beratende Gremien (Kommissio­
nen) bilden und Ausschüsse jederzeit widerruflich
Entscheidungsbefugnisse für bestimmte Aufgaben
übertragen (beschließende Ausschüsse). Insbeson­
dere wählt der Fachbereichsrat die Berufungskom­
missionen nach § 26, die Ptiifungsausschüsse und
den Promotionsausschuss.

(2) Die Mitglieder der Ausschüsse und Kommis­
sionen werden vom Fachbereichsrat nach Gruppen
getrennt gewählt; die Mitglieder eines beschließen­
den Ausschusses müssen Mitglieder des Fachbe­
reichsrats sein.

(3) Jedes Fachbereichsratsmitglied hat so viele
Stimmen, wie Gruppenangehörige in die Kommis­
sion oder in den Ausschuss zu wählen sind. Stim­
menhäufung ist unzulässig.

•

(7) Wahlen können nur innerhalb einer Frist von
14 Tagen nach Bekanntgabe der Wahlergebnisse
bei der Dekanin oder dem Dekan angefochten wer­
den.

(4) Jedes Fachbereichsratsmitglied ist berechtigt,
Kandidatinnen und Kandidaten ihrer bzw. seiner
Gruppe zu benennen. Für die Wahl der Mitglie­
der und Ersatzmitglieder sind aus jeder Gruppe
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mindestens so viele Kandidatinnen und Kandidaten 
vorzuschlagen, wie Gruppenangehörige zu wählen 
sind. 

(5) Zu Mitgliedern oder Ersatzmitgliedern sind 
nach der Reihenfolge der auf sie entfallenen Stim­
men jeweils so viele Kandidatinnen und Kan­
didaten gewählt, wie Gruppenvertreterinnen und 
-vertreter zu wählen sind. Bei Stimmengleichheit 
erfolgt eine Stichwahl. Ergibt sich auch dabei ei­
ne Stimmengleichheit, so entscheidet die oder der 
Vorsitzende durch Los. 

(6) Werden von einer Gruppe genau so viele Kan­
didatinnen und Kandidaten vorgeschlagen, wie Sit­
ze zu vergeben sind, so kann en bloc gewählt 
werden. Die Reihenfolge der Ersatzmitglieder ent­
spricht dabei der des Nominierungsvorschlages. 

• 
(7) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf ihrer oder sei­
ner Amtszeit aus oder ruht ihr bzw. sein Wahlman­
dat gemäß § 16 Absatz 2 HG, so tritt ein Ersatzmit­
glied gemäß der festgelegten Reihenfolge an ihre 
oder seine Stelle; in diesem Fall ist ein neues Er­
satzmitglied zu wählen, das in der Reihenfolge die 
letzte Stelle einnimmt. 

(8) Die Ausschüsse bzw. die Kommissionen 
wählen ihre Vorsitzenden jeweils aus der Mitte der 
stimmberechtigten Ausschuss- oder Kommissions­
mitglieder. Die Vorsitzenden behalten ihr Stimm­
recht. 

(9) Die Amtszeit der Mitglieder entspricht der 
Amtszeit des Fachbereichsrats, sofern es sich um 
dauernde Aufgaben handelt. Die Amtszeit der Mit­
glieder von Kommissionen und Ausschüssen mit 
bestimmten, zeitlich begrenzten Aufgaben endet 
mit der Erledigung ihrer Aufgaben. 

§ 25 Gleichstellungsbeauftragte des 
Fachbereichs 

Im Fachbereich kann auf Vorschlag der in ihm 
beschäftigten Frauen durch den Frauenbeirat ei­
ne Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs 
gewählt werden. Wählbar sind die im Fachbereich 
beschäftigten Frauen. 

§ 26 Berufungskommissionen 

(I) Der Fachbereichsrar bildet zur Vorbereitung 
von Berufungsvorschlägen Berufungskommissio­
nen. Eine Berufungskommission setzt sich aus Pro­
fessorinnen und Professoren, wissenschaftlichen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Studierenden 
und weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Fachbereichs im Verhältnis drei zu eins zu 
eins zu eins zusammen. Mitglieder der Gruppe 
der weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ha­
ben nur beratende Stimme. Die Mitglieder der 
Berufungskommission werden von den jeweiligen 
Gruppen im Fachbereichsrat nach Gruppen ge­
trennt gewählt. Die Mitgliederzahlen können bis 
auf neun Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe 
der Professorinnen und Professoren und bis auf ins­
gesamt neun Mitglieder aus den anderen Gruppen 
erhöht werden. 

(2) Die BerufungSkommission wählt aus ihrer Mit­
te eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden, die 
oder der der Gruppe der Professorinnen und Pro­
fessoren angehören muss. 

(3) Der BerufungSkommission können auch Pro­
fessorinnen und Professoren anderer Fachbereiche 
oder anderer Hochschulen angehören. Die Beru­
fungskommission kann Professorinnen und Profes­
soren und wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter anderer Fachbereiche oder zentraler 
Einrichtungen oder anderer Hochschulen mit bera­
tender Stimme hinzuziehen. 

§ 27 Verfahren in Kommissionen und 
Ausschüssen 

(I) Die konstituierende Sitzung von Kommissio­
nen und Ausschüssen wird -sofern der Fachbe­
reichsrat nichts anderes bestimmt- durch die De­
kanin oder den Dekan oder ein von ihr oder ihm da­
zu aufgefordertes Mitglied einberufen und so lange 
von ihr oder ihm geleitet, bis eine Vorsitzende oder 
ein Vorsitzender gewählt ist. 

(2) Die oder der Vorsitzende ist für die ordnungs­
gemäße Abwicklung der Geschäfte verantwortlich. 

(3) Über jede Sitzung ist ein Protokoll anzuferti­
gen, das Tag. Ort, Beginn, Ende, Teilnehmende, 
Beratungsgegenstände und Beschlüsse enthält. Das 
Protokoll ist von der oder dem Vorsitzenden und 
der Protokollführerin oder dem Protokollführer zu 
unterschreiben und der Dekanin oder dem Dekan 
zuzuleiten. 
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IV Schlussvorschriften 

§ 28 Siegel 

Der Fachbereich führt ein eigenes Siegel. 

§ 29 Änderung der 
Fachbereichsordnung 

(1) Anträge auf Änderung dieser Fachbereichsord­
nung können nur gemäß § 11 Absatz 3 gestellt wer­
den. 

(2) Über die Anträge findet eine kurze Aussprache 
statt. 

(3) Änderungen der Fachbereichsordnung bedür­
fen der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des 
Fachbereichsrats. 

§ 30 In-Kraft-Treten und 
Veröffentlichung 

Die Fachbereichsordnung tritt einen Tag nach der 
Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen 
der Fernuniversität - Gesamthochschule in Kraft. 
Gleiches gilt für Änderungen der Fachbereichsord­
nung. Die Geschäftsordnung vom 3. April 1990 
tritt damit außer Kraft. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs Elektrotechnik und Infor­
mationstechnik vom 18. Juli 2002. 

Hagen, den 7. November 2002 • 
Der Dekan des Fachbereichs Elektrotechnik und Infonnationstechnik 
Prof. Dr. Dr. W. Halang 

• 
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Dritte Satzung zur Änderung
 
der Studienordnung und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme
 

am weiterbildenden Studium
 
"Recht für Patentanwältinnen und Patenanwälte"
 

an der FernUniversität In Hagen
 
Vom 12.05.2003
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 90 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 28. Januar 2003 (GV. NRW S. 36) hat die FernUniversität in 
Hagen folgende Änderungssatzung erlassen: 

• Artikel I 

Die Studienordnung und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme am 
weiterbildenden Studium "Recht für Patentanwältinnen und Patentanwälte" an der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 11. Oktober 1994 in der Fassung vom 
22. Mai 2002 wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 (b) wird folgender letzter Satz eingefügt: 

"Der Nachweis der bestandenen Europäischen Eignungsprüfung ersetzt die 
fünfjährige Tätigkeii." 

2. § 2 Abs. 3 wird neu eingefügt: 

"Es erfolgt eine Exmatrikulation, wenn die ZUlassungsvoraussetzungen nach 
§ 2 Abs.2 weggefallen sind." 

• 3. § 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"Zu Beginn des Studiums findet eine einwöchige erste Präsenzphase und nach 
etwa einem Jahr eine einwöchige zweite Präsenzphase statt." 

4. § 5 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt in der Regel je Teilnehmer 15 Minuten; 
sie kann als Gruppenprüfung durchgeführt werden." 

Artikel 11 

Diese Satzung findet auf alle Studierende Anwendung, die ab dem 01.02.2003 erstmalig 
zum weiterbildenden Studium Recht für Patentanwältinnen und Patentanwälte 
zugelassen werden. Studierende, die bereits vor dem 01.02.2003 zugelassen wurden, 
legen die Prüfung nach der bis dahin geltenden Fassung der Studienordnung und 
Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme ab. 

•

•

1

Dritte Satzung zur Änderung
der Studienordnung und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme

am weiterbildenden Studium
"Recht für Patentanwältinnen und Patenanwälte"

an der FernUniversität In Hagen
Vom 12.05.2003

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 90 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 28. Januar 2003 (GV. NRW S. 36) hat die FernUniversität in
Hagen folgende Änderungssatzung erlassen:

Artikel I

Die Studienordnung und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme am
weiterbildenden Studium "Recht für Patentanwältinnen und Patentanwälte" an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 11. Oktober 1994 in der Fassung vom
22. Mai 2002 wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 2 (b) wird folgender letzter Satz eingefügt:

"Der Nachweis der bestandenen Europäischen Eignungsprüfung ersetzt die
fünfjährige Tätigkeii."

2. § 2 Abs. 3 wird neu eingefügt:

"Es erfolgt eine Exmatrikulation, wenn die ZUlassungsvoraussetzungen nach
§ 2 Abs.2 weggefallen sind."

3. § 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Zu Beginn des Studiums findet eine einwöchige erste Präsenzphase und nach
etwa einem Jahr eine einwöchige zweite Präsenzphase statt."

4. § 5 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt in der Regel je Teilnehmer 15 Minuten;
sie kann als Gruppenprüfung durchgeführt werden."

Artikel 11

Diese Satzung findet auf alle Studierende Anwendung, die ab dem 01.02.2003 erstmalig
zum weiterbildenden Studium Recht für Patentanwältinnen und Patentanwälte
zugelassen werden. Studierende, die bereits vor dem 01.02.2003 zugelassen wurden,
legen die Prüfung nach der bis dahin geltenden Fassung der Studienordnung und
Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme ab.

•

•

1

Dritte Satzung zur Änderung
der Studienordnung und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme

am weiterbildenden Studium
"Recht für Patentanwältinnen und Patenanwälte"

an der FernUniversität In Hagen
Vom 12.05.2003

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 90 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 28. Januar 2003 (GV. NRW S. 36) hat die FernUniversität in
Hagen folgende Änderungssatzung erlassen:

Artikel I

Die Studienordnung und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme am
weiterbildenden Studium "Recht für Patentanwältinnen und Patentanwälte" an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 11. Oktober 1994 in der Fassung vom
22. Mai 2002 wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 2 (b) wird folgender letzter Satz eingefügt:

"Der Nachweis der bestandenen Europäischen Eignungsprüfung ersetzt die
fünfjährige Tätigkeii."

2. § 2 Abs. 3 wird neu eingefügt:

"Es erfolgt eine Exmatrikulation, wenn die ZUlassungsvoraussetzungen nach
§ 2 Abs.2 weggefallen sind."

3. § 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Zu Beginn des Studiums findet eine einwöchige erste Präsenzphase und nach
etwa einem Jahr eine einwöchige zweite Präsenzphase statt."

4. § 5 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt in der Regel je Teilnehmer 15 Minuten;
sie kann als Gruppenprüfung durchgeführt werden."

Artikel 11

Diese Satzung findet auf alle Studierende Anwendung, die ab dem 01.02.2003 erstmalig
zum weiterbildenden Studium Recht für Patentanwältinnen und Patentanwälte
zugelassen werden. Studierende, die bereits vor dem 01.02.2003 zugelassen wurden,
legen die Prüfung nach der bis dahin geltenden Fassung der Studienordnung und
Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme ab.
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2 

Artikel 111 

"Veröffentlichung und In-Kraft-Treten" 

Diese Studienordnung- und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme wird 
in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität in Hagen veröffentlicht. Sie tritt am 
Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrates des 
Fachbereichs Rechtswissenschaft der FernUniversität in Hagen vom 10.12.2002. 

Hagen, den 12. Mai 2003 

Der Dekan des 
Fachbereichs Rechtswissenschaft 
) der FernUniversität in Hagen 

Vt • 
Professor Dr. Dr. Thomas Vormbaum 

•
 

2

Artikel 111

"Veröffentlichung und In-Kraft-Treten"

Diese Studienordnung- und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme wird
in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität in Hagen veröffentlicht. Sie tritt am
Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrates des
Fachbereichs Rechtswissenschaft der FernUniversität in Hagen vom 10.12.2002.

Hagen, den 12. Mai 2003

Der Dekan des
Fachbereichs Rechtswissenschaft
) der FernUniversität in Hagen

Vt •
Professor Dr. Dr. Thomas Vormbaum

•

2

Artikel 111

"Veröffentlichung und In-Kraft-Treten"

Diese Studienordnung- und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme wird
in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität in Hagen veröffentlicht. Sie tritt am
Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrates des
Fachbereichs Rechtswissenschaft der FernUniversität in Hagen vom 10.12.2002.

Hagen, den 12. Mai 2003

Der Dekan des
Fachbereichs Rechtswissenschaft
) der FernUniversität in Hagen

Vt •
Professor Dr. Dr. Thomas Vormbaum

•
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Satzung
 
zur Änderung der
 

Prüfungsordnung für die Studiengänge
 
- Kulturwissenschaften
 

- Politik und Organisation
 
• Social Change Management 
• Bildung und Kommunikation 

mit dem Abschluss "Bachelor of Arts (B.A.)" 
an der FernUniversität in Hagen 

Vom 06. Mai 2003 

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 94 Abs. 1 des Ge­
setzes über die Hochschulen des Landes Nord­
rhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 

• 
14. März 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 2a.Januar 2003 (GV. 
NRW S. 36) hat die FernUniversität in Hagen die 
folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung für die Studiengänge Kul­
turwissenschaften, Politik und Organisation, So­
cial Change Management, Bildung und Kommu­
nikation mit dem Abschluss "Bachelor of Arts 
(BA)" an der FernUniversität in Hagen vom 24. 
September 2002 wird wie folgt geändert: 

In die Prüfungsordnung wird die Namensände­
rung "FernUniversität in Hagen" eingearbeitet. 

§ 3 der Inhaltsübersicht erhält folgende Fassung: 

§ 3 Einschreibvoraussetzung 

• § 3 erhalt folgende Fassung: 

§3 
Einschreibvoraussetzung 

(1) Einschreibvoraussetzung für das Stu­
dium mit dem Abschluss "Bachelor of Arts" 
ist das für Nordrhein-Westfalen gültige 
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine 
Hochschulreife oder fachgebundene Hoch­
schulreife) oder ein durch Rechtsvorschrift 
oder von der zuständigen staatlichen Stelle 
als gleichwertig anerkanntes Zeugnis oder 
eine Studienberechtigung nach § 66 Absatz 
4 Satz 2 und Absatz 6 HG. 
(2) Zusatzlich erforderliche Studienvorauset­
zungen regeln die jeweiligen Studienord­
nungen." 

Artikel 11 

Diese Satzung wird in den Amtlichen Mitteilun­
gen der FernUniversität in Hagen veröffentlicht. 
Sie tritt arn Tage nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Eilent­
scheids des Dekans des Fachbereichs Kultur­
und Sozialwissenschaften vom 17.3.2003 und 
des Rektorats der FernUniversität in Hagen vom 
29.04.2003. 

Hagen, den 06. Mai 2003 

Der Dekan 
des Fachbereichs 

Kultur- und Sozialwissenschaften 
der FernUnive' in Hagen 

Professor Dr~.f("w~:!5n:1l'Eers 

Satzung
zur Änderung der

Prüfungsordnung für die Studiengänge
- Kulturwissenschaften

• Politik und Organisation
• Social Change Management
• Bildung und Kommunikation

mit dem Abschluss "Bachelor of Arts (B.A.)"
an der FernUniversität in Hagen

Vom 06. Mai 2003

Gem~ß § 2 Abs. 4 und § 94 Abs. 1 des Ge­
setzes über die Hochschulen des Landes Nord­
rhein~Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom
14. März 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 2a.Januar 2003 (GV.
NRW S. 36) hat die FernUniversität in Hagen die
folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prüfungsordnung für die Studieng~nge Kul­
turwissenschaften, Politik und Organisation, So­
cial Change Management, Bildung und Kommu­
nikation mit dem Abschluss "Bachelor of Arts
(BA)" an der FernUniversit~t in Hagen vom 24.
September 2002 wird wie folgt ge~ndert:

In die PrOfungsordnung wird die Namens~nde­

rung "FernUniversität in Hagen" eingearbeitet.

§ 3 der InhaltsObersicht erhält folgende Fassung:

§ 3 Einschreibvoraussetzung

e § 3 erhalt folgende Fassung:

§3
Einschreibvoraussetzung

(1) Einschreibvoraussetzung fOr das Stu­
dium mit dem Abschluss "Bachelor of Arts"
ist das für Nordrhein-Westfalen gOitige
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine
Hochschulreife oder fachgebundene Hoch­
schulreife) oder ein durch Rechtsvorschrift
oder von der zuständigen staatlichen Stelle
als gleichwertig anerkanntes Zeugnis oder
eine Studienberechtigung nach § 66 Absatz
4 Satz 2 und Absatz 6 HG.
(2) Zusatzlich erforderliche Studienvorauset­
zungen regeln die jeweiligen Studienord­
nungen."

Artikel 11

Diese Satzung wird in den Amtlichen Mitteilun­
gen der FernUniversit~t in Hagen veröffentlicht.
Sie tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in
Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Eilent­
scheids des Dekans des Fachbereichs Kultur­
und Sozialwissenschaften vom 17.3.2003 und
des Rektorats der FernUniversität in Hagen vom
29.04.2003.

Hagen, den 06. Mai 2003

Der Dekan
des Fachbereichs

Kultur- und Sozialwissenschaften
der FernUnive' in Hagen

Satzung
zur Änderung der

Prüfungsordnung für die Studiengänge
- Kulturwissenschaften

• Politik und Organisation
• Social Change Management
• Bildung und Kommunikation

mit dem Abschluss "Bachelor of Arts (B.A.)"
an der FernUniversität in Hagen

Vom 06. Mai 2003

Gem~ß § 2 Abs. 4 und § 94 Abs. 1 des Ge­
setzes über die Hochschulen des Landes Nord­
rhein~Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom
14. März 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 2a.Januar 2003 (GV.
NRW S. 36) hat die FernUniversität in Hagen die
folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prüfungsordnung für die Studieng~nge Kul­
turwissenschaften, Politik und Organisation, So­
cial Change Management, Bildung und Kommu­
nikation mit dem Abschluss "Bachelor of Arts
(BA)" an der FernUniversit~t in Hagen vom 24.
September 2002 wird wie folgt ge~ndert:

In die PrOfungsordnung wird die Namens~nde­

rung "FernUniversität in Hagen" eingearbeitet.

§ 3 der InhaltsObersicht erhält folgende Fassung:

§ 3 Einschreibvoraussetzung

e § 3 erhalt folgende Fassung:

§3
Einschreibvoraussetzung

(1) Einschreibvoraussetzung fOr das Stu­
dium mit dem Abschluss "Bachelor of Arts"
ist das für Nordrhein-Westfalen gOitige
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine
Hochschulreife oder fachgebundene Hoch­
schulreife) oder ein durch Rechtsvorschrift
oder von der zuständigen staatlichen Stelle
als gleichwertig anerkanntes Zeugnis oder
eine Studienberechtigung nach § 66 Absatz
4 Satz 2 und Absatz 6 HG.
(2) Zusatzlich erforderliche Studienvorauset­
zungen regeln die jeweiligen Studienord­
nungen."

Artikel 11

Diese Satzung wird in den Amtlichen Mitteilun­
gen der FernUniversit~t in Hagen veröffentlicht.
Sie tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in
Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Eilent­
scheids des Dekans des Fachbereichs Kultur­
und Sozialwissenschaften vom 17.3.2003 und
des Rektorats der FernUniversität in Hagen vom
29.04.2003.

Hagen, den 06. Mai 2003

Der Dekan
des Fachbereichs

Kultur- und Sozialwissenschaften
der FernUnive' in Hagen
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Satzung
 
zur Änderung der
 

Ordnung des Fachbereichs
 
Kultur- und Sozialwissenechaften
 

der
 
FernUniversität in Hagen
 

vom 15. Januar 2003
 

Aufgrund des § 25 Abs. 4 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfelen 
(Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. 
NRW S. 190). zuletzt geändert durch Gesetz vom 
18. Dezember 2002 (GV. NRW S. 644), des § 19 
Abs. 2 der Grundordnung der FernUniversitllt in 
Hagen in der Fassung vom 13. August 2002 und 
des § 29 der Ordnung des Fachbereichs Kultur- und 
Sozialwissenschaften vom 01. Oktober 2002 het die 
FernUniversität in Hagen die folgende Satzung 
erlassen: 

Artikel I 

Die Ordnung des Fachbereichs Kultur- und 
Sozialwissenschaften der FernUniversität in Hagen 
vom 01. Oktober 2002 wird wie folgt geändert: 

§ 25 Spiegelstrich 2 erhält folgende Fassung: 
- zwei Mitglieder aus der Gruppe der wis­
senschaftlichen MitarbeiterJinnen 

Als vierter Spiegelstrich wird angefügt: 
- ein Mitglied aus der Gruppe der weiteren 

MitarbeiterJinnen 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli­
chung in den Amtlichen Mitteilungen der FernUni­
versität in Hagen in Kraft. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Be­
schlusses des Fachbereichsrals des Fachbereichs 
Kullur- und Sozialwissenschaften der FernUni­
versität in Hagen vom 11.12.2002. 

Hagen, den 15. Januar 2003 

Der Dekan des 
Fachbereichs Kultur- und Sozialwissenschaften 

der FernUni Iät in Hagen 

'JIV'" 

Professor Dr. 

•
 

•
 

Satzung
zur Änderung der

Ordnung des Fachbereichs
Kultur- und Sozialwissenechaften

der
FernUniversität in Hagen

vom 15. Januar 2003

Aufgrund des § 25 Abs. 4 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfelen
(HOChschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV.
NRW S. 190). zuletzt geändert durch Gesetz vom
18. Dezember 2002 (GV. NRW S. 644), des § 19
Abs. 2 der Grundordnung der FernUniversitllt in
Hagen in der Fassung vom 13. August 2002 und
des § 29 der Ordnung des Fachbereichs Kultur- und
Sozialwissenschaften vom 01. Oktober 2002 het die
FernUniversität in Hagen die folgende Satzung
erlassen:

Artikel I

Die Ordnung des Fachbereichs Kultur- und
Sozialwissenschaften der FernUniversität in Hagen
vom 01. Oktober 2002 wird wie folgt geändert:

§ 25 Spiegelstrich 2 erhält folgende Fassung:
- zwei Mitglieder aus der Gruppe der wis­
senschaftlichen MitarbeiterJinnen

Als vierter Spiegelstrich wird angefügt
- ein Mitglied aus der Gruppe der weiteren

MitarbeiterJinnen

Artikel 11

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli­
chung in den Amtlichen Mitteilungen der FernUni­
versität in Hagen in Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Be­
schlusses des Fachbereichsrals des Fachbereichs
Kullur- und Sozialwissenschaften der FernUni­
versität in Hagen vom 11.12.2002.

Hagen, den 15. Januar 2003

Der Dekan des
Fachbereichs Kultur- und Sozialwissenschaften

der FernUni Iät in Hagen

........
Professor Dr.

•

•

Satzung
zur Änderung der

Ordnung des Fachbereichs
Kultur- und Sozialwissenechaften

der
FernUniversität in Hagen

vom 15. Januar 2003

Aufgrund des § 25 Abs. 4 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfelen
(HOChschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV.
NRW S. 190). zuletzt geändert durch Gesetz vom
18. Dezember 2002 (GV. NRW S. 644), des § 19
Abs. 2 der Grundordnung der FernUniversitllt in
Hagen in der Fassung vom 13. August 2002 und
des § 29 der Ordnung des Fachbereichs Kultur- und
Sozialwissenschaften vom 01. Oktober 2002 het die
FernUniversität in Hagen die folgende Satzung
erlassen:

Artikel I

Die Ordnung des Fachbereichs Kultur- und
Sozialwissenschaften der FernUniversität in Hagen
vom 01. Oktober 2002 wird wie folgt geändert:

§ 25 SpiegelstJich 2 erhätt blgende Fassung:
- zwei Mitglieder aus der Gruppe der wis­
senschaftlichen MitarbeiterJinnen

Als vierter Spiegelstrich wird angefügt
- ein Mitglied aus der Gruppe der weiteren

MitarbeiterJinnen

Artikel 11

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli­
chung in den Amtlichen Mitteilungen der FernUni­
versität in Hagen in Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Be­
schlusses des Fachbereichsrals des Fachbereichs
Kuttur- und Sozialwissenschaften der FernUni­
versität in Hagen vom 11.12.2002.

Hagen, den 15. Januar 2003

Der Dekan des
Fachbereichs Kultur- und Sozialwissenschaften

der FernUni Iät in Hagen

•

•
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PrDfungsordnung 
fUr den Studiengang Master of Computer Sclence 

an der FernUniversität In Hagen 
Vom 05. Mal 2003 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz • HG) 
vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 180) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GV. NRW S. 36) hat die 
FernUniversität in Hagen die folgende PrOfungsordnung als Satzung 
erlassen: 

InhaltsÜbersicht 

I. Allgemeines 

§ 1 Zweck der Prüfung und Ziel des StudIums 
§ 2 Zugangsvoraussetzungen 
§ 3 Master-Grad 
§ 4 Regelstudienzeit und Studienumfang 
§ 5 Prüfungen und PrOfungsfristen 
§ 6 Prtlfungsausschuss 
§ 7 Prtlfende und Beisitzende 
§ 8 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und 

Prtlfungsleistungen 
§ 9 Versäumnis. RÜcktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

• 11. Master .. PrOfung 

§ 10 Zulassung und Zulassungsverfahren 
§ 11 Studieninhalte, die Kataloge Bund M und ihre Bereiche 

und Regeln 
§ 12 Leistungsnachweise 
§ 13 Umfang und Art der Master~PrOfung 

§ 14 Abschlussarbeit 
§ 15 Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit 
§ 16 MOndliehe PrOfungen 
§ 17 Bewertung der PrOfungsleistungen, Bildung der Noten und 

Bestehen der Maste~PrOfung 

§ 18 Wiedelttolung von PrOrungslelstungen der Master~PrOfung, 

Freiversuch 
§ 19 Zeugnis 
§ 20 Master~Urkunde 

/11. S eh I us s be ,tl m m u n ge n 

§ 21 UngOltigkeit der Master~PrOfung, Aberkennung des Master­
Grades 

§ 22 EinsIcht in die PrOfungl!iakten 
§ 23 In~Kraft~ Treten und Veröffentlichung 

I. Allgemeines• 
§1 

Zweck der PrOfung und Ziel des Studiums 

(1) Die Master-PrUfung im Studiengang Master of Computer Sclence 
bildet für die Absolventinnen und Absolventen von Hochschul~ 

studiengängen, deren Erststudium bereits ausreichende Informatik- und 
Mathematikanteile beinhaltet oder die die notwendigen Mathematik· und 
Informatikkenntnisse an wissenschaftlichen Hochschulen zusätzlich 
erworben haben, einen weiteren berufsqualifizierenden Abschluss. Durch 
die Master·PrOrung soll festgestellt werden, ob die Kandidatinnen und 
Kandidaten die ror die Berufspraxis notwendigen Fachkenntnisse 
erworben haben, die fachlichen Zusammenhänge Oberblicken und die 
Fähigkeit besitzen, mit wissenschaftlichen Methoden und Erkenntnissen 
der Informatik zu arbeiten. 

(2) Das Studium soll den Studierenden unter BerOcksichtigung der 
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erlorderlichen 
fachlichon Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass 
sie zu kritischer Einordnung der wissenschaftlichen Erkenntnisse und zu 
verantwortlichem Handeln befähigt werden. 

§2 
Zugangsvoraussetzungen 

In den Studiengang Master of Computer Science kann eingeschrieben 
werden oder als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2 HG 
zugelassen werden, wer die folgenden Voraussetzungen erfOIlt: 

1.	 Ein erfolgreich abgeschlossener Studiengang an einer Hochschule 
mit einer Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern liegt 
vor. 

2.	 Der Studiengang nach Nr. 1 schließt ein Studium der Mathematik 
im Umfang von mindestens 9 Semestarwochenstunden (SWS) und 
ein Studium der Informatik Im Umfang von mindestens 18 SWS 
ein. 

3.	 Sofern der Studiengang nach Nr. 1 die Bedingung nach Nr. 2 nicht 
erfOllt, sind fehtende Mathematik- bzw. Informatikanteile durch 
zertifizierte Leistungen an WIssenschaftlichen Hochschulen im 
entsprechenden Umfang nachzuweisen. 

4.	 Eine Master-PrOfung in einem Studiengang Master of Computer 
Science an einer Hochschule im Geltungsbereich des 
Hochschulrahmengesetzes 'MJrde nicht endgültig nicht bestanden. 

FOr die nach Nr. 3 nachzuweisenden zertifIZierten Leistungen empfiehlt 
die FernUniversität In ihren Studienlnformationen ein geeignetes eigenes 
Kursangebot. 

§3 
Master-Grad 

Ist die Master·PrOfung bestanden, verleiht der Fachbereich Informatik 
den Grad "Master of Computer Science", abgekOrzt "M.Comp.Sc'­

§4
 
Regelstudienzeit und Studienumfang
 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt im Votlzeitstudium einschließlich der 
Master~PrOfung drei Semester. Sie verlängert sich ror das Teilzeit­
studium entsprechend. 

(2) Der Studienumfang im Pßicht· und Wahlpflichtbereich beträgt etwa 
36 Semesterwochenstunden (SWS). In der Studienordnung sind die 
Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass das Studium In 
der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist zu 
gewährleisten. dass im Rahmen dieser PrOfungsordnung nach eigener 
Wahl Schwerpunkte gesetzt werden können und Pflicht~ und 
Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur 
selbständigen Vorbersitung und Vertiefung des Stoffes und zur 
Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen, auch in anderen 
Studiengängen, stehen. 

§5 
PrClfungen und PrOfungsfrlstBn 

(1) Die Master-PrOfung besteht aus den FachprOfungen und der 
Abschlussarbeit. Die Master·Prüfung soll einschließlich der 
Abschlussarbeit grundsätzlich innerhalb der in § 4 Abs. 1 festgelegten 
Regelstudienzeit abgeschlossen sein. 

(2) Die Prtlfungslelstungen fOr die Master-PrOfung werden 
studienbegleitend erbracht. 

§8 
PrOtungsausschuss 

Die Organisation der Prtlfungen und die durch diese Prtlfungsordnung 
zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss des 
Fachbereichs Infonnatik Obemommen. Die Regelungen zu diesem 
PrOfungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs Informatik in 
der jeweils gOltigen Fassung zu entnehmen. 

PrDfungsordnung
fUr den Studiengang Master of Computer Sclence

an der FernUniversität In Hagen
Vom 05. Mal 2003

InhaltsÜbersicht

I. Allgemeines

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz • HG)
vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 180) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GV. NRW S. 36) hat die
FernUniversität in Hagen die folgende PrOfungsordnung als Satzung
erlassen:

•

•

I.

§ 1
§ 2
§ 3
§ 4
§ 5
§ 6
§ 7
§ 8

§ 9

11.

§ 10
§ 11

§ 12
§ 13
§ 14
§ 15
§ 16
§ 17

§ 18

§ 19
§ 20

/11.

§ 21

§ 22
§ 23

Allgemeines

Zweck der Prüfung und Ziel des StudIums
Zugangsvoraussetzungen
Master-Grad
Regelstudienzeit und Studienumfang
Prüfungen und PrOfungsfristen
Prtlfungsausschuss
Prtlfende und Beisitzende
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
Prtlfungsleistungen
Versäumnis. RÜcktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

Master .. PrOfung

Zulassung und Zulassungsverfahren
Studieninhalte, die Kataloge Bund M und ihre Bereiche
und Regeln
Leistungsnachweise
Umfang und Art der Master~PrOfung
Abschlussarbeit
Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit
MOndliehe PrOfungen
Bewertung der PrOfungsleistungen, Bildung der Noten und
Bestehen der Maste~PrOfung
Wiedelttolung von PrOrungslelstungen der Master~PrOfung,
Freiversuch
Zeugnis
Master~Urkunde

S eh I us s be ,tl m m u n ge n

UngOltigkeit der Master~PrOfung, Aberkennung des Master­
Grades
EinsIcht in die PrOfungl!iakten
In~Kraft~Treten und Veröffentlichung

§2
Zugangsvoraussetzungen

In den Studiengang Master of Computer Science kann eingeschrieben
werden oder als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2 HG
zugelassen werden, wer die folgenden Voraussetzungen erfOIlt:

1. Ein erfolgreich abgeschlossener Studiengang an einer Hochschule
mit einer Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern liegt
vor.

2. Der Studiengang nach Nr. 1 schließt ein Studium der Mathematik
im Umfang von mindestens 9 Semestarwochenstunden (SWS) und
ein Studium der Informatik Im Umfang von mindestens 18 SWS
ein.

3. Sofern der Studiengang nach Nr. 1 die Bedingung nach Nr. 2 nicht
erfOllt, sind fehtende Mathematik- bzw. Informatikanteile durch
zertifizierte Leistungen an WIssenschaftlichen Hochschulen im
entsprechenden Umfang nachzuweisen.

4. Eine Master-PrOfung in einem Studiengang Master of Computer
Science an einer Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes 'MJrde nicht endgültig nicht bestanden.

FOr die nach Nr. 3 nachzuweisenden zertifIZierten Leistungen empfiehlt
die FernUniversität In ihren Studienlnformationen ein geeignetes eigenes
Kursangebot.

§3
Master-Grad

Ist die Master·PrOfung bestanden, verleiht der Fachbereich Informatik
den Grad "Master of Computer Science", abgekOrzt "M.Comp.Sc'-

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt im Votlzeitstudium einschließlich der
Master~PrOfung drei Semester. Sie verlängert sich ror das Teilzeit­
studium entsprechend.

(2) Der Studienumfang im Pßicht· und Wahlpflichtbereich beträgt etwa
36 Semesterwochenstunden (SWS). In der Studienordnung sind die
Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass das Studium In
der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist zu
gewährleisten. dass im Rahmen dieser PrOfungsordnung nach eigener
Wahl Schwerpunkte gesetzt werden können und Pflicht~ und
Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur
selbständigen Vorbersitung und Vertiefung des Stoffes und zur
Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen, auch in anderen
Studiengängen, stehen.

§1
Zweck der PrOfung und Ziel des Studiums

(1) Die Master-PrUfung im Studiengang Master of Computer Sclence
bildet für die Absolventinnen und Absolventen von Hochschul~

studiengängen, deren Erststudium bereits ausreichende Informatik- und
Mathematikanteile beinhaltet oder die die notwendigen Mathematik· und
Informatikkenntnisse an wissenschaftlichen Hochschulen zusätzlich
erworben haben, einen weiteren berufsqualifizierenden Abschluss. Durch
die Master·PrOrung soll festgestellt werden, ob die Kandidatinnen und
Kandidaten die ror die Berufspraxis notwendigen Fachkenntnisse
erworben haben, die fachlichen Zusammenhänge Oberblicken und die
Fähigkeit besitzen, mit wissenschaftlichen Methoden und Erkenntnissen
der Informatik zu arbeiten.

(2) Das Studium soll den Studierenden unter BerOcksichtigung der
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erlorderlichen
fachlichon Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass
sie zu kritischer Einordnung der wissenschaftlichen Erkenntnisse und zu
verantwortlichem Handeln befähigt werden.

§5
PrClfungen und PrOfungsfrlstBn

(1) Die Master-PrOfung besteht aus den FachprOfungen und der
Abschlussarbeit. Die Master·Prüfung soll einschließlich der
Abschlussarbeit grundsätzlich innerhalb der in § 4 Abs. 1 festgelegten
Regelstudienzeit abgeschlossen sein.

(2) Die Prtlfungslelstungen fOr die Master-PrOfung werden
studienbegleitend erbracht.

§8
PrOtungsausschuss

Die Organisation der Prtlfungen und die durch diese Prtlfungsordnung
zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss des
Fachbereichs Infonnatik Obemommen. Die Regelungen zu diesem
PrOfungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs Informatik in
der jeweils gOltigen Fassung zu entnehmen.

PrDfungsordnung
fUr den Studiengang Master of Computer Sclence

an der FernUniversität In Hagen
Vom 05. Mal 2003

InhaltsÜbersicht

I. Allgemeines

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz • HG)
vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 180) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GV. NRW S. 36) hat die
FernUniversität in Hagen die folgende PrOfungsordnung als Satzung
erlassen:

•

•

I.

§ 1
§ 2
§ 3
§ 4
§ 5
§ 6
§ 7
§ 8

§ 9

11.

§ 10
§ 11

§ 12
§ 13
§ 14
§ 15
§ 16
§ 17

§ 18

§ 19
§ 20

/11.

§ 21

§ 22
§ 23

Allgemeines

Zweck der Prüfung und Ziel des StudIums
Zugangsvoraussetzungen
Master-Grad
Regelstudienzeit und Studienumfang
Prüfungen und PrOfungsfristen
Prtlfungsausschuss
Prtlfende und Beisitzende
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
Prtlfungsleistungen
Versäumnis. RÜcktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

Master .. PrOfung

Zulassung und Zulassungsverfahren
Studieninhalte, die Kataloge Bund M und ihre Bereiche
und Regeln
Leistungsnachweise
Umfang und Art der Master~PrOfung
Abschlussarbeit
Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit
MOndliehe PrOfungen
Bewertung der PrOfungsleistungen, Bildung der Noten und
Bestehen der Maste~PrOfung
Wiedelttolung von PrOrungslelstungen der Master~PrOfung,
Freiversuch
Zeugnis
Master~Urkunde

S eh I us s be ,tl m m u n ge n

UngOltigkeit der Master~PrOfung, Aberkennung des Master­
Grades
EinsIcht in die PrOfungl!iakten
In~Kraft~Treten und Veröffentlichung

§2
Zugangsvoraussetzungen

In den Studiengang Master of Computer Science kann eingeschrieben
werden oder als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2 HG
zugelassen werden, wer die folgenden Voraussetzungen erfOUt:

1. Ein erfolgreich abgeschlossener Studiengang an einer Hochschule
mit einer Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern liegt
vor.

2. Der Studiengang nach Nr. 1 schließt ein Studium der Mathematik
Im Umfang von mindestens 9 Semestarwochenstunden (SWS) und
ein Studium der Informatik Im Umfang von mindestens 18 SWS
ein.

3. Sofern der Studiengang nach Nr. 1 die Bedingung nach Nr. 2 nicht
erfOllt, sind fehtende Mathematik- bzw. Informatikanteile durch
zertifizierte Leistungen an WIssenschaftlichen Hochschulen im
entsprechenden Umfang nachzuweisen.

4. Eine Master-PrOfung in einem Studiengang Master of Computer
Science an einer Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes 'MJrde nicht endgültig nicht bestanden.

FOr die nach Nr. 3 nachzuweisenden zertifIZierten Leistungen empfiehlt
die FernUniversität In ihren Studienlnformationen ein geeignetes eigenes
Kursangebot.

§3
Master-Grad

Ist die Master·PrOfung bestanden, verleiht der Fachbereich Informatik
den Grad "Master of Computer Science", abgekOrzt "M.Comp.Sc'-

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt im Votlzeitstudium einschließlich der
Master~PrOfung drei Semester. Sie verlängert sich ror das Teilzeit­
studium entsprechend.

(2) Der Studienumfang im Pßicht· und Wahlpflichtbereich beträgt etwa
36 Semesterwochenstunden (SWS). In der Studienordnung sind die
Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass das Studium In
der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist zu
gewährleisten. dass im Rahmen dieser PrOfungsordnung nach eigener
Wahl Schwerpunkte gesetzt werden können und Pflicht~ und
Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur
selbständigen Vorbersitung und Vertiefung des Stoffes und zur
Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen, auch in anderen
Studiengängen, stehen.

§1
Zweck der PrOfung und Ziel des Studiums

(1) Die Master·Prafung Im Studiengang Ma.ter of Computer Sclence
bildet für die Absolventinnen und Absolventen von Hochschul~

studiengängen, deren Erststudium bereits ausreichende Informatik- und
Mathematikanteile beinhaltet oder die die notwendigen Mathematik· und
Informatikkenntnisse an wissenschaftlichen Hochschulen zusätzlich
erworben haben, einen weiteren berufsqualifizierenden Abschluss. Durch
die Master·PrOrung soll festgestellt werden, ob die Kandidatinnen und
Kandidaten die ror die Berufspraxis notwendigen Fachkenntnisse
erworben haben, die fachlichen Zusammenhänge Oberblicken und die
Fähigkeit besitzen, mit wissenschaftlichen Methoden und Erkenntnissen
der Informatik zu arbeiten.

(2) Das Studium soll den Studierenden unter BerOcksichtigung der
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erlorderlichen
fachlichon Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass
sie zu kritischer Einordnung der wissenschaftlichen Erkenntnisse und zu
verantwortlichem Handeln befähigt werden.

§5
PrClfungen und PrOfungsfrlstBn

(1) Oie Master-PrOfung besteht aus den FachprOfungen und der
Abschlussarbeit. Die Master·Prüfung soll einschließlich der
Abschlussarbeit grundsätzlich innerhalb der in § 4 Abs. 1 festgelegten
Regelstudienzeit abgeschlossen sein.

(2) Oie Prtlfungslelstungen fOr die Master-PrOfung werden
studienbegleitend erbracht.

§8
PrOtungsausschuss

Oie Organisation der Prtlfungen und die durch diese Prtlfungsordnung
zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss des
Fachbereichs Infonnatik Obemommen. Die Regelungen zu diesem
PrOfungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs Informatik In
der jeweils gOltigen Fassung zu entnehmen.
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§7 
PrQfende und BeisItzende 

(1) Der profungsausschuss bestellt die PrOfenden und die BeisItzenden. 
Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden Obertragen, 
PrOfungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und Privat­
dozentinnen und Privatdozenten des Fachbereichs Informatik. Zum 
PrOfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, !Ner mindestens die 
DiplomprOfung in Informatik oder eine vergleichbare Prüfung abgeJegt 
und, sofern nicht zwingende GrUnde eine Abweichung erfordern. in dem 
Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezIeht, eine selbständige 
Lehrtätigkeit ausgellbt hat. Zum Beisitzenden darf nur bestellt werden, 
wer die DiplomprOfung in Informatik oder eine vergleichbare Protung 
abgelegt hat und Mitglied oder Angehöriger der FernUniversität in Hagen 
ist. 

(2)	 Die PrOfenden sind in ihrer Prtlfungstätigkelt unebhängig. 

(3) Die Kandidetin oder der Kandidat kann f()r die Abschlusserbeit und 
die mündlichen PrOfungen Prtlfende vorschlagen. Auf die Vorschläge 
soll nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden. Die Vorschläge 
begrOnden Jedoch keinen Anspruch. 

(4) Die oder der Vorsitzende des Prufungsausschusses sorgt daf()r, 
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der Prafenden 
rechtzeitig, mindestens zwei wochen vor dem Tennin der jeweiligen 
Prafung, bekanntgegeben werden. 

(5) Die Prüfenden und Beisitzenden unter1iegen der Amtsverschwiegen· 
heit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten. 

§8 
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
 

Prufungslelstungen
 

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prtlfungsleistungen, die im 
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes in demselben 
Studiengang, In anderen Studiengängen (mit Ausnahme der in dem 
Studiengang erbrachten oder angerechneten Leistungen, dessen 
Abschluss nach § 2 Zugangsvorausselzung ist) oder an anderen als 
wissenschaftlichen Hochschulen erbracht wurden, werden angerechnet, 
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten. Studien· 
leistungen und PrOfungsleistungen, die in Studiengängen (mit Ausnahme 
der in dem Studiengang erbrachten oder angerechneten Leistungen, 
dessen Abschluss nach § 2 Zugangsvoraussetzung ist) an Hochschulen 
außerhalb des Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes 
erbracht wurden, werden auf Antrag angerechnet, soweit die 
Gleichwertigkeit festgestellt wird. Gleichwertigkeit Ist festzustellen, wenn 
Studienzeiten, Studienleistungen und PrOfungslelstungen in Inhalt, 
Umfang und in den Anforderungen denjenigen des entsprechenden 
Studiums an der aufnehmenden Hochschule Im Wesentlichen 
entsprechen. Dabei Ist kein schematischer Vergleich, sondern eine 
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Für Studien­
und PrOfungsleistungen, die In einem weiterbildenden Studium erbracht 
worden sind, gelten die vorstehenden Bestimmungen entsprechend. For 
die GleichY/ertigkeit von Studienzeiten, Studienleistungen und 
PrUfungsleistungen an ausländischen Hochschulen sind die von der 
Kultusministerkonferenz und der Hochschulreklorenkonferenz gebilligten 
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Im Obrigen kann bel Zweifeln an der 
Gleichwertigkeit die ZentralsteIJe tar ausländisches Bildungswesen ge~ 

hört werden. 

(2) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Sludienleistungen und PrO· 
fungsleistungen in staatlich anerkannten Femstudien oder In vom Land 
Nordrhein-Westralen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und 
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheilen gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Far das Im Studium vorgesehene Programmierpraktikum bzw. 
Fachpraktikum der Infonnatik (§ 12 Abs. 1 Nr. 3) können abweichend zu 
Absatz 1 auf Antrag auch gleichwertige Praktikumsleistungen aus dem 
Studiengang, dessen Abschluss Zugangsvoraussetzung nach § 2 ist, 
oder gleichwertige berufspraktische Leistungen angerechnet werden. 

(4) Zuständig tar Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 3 ist der prü· 
fungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind zu­
ständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hören. 

(5) Werden Studienleistungen und PrOfungsleistungen angerechnet, 50 

gelten die zugehörigen Leistungspunkte als erworben und sind die Noten 
- soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu Obernehmen und in die 
Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren 

Notensystemen wird der Vennerk "bestanden" aufgenommen. Die
 
Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.
 

(6) Die Studenlin oder der Student hat die für die Anrechnung
 
erforderlid"len Unter1agen vorzulegen.
 

§9
 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine Woche
 
vor dem jeY/eiligen Prufungstennin von einer Prüfung abmelden. Danach
 
gilt eine Prtlfungslelstung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet,
 
wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu einem Prtlfungstennin ohne
 
tr1ftige Grunde nicht erSCheint oder wenn sie oder er nach Beginn der
 
Prüfung ohne trtftige Gründe von der profung zurocktritt. Dasselbe gilt,
 
wenn eine schriftliche PrDfungsleistung nicht innerhalb der
 
vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wirt!.
 

(2) Die tur den ROcktritt oder des Versäumnis geltend gemachten
 
Grande mOssen dem Prüfungseusschuss unverzllglich schriftlich ange~
 
zeigt und glaubhaft gemachi werden. Bel Krankheit kenn die Vorlage
 
eines ärztlichen Attestes verlengt wert!en. Die oder der Vorsitzende des
 
PrOfungsausschusses kann im Einzelfall die Vor1ege eines Attestes einer
 
vom Prüfungsausschuss benennten Vertrauensärztin oder eines vom
 
Prüfungseusschuss benannten Vertrauensarztes ver1angen. Erkennt der
 
Prtlfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandi~
 

daten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die be~
 

reits vorliegenden Prufungsergebnlsse sind In diesem Fall anzurechnen.
 

(3) Bel einem Versuch, des Ergebnis einer profungsleistung durch 
Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflus­
sen, gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit "nicht ausreichend" •(5,0) beY/ertet; die Feststellung Ober den Täuschungsversuch wird von 
der oder dem jeweiligen PrOfenden oder AufsichtrOhrenden getroffen und 
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der Prtlfung 
stört, kann von der oder dem jeweiligen PrOfenden oder AufsichtrOhren­
den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungs­
leistung ausgeschlossen Y/erden; In diesem Fall gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Die GrOnde 
fOr den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden 
Fällen kann der Prtlfungsausschuss die Kandldatln oder den Kandidaten 
von der Erbringung weiterar PrOfungslelstungen ausschließen. Die 
GrOnde sind aktenkundig zu machen. 

(4) Die KandidaUn oder der Kandidat kann Innerhalb von 14 Tagen ver~ 

langen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 vom 
profungsausschuss OberprOft werden. Belastende EntSCheidungen sind 
unvel"ZOglich schriftlich mitzuteilen, zu begronden und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Entscheidung Ist 
Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. 

11.	 M ast er- PrO fun 9 

§ 10 
Zulassung und Zulassungsverfahren 

(1) Zur Master~Pr()fung kann nur zugelassen werden, wer • 
1.	 die in § 2 aufgeführten Zugangsvoraussetzungen erfOm, 
2.	 an der FemUniversität in Hagen far den Studiengang Master of
 

Computer Science eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG
 
als Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen ist.
 

(2) Die Studien- und PrOfungsleistungen der Master·PrOfung werden 
studienbegleitend erbracht. FOr jede Protungslelstung ist eine schriftliche 
Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforderlich. die spätestens 4 
Wochen vor dem Prtlfungstennin erfolgen soll. Diese erfolgt bei 
mOndlichen PrOfungen Ober die PrOfenden. Bei der Anmeldung zur 
ersten Prtlfung ist von der Kandidatln oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Master-Prllfung beim Prllfungsaus~ 

schuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklärung darober beizufOgen, ob 
bareits eine Master-Prtlfung In einem Studiengang Master of Computer 
Science nicht oder endgOltig nicht bestanden worden ist und ob die 
Kandidatin oder der Kandidat sich In einem anderen Prtlfungsverfahren 
befindet. 

(3)	 Ober die Zulassung entscheidet der PrOfungsausschuss. 

(4)	 Die Zulassung ist abzulehnen, wenn 

a)	 die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind
 
oder
 

2 

§7
PrQfende und BeisItzende

(1) Der profungsausschuss bestellt die PrOfenden und die BeisItzenden.
Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden Obertragen,
PrOfungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und Privat­
dozentinnen und Privatdozenten des Fachbereichs Informatik. Zum
PrOfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, !Ner mindestens die
DiplomprOfung in Informatik oder eine vergleichbare Prüfung abgeJegt
und, sofern nicht zwingende GrUnde eine Abweichung erfordern. in dem
Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezIeht, eine selbständige
Lehrtätigkeit ausgellbt hat. Zum Beisitzenden darf nur bestellt werden,
wer die DiplomprOfung in Informatik oder eine vergleichbare Protung
abgelegt hat und Mitglied oder Angehöriger der FernUniversität in Hagen
ist.

(2) Die PrOfenden sind in ihrer Prtlfungstätigkelt unebhängig.

(3) Die Kandidetin oder der Kandidat kann f()r die Abschlusserbeit und
die mündlichen PrOfungen Prtlfende vorschlagen. Auf die Vorschläge
soll nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden. Die Vorschläge
begrOnden Jedoch keinen Anspruch.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prufungsausschusses sorgt daf()r,
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der Prafenden
rechtzeitig, mindestens zwei wochen vor dem Tennin der jeweiligen
Prafung, bekanntgegeben werden.

(5) Die Prüfenden und Beisitzenden unter1iegen der Amtsverschwiegen·
heit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

§8
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und

Prufungslelstungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prtlfungsleistungen, die im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes in demselben
Studiengang, In anderen Studiengängen (mit Ausnahme der in dem
Studiengang erbrachten oder angerechneten Leistungen, dessen
Abschluss nach § 2 Zugangsvorausselzung ist) oder an anderen als
wissenschaftlichen Hochschulen erbracht wurden, werden angerechnet,
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten. Studien·
leistungen und PrOfungsleistungen, die in Studiengängen (mit Ausnahme
der in dem Studiengang erbrachten oder angerechneten Leistungen,
dessen Abschluss nach § 2 Zugangsvoraussetzung ist) an Hochschulen
außerhalb des Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes
erbracht wurden, werden auf Antrag angerechnet, soweit die
Gleichwertigkeit festgestellt wird. Gleichwertigkeit Ist festzustellen, wenn
Studienzeiten, Studienleistungen und PrOfungslelstungen in Inhalt,
Umfang und in den Anforderungen denjenigen des entsprechenden
Studiums an der aufnehmenden Hochschule Im Wesentlichen
entsprechen. Dabei Ist kein schematischer Vergleich, sondern eine
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Für Studien­
und PrOfungsleistungen, die In einem weiterbildenden Studium erbracht
worden sind, gelten die vorstehenden Bestimmungen entsprechend. For
die GleichY/ertigkeit von Studienzeiten, Studienleistungen und
PrUfungsleistungen an ausländischen Hochschulen sind die von der
Kultusministerkonferenz und der Hochschulreklorenkonferenz gebilligten
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Im Obrigen kann bel Zweifeln an der
Gleichwertigkeit die ZentralsteIJe tar ausländisches Bildungswesen ge~

hört werden.

(2) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Sludienleistungen und PrO·
fungsleistungen in staatlich anerkannten Femstudien oder In vom Land
Nordrhein-Westralen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheilen gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Far das Im Studium vorgesehene Programmierpraktikum bzw.
Fachpraktikum der Infonnatik (§ 12 Abs. 1 Nr. 3) können abweichend zu
Absatz 1 auf Antrag auch gleichwertige Praktikumsleistungen aus dem
Studiengang, dessen Abschluss Zugangsvoraussetzung nach § 2 ist,
oder gleichwertige berufspraktische Leistungen angerechnet werden.

(4) Zuständig tar Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 3 ist der prü·
fungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind zu­
ständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hören.

(5) Werden Studienleistungen und PrOfungsleistungen angerechnet, 50

gelten die zugehörigen Leistungspunkte als erworben und sind die Noten
- soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu Obernehmen und in die
Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren

Notensystemen wird der Vennerk "bestanden" aufgenommen. Die
Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.

(6) Die Studenlin oder der Student hat die für die Anrechnung
erforderlid"len Unter1agen vorzulegen.

§9
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine Woche
vor dem jeY/eiligen Prufungstennin von einer Prüfung abmelden. Danach
gilt eine Prtlfungslelstung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet,
wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu einem Prtlfungstennin ohne
tr1ftige Grunde nicht erSCheint oder wenn sie oder er nach Beginn der
Prüfung ohne trtftige Gründe von der profung zurocktritt. Dasselbe gilt,
wenn eine schriftliche PrDfungsleistung nicht innerhalb der
vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wirt!.

(2) Die tur den ROcktritt oder des Versäumnis geltend gemachten
Grande mOssen dem Prüfungseusschuss unverzllglich schriftlich ange~

zeigt und glaubhaft gemachi werden. Bel Krankheit kenn die Vorlage
eines ärztlichen Attestes verlengt wert!en. Die oder der Vorsitzende des
PrOfungsausschusses kann im Einzelfall die Vor1ege eines Attestes einer
vom Prüfungsausschuss benennten Vertrauensärztin oder eines vom
Prüfungseusschuss benannten Vertrauensarztes ver1angen. Erkennt der
Prtlfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandi~

daten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die be~

reits vorliegenden Prufungsergebnlsse sind In diesem Fall anzurechnen.

(3) Bel einem Versuch, des Ergebnis einer profungsleistung durch
Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflus­
sen, gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit "nicht ausreichend"
(5,0) beY/ertet; die Feststellung Ober den Täuschungsversuch wird von
der oder dem jeweiligen PrOfenden oder AufsichtrOhrenden getroffen und
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der Prtlfung
stört, kann von der oder dem jeweiligen PrOfenden oder AufsichtrOhren­
den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungs­
leistung ausgeschlossen Y/erden; In diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Die GrOnde
fOr den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden
Fällen kann der Prtlfungsausschuss die Kandldatln oder den Kandidaten
von der Erbringung weiterar PrOfungslelstungen ausschließen. Die
GrOnde sind aktenkundig zu machen.

(4) Die KandidaUn oder der Kandidat kann Innerhalb von 14 Tagen ver~

langen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 vom
profungsausschuss OberprOft werden. Belastende EntSCheidungen sind
unvel"ZOglich schriftlich mitzuteilen, zu begronden und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Entscheidung Ist
Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben.

11. M ast er- PrO fun 9

§ 10
Zulassung und Zulassungsverfahren

(1) Zur Master~Pr()fung kann nur zugelassen werden, wer

1. die in § 2 aufgeführten Zugangsvoraussetzungen erfOm,
2. an der FemUniversität in Hagen far den Studiengang Master of

Computer Science eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG
als Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen ist.

(2) Die Studien- und PrOfungsleistungen der Master·PrOfung werden
studienbegleitend erbracht. FOr jede Protungslelstung ist eine schriftliche
Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforderlich. die spätestens 4
Wochen vor dem Prtlfungstennin erfolgen soll. Diese erfolgt bei
mOndlichen PrOfungen Ober die PrOfenden. Bei der Anmeldung zur
ersten Prtlfung ist von der Kandidatln oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Master-Prllfung beim Prllfungsaus~

schuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklärung darober beizufOgen, ob
bareits eine Master-Prtlfung In einem Studiengang Master of Computer
Science nicht oder endgOltig nicht bestanden worden ist und ob die
Kandidatin oder der Kandidat sich In einem anderen Prtlfungsverfahren
befindet.

(3) Ober die Zulassung entscheidet der PrOfungsausschuss.

(4) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind
oder

2

•

•

§7
PrQfende und BeisItzende

(1) Der profungsausschuss bestellt die PrOfenden und die BeisItzenden.
Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden Obertragen,
PrOfungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und Privat­
dozentinnen und Privatdozenten des Fachbereichs Informatik. Zum
PrOfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, !Ner mindestens die
DiplomprOfung in Informatik oder eine vergleichbare Prüfung abgeJegt
und, sofern nicht zwingende GrUnde eine Abweichung erfordern. in dem
Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezIeht, eine selbständige
Lehrtätigkeit ausgellbt hat. Zum Beisitzenden darf nur bestellt werden,
wer die DiplomprOfung in Informatik oder eine vergleichbare Protung
abgelegt hat und Mitglied oder Angehöriger der FernUniversität in Hagen
ist.

(2) Die PrOfenden sind in ihrer Prtlfungstätigkelt unebhängig.

(3) Die Kandidetin oder der Kandidat kann f()r die Abschlusserbeit und
die mündlichen PrOfungen Prtlfende vorschlagen. Auf die Vorschläge
soll nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden. Die Vorschläge
begrOnden Jedoch keinen Anspruch.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prufungsausschusses sorgt daf()r,
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der Prafenden
rechtzeitig, mindestens zwei wochen vor dem Tennin der jeweiligen
Prafung, bekanntgegeben werden.

(5) Die Prüfenden und Beisitzenden unter1iegen der Amtsverschwiegen·
heit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.
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Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
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(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prtlfungsleistungen, die im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes in demselben
Studiengang, In anderen Studiengängen (mit Ausnahme der in dem
Studiengang erbrachten oder angerechneten Leistungen, dessen
Abschluss nach § 2 Zugangsvorausselzung ist) oder an anderen als
wissenschaftlichen Hochschulen erbracht wurden, werden angerechnet,
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten. Studien·
leistungen und PrOfungsleistungen, die in Studiengängen (mit Ausnahme
der in dem Studiengang erbrachten oder angerechneten Leistungen,
dessen Abschluss nach § 2 Zugangsvoraussetzung ist) an Hochschulen
außerhalb des Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes
erbracht wurden, werden auf Antrag angerechnet, soweit die
Gleichwertigkeit festgestellt wird. Gleichwertigkeit Ist festzustellen, wenn
Studienzeiten, Studienleistungen und PrOfungslelstungen in Inhalt,
Umfang und in den Anforderungen denjenigen des entsprechenden
Studiums an der aufnehmenden Hochschule Im Wesentlichen
entsprechen. Dabei Ist kein schematischer Vergleich, sondern eine
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Für Studien­
und PrOfungsleistungen, die In einem weiterbildenden Studium erbracht
worden sind, gelten die vorstehenden Bestimmungen entsprechend. For
die GleichY/ertigkeit von Studienzeiten, Studienleistungen und
PrUfungsleistungen an ausländischen Hochschulen sind die von der
Kultusministerkonferenz und der Hochschulreklorenkonferenz gebilligten
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Im Obrigen kann bel Zweifeln an der
Gleichwertigkeit die ZentralsteIJe tar ausländisches Bildungswesen ge~

hört werden.

(2) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Sludienleistungen und PrO·
fungsleistungen in staatlich anerkannten Femstudien oder In vom Land
Nordrhein-Westralen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheilen gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Far das Im Studium vorgesehene Programmierpraktikum bzw.
Fachpraktikum der Infonnatik (§ 12 Abs. 1 Nr. 3) können abweichend zu
Absatz 1 auf Antrag auch gleichwertige Praktikumsleistungen aus dem
Studiengang, dessen Abschluss Zugangsvoraussetzung nach § 2 ist,
oder gleichwertige berufspraktische Leistungen angerechnet werden.

(4) Zuständig tar Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 3 ist der prü·
fungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind zu­
ständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hören.

(5) Werden Studienleistungen und PrOfungsleistungen angerechnet, 50

gelten die zugehörigen Leistungspunkte als erworben und sind die Noten
- soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu Obernehmen und in die
Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren

Notensystemen wird der Vennerk "bestanden" aufgenommen. Die
Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.

(6) Die Studenlin oder der Student hat die für die Anrechnung
erforderlid"len Unter1agen vorzulegen.

§9
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine Woche
vor dem jeY/eiligen Prufungstennin von einer Prüfung abmelden. Danach
gilt eine Prtlfungslelstung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet,
wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu einem Prtlfungstennin ohne
tr1ftige Grunde nicht erSCheint oder wenn sie oder er nach Beginn der
Prüfung ohne trtftige Gründe von der profung zurocktritt. Dasselbe gilt,
wenn eine schriftliche PrDfungsleistung nicht innerhalb der
vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wirt!.

(2) Die tur den ROcktritt oder des Versäumnis geltend gemachten
Grande mOssen dem Prüfungseusschuss unverzllglich schriftlich ange~

zeigt und glaubhaft gemachi werden. Bel Krankheit kenn die Vorlage
eines ärztlichen Attestes verlengt wert!en. Die oder der Vorsitzende des
PrOfungsausschusses kann im Einzelfall die Vor1ege eines Attestes einer
vom Prüfungsausschuss benennten Vertrauensärztin oder eines vom
Prüfungseusschuss benannten Vertrauensarztes ver1angen. Erkennt der
Prtlfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandi~

daten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die be~

reits vorliegenden Prufungsergebnlsse sind In diesem Fall anzurechnen.

(3) Bel einem Versuch, des Ergebnis einer profungsleistung durch
Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflus­
sen, gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit "nicht ausreichend"
(5,0) beY/ertet; die Feststellung Ober den Täuschungsversuch wird von
der oder dem jeweiligen PrOfenden oder AufsichtrOhrenden getroffen und
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der Prtlfung
stört, kann von der oder dem jeweiligen PrOfenden oder AufsichtrOhren­
den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungs­
leistung ausgeschlossen Y/erden; In diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Die GrOnde
fOr den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden
Fällen kann der Prtlfungsausschuss die Kandldatln oder den Kandidaten
von der Erbringung weiterar PrOfungslelstungen ausschließen. Die
GrOnde sind aktenkundig zu machen.

(4) Die KandidaUn oder der Kandidat kann Innerhalb von 14 Tagen ver~

langen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 vom
profungsausschuss OberprOft werden. Belastende EntSCheidungen sind
unvel"ZOglich schriftlich mitzuteilen, zu begronden und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Entscheidung Ist
Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben.

11. Mast er- PrO fun 9

§ 10
Zulassung und Zulassungsverfahren

(1) Zur Master~Pr()fung kann nur zugelassen werden, wer

1. die in § 2 aufgeführten Zugangsvoraussetzungen erfOm,
2. an der FemUniversität in Hagen far den Studiengang Master of

Computer Science eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG
als Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen ist.

(2) Die Studien- und PrOfungsleistungen der Master·PrOfung werden
studienbegleitend erbracht. FOr jede Protungslelstung ist eine schriftliche
Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforderlich. die spätestens 4
Wochen vor dem Prtlfungstennin erfolgen soll. Diese erfolgt bei
mOndlichen PrOfungen Ober die PrOfenden. Bei der Anmeldung zur
ersten Prtlfung ist von der Kandidatln oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Master-Prllfung beim Prllfungsaus~

schuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklärung darober beizufOgen, ob
bareits eine Master-Prtlfung In einem Studiengang Master of Computer
Science nicht oder endgOltig nicht bestanden worden ist und ob die
Kandidatin oder der Kandidat sich In einem anderen Prtlfungsverfahren
befindet.

(3) Ober die Zulassung entscheidet der PrOfungsausschuss.

(4) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind
oder

2

•

•
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b)	 die Unter1agen unvollständig sind oder 
c)	 die Kandidatln oder der Kandidat eine Master-PrOfung in einem 

Studiengang Master of Computer Sclence an einer Hochschule 
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes endgDltlg 
nicht bestanden hat oder 

d)	 die Kandidatin oder der Kandidat sich bereIts en einer anderen 
Hochschule In einem profungsverfahren im selben Studiengang 
befindet. 

§ 11 
Studieninhalte. die Kataloge Bund M und Ihre Bereiche und Regeln 

(1) Als Studieninhalte für den Studiengang sind Module aus eInem 
Katalog B und einem Katalog M nach näherer Regelung der 
Studienordnung, wahlweise ein Programmierpraktikum oder ein 
Fachpraktikum der Informatik und ein Seminar In Informatik vorgesehen. 
Ein Modul besteht dabei aus einem Kurs Im Umfang von 6 SWS 
(einschließlich Übungen) oder aus einer zulässigen Kombination von 
zwei Kursen im Umfang von Je\Y8i1s 3 SWS (einschließlich Übungen). 
Die Kataloge Bund M gliedern sich jeweils in die fOnf Bereiche 

B1/M1 Grundlagen der Informatik 
821M2 Computersysteme 
B3/M3 Informationssysteme und KOnstllche Intelligenz 
B4/M4 Software Engineering und Programmiersprachen 
B5/M5 Betriebssysteme, Verteilte und Kooperative Systeme. 

• 
Die Bereiche Mi bis M5 bestehen aus Stammkursen und SpezIalkursen 
nach näherer Regelung der Studienordnung. Ein Modul ist Stamm-Modul 
wenn es aus einem Stammkurs bestehl. 

(2)	 Aus den Katalogen B oder M sind fOnf Module, In denen kein Kurs 
mehrfach auftreten darf, zu wählen und fOr die erforder1lchen 
Leistungsnachweise gemäß § 12 und als Gegenstände der 
FachprOfungen gemäß § 13 zu verwenden. Die Auswahl und 
Verwendung der Module muss dabei den in den Absätzen 3 bzw. 4 
beschriebenen Regeln genOgen. 

(3) Einer der Bereiche Mi bis M5 des Katalogs M Ist als 
Vertiefungsbereich zu wählen. Aus dem Vertiefungsbereich sind 
mindestens zwei Module, davon mindestens ein Stamm-Modul zu 
wählen. Aus zwei weiteren Bereichen ist Jeweils mindestens ein Stamm­
Modul oder ein Modul aus Katalog B zu wählen. Aus dem Katalog B 
können höchstens zwei Module gewählt werden. 

(4) Zu zwei Modulen aus den Katalogen B oder M Ist Jeweils ein 
Leistungsnachweis gemäß § 12 zu erbringen. Drei Module aus Katalog 
M sind fOr die drei FachprDfungen der Master·Prtlfung gemäß § 13 zu 
verwenden. Dabei sind mindestens zwei Fachprtlfungen aber Jeweils ein 
Modul aus dem Vertlefungsberelch abzulegen. 

•	 
§ 12 

Leistungsnachweise 

(1) Im Studiengang muss zu folgenden Modulen und Lehrver­
anstaltungen nach näherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein 
Leistungsnachweis erbracht werden. Die Regelungen nach § 11 Abs. 2 
bis 4 sind dabei zu beachten. FOr einen solchen Leistungsnachweis 
werden LeIstungspunkte gemäß der nachfolgenden Aufstellung 
vergeben: 

1.	 Modul 1 aus dem Katalog 8 oder dem Katalog M 
(8 LeIstungspunkte) 

2.	 Modul 2 aus dem Katalog 8 oder dem Katalog M 
(8 LeIstungspunkte) 

3.	 Programmlerpraktikum oder Fachpraktikum der Informatik 
(8 Leistungspunkte) 

4.	 Seminar in Informatik (4 Leistungspunkte). 

Aus Leistungsnachweisen können Leistungspunkte nur erworben 
werden. wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrveranstaltung 
eines frOheren Semesters oder aus einer dafür angerechneten Studien­
oder PrOfungsleistung vor1iegen. 

(2)	 Far die Bewertung gilt § 17 Abs. 1 entsprechend. 

§ 13 
Umfang und Art der Master-PrOfung 

(1) Die Master-Prüfung besieht aus den Fachprtlfungen nach Absatz 2 
und der Abschlussarbeit nach § 14. 

(2) Die FachprOfungen erstrecken sich auf die Fächer: 

1. Wah~ach I 
2. Weh~ach 11 
3. Wahlfach 11I. 

FOr Jede nach § 17 Abs. 1 mit mindestens ausreichend (4.0) bewertete 
PrOfungslelstung einer Fachprot'ung werden Leistungspunkte gemäß 
Absatz 3 vergeben. Wiederholungen bestandener PrOfungslelstungen 
aufgrund eines Freiversuchs nach § 18 Abs. 9 werden dabei nicht 
bertlckslchtigt. 

(3) Die Fachprtlfungen Wahlfach I bis Wahlfach 11I sind jeweils eine 
mandliche PrOfung (8 Leistungspunkte) aber ein Modul aus Katalog M 
der Studienordnung. Die Regelungen nach § 11 Abs. 2 bis 4 sind dabei 
zu beachten. 

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Attest 
glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauemder oder ständiger 
körper1lcher Behinderung nicht In der Lage ist, die Prtlfung ganz oder 
teilweise In der vorgesehenen Form abzulegan, hat die oder der Vor­
sitzende des PrOfungsausschusses zu gestatten, gleichwertige Prtl~ 

fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt 
tor StudIenleistungen. 

§14 
Abschlussarbeit 

(1) Die Abschlussarbeit Ist eine Prtlfungsarbelt In Informatik. Sie soll 
zeigen. dass die Kandidatin oder der Kandidat grtlndllche 
Fachkenntnisse erworben hat und In der Lage ist. Innerhalb einer 
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach 
wissenschaftJlchen Methoden zu bearbeiten. FOr eine nach § 15 mit 
mindestens ausreichend (4,0) bewertete Abschlussarbeit werden 16 
Leistungspunkte vergeben. 

(2) Die Abschlussarbeit kann ausgegeben werden, sobald zwei der drei 
Fachprtlfungen nach § 13 Abs. 2 bestanden sind. 

(3) Die Abschlussarbeit wfrd von einer oder einem PrOfenden gemäß 
§ 7 Abs. 1 des Fachbereichs Informatik ausgegeben und betreut. 
Prtlfende können dartlber hinaus auch promovlarte wfssenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs sein. sofem der 
Fachbereichsrat dazu einen entsprechenden Lehrauftrag erteilt. Die oder 
der Prtlfende wird vom Prtlfungsausschuss bestellt. Soll die 
Abschlussarbeit In einer Einrichtung ausserhalb der Hochschule 
durchgefOhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des 
Vorsitzenden des Prtlfungsausschusses. Den Kandidatinnen und 
Kandidaten Ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge rar das Thema der 
AbschlussarbeIt zu machen. 

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prtlfungsausschusses 
dafar, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeitig ein Thema rar 
eine Abschlussarbeit erhält. 

(5) Die Ausgebe des Themas der Abschlussarbeit erfolgt aber die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des PrOfungsausschusses. Der 
Zeitpunkt der Ausgabe Ist aktenkundig zu machen. 

(6) Die Bearbeitungszeit tür die Abschlussarbeit beträgt drei Monate. 
Thema, AufgabensteIlung und Umfang der Abschlussarbeit sind von der 
oder dem Betreuenden so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung 
der Abschlussarbeit eingehalten werden kann. Das Thema kann nur 
einmal und nur innerhalb des ersten Monats der Bearbeitungszeit 
zurückgegeben werden. Im Einzelfall kann der PrOfungsausschuss auf 
begrOndeten Antrag die Bearbeitungszeit um bis zu drei Wochen 
ver1ängem. FOr Tellzeitstudierende kann der Prtlfungsausschuss 
darOber hinaus ausnahmsweise eine weitere Nachfrist von bis zu drei 
Wochen gewähren. 

(7) Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder der 
Kandidat schriftlich zu versichern. dass sie oder er die Arbeit selbständig 
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel 
benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat. 

§ 15 
Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit 

(1) Die Abschlussarbeit soll ohne Anlagen einen Umfang von 70 Selten 
nicht Oberschreiten. Sie ist frJstgemäß beim Prüfungsausschuss In drei~ 

facher Ausfertigung abzuliefem; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu 
machen. Wird die AbschlussarbeJt nicht fristgemäß abgeliefert. gilt sie 
ars mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. 
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•

•

b) die Unter1agen unvollständig sind oder
c) die Kandidatln oder der Kandidat eine Master-PrOfung in einem

Studiengang Master of Computer Sclence an einer Hochschule
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes endgDltlg
nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich bereIts en einer anderen
Hochschule In einem profungsverfahren im selben Studiengang
befindet.

§ 11
Studieninhalte. die Kataloge Bund M und Ihre Bereiche und Regeln

(1) Als Studieninhalte für den Studiengang sind Module aus eInem
Katalog B und einem Katalog M nach näherer Regelung der
Studienordnung, wahlweise ein Programmierpraktikum oder ein
Fachpraktikum der Informatik und ein Seminar In Informatik vorgesehen.
Ein Modul besteht dabei aus einem Kurs Im Umfang von 6 SWS
(einschließlich Übungen) oder aus einer zulässigen Kombination von
zwei Kursen im Umfang von Je\Y8i1s 3 SWS (einschließlich Übungen).
Die Kataloge Bund M gliedern sich jeweils in die fOnf Bereiche

B1/M1 Grundlagen der Informatik
821M2 Computersysteme
B3/M3 Informationssysteme und KOnstllche Intelligenz
B4/M4 Software Engineering und Programmiersprachen
B5/M5 Betriebssysteme, Verteilte und Kooperative Systeme.

Die Bereiche Mi bis M5 bestehen aus Stammkursen und SpezIalkursen
nach näherer Regelung der Studienordnung. Ein Modul ist Stamm-Modul
wenn es aus einem Stammkurs bestehl.

(2) Aus den Katalogen B oder M sind fOnf Module, In denen kein Kurs
mehrfach auftreten darf, zu wählen und fOr die erforder1lchen
Leistungsnachweise gemäß § 12 und als Gegenstände der
FachprOfungen gemäß § 13 zu verwenden. Die Auswahl und
Verwendung der Module muss dabei den in den Absätzen 3 bzw. 4
beschriebenen Regeln genOgen.

(3) Einer der Bereiche Mi bis M5 des Katalogs M Ist als
Vertiefungsbereich zu wählen. Aus dem Vertiefungsbereich sind
mindestens zwei Module, davon mindestens ein Stamm-Modul zu
wählen. Aus zwei weiteren Bereichen ist Jeweils mindestens ein Stamm­
Modul oder ein Modul aus Katalog B zu wählen. Aus dem Katalog B
können höchstens zwei Module gewählt werden.

(4) Zu zwei Modulen aus den Katalogen B oder M Ist Jeweils ein
Leistungsnachweis gemäß § 12 zu erbringen. Drei Module aus Katalog
M sind fOr die drei FachprDfungen der Master·Prtlfung gemäß § 13 zu
verwenden. Dabei sind mindestens zwei Fachprtlfungen aber Jeweils ein
Modul aus dem Vertlefungsberelch abzulegen.

§ 12
Leistungsnachweise

(1) Im Studiengang muss zu folgenden Modulen und Lehrver­
anstaltungen nach näherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein
Leistungsnachweis erbracht werden. Die Regelungen nach § 11 Abs. 2
bis 4 sind dabei zu beachten. FOr einen solchen Leistungsnachweis
werden LeIstungspunkte gemäß der nachfolgenden Aufstellung
vergeben:

1. Modul 1 aus dem Katalog 8 oder dem Katalog M
(8 LeIstungspunkte)

2. Modul 2 aus dem Katalog 8 oder dem Katalog M
(8 LeIstungspunkte)

3. Programmlerpraktikum oder Fachpraktikum der Informatik
(8 Leistungspunkte)

4. Seminar in Informatik (4 Leistungspunkte).

Aus Leistungsnachweisen können Leistungspunkte nur erworben
werden. wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrveranstaltung
eines frOheren Semesters oder aus einer dafür angerechneten Studien­
oder PrOfungsleistung vor1iegen.

(2) Far die Bewertung gilt § 17 Abs. 1 entsprechend.

§ 13
Umfang und Art der Master-PrOfung

(1) Die Master-Prüfung besieht aus den Fachprtlfungen nach Absatz 2
und der Abschlussarbeit nach § 14.

(2) Die FachprOfungen erstrecken sich auf die Fächer:

1. Wah~ach I
2. Weh~ach 11
3. Wahlfach 11I.

FOr Jede nach § 17 Abs. 1 mit mindestens ausreichend (4.0) bewertete
PrOfungslelstung einer Fachprot'ung werden Leistungspunkte gemäß
Absatz 3 vergeben. Wiederholungen bestandener PrOfungslelstungen
aufgrund eines Freiversuchs nach § 18 Abs. 9 werden dabei nicht
bertlckslchtigt.

(3) Die Fachprtlfungen Wahlfach I bis Wahlfach 11I sind jeweils eine
mandliche PrOfung (8 Leistungspunkte) aber ein Modul aus Katalog M
der Studienordnung. Die Regelungen nach § 11 Abs. 2 bis 4 sind dabei
zu beachten.

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Attest
glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauemder oder ständiger
körper1lcher Behinderung nicht In der Lage ist, die Prtlfung ganz oder
teilweise In der vorgesehenen Form abzulegan, hat die oder der Vor­
sitzende des PrOfungsausschusses zu gestatten, gleichwertige Prtl~

fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt
tor StudIenleistungen.

§14
Abschlussarbeit

(1) Die Abschlussarbeit Ist eine Prtlfungsarbelt In Informatik. Sie soll
zeigen. dass die Kandidatin oder der Kandidat grtlndllche
Fachkenntnisse erworben hat und In der Lage ist. Innerhalb einer
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach
wissenschaftJlchen Methoden zu bearbeiten. FOr eine nach § 15 mit
mindestens ausreichend (4,0) bewertete Abschlussarbeit werden 16
Leistungspunkte vergeben.

(2) Die Abschlussarbeit kann ausgegeben werden, sobald zwei der drei
Fachprtlfungen nach § 13 Abs. 2 bestanden sind.

(3) Die Abschlussarbeit wfrd von einer oder einem PrOfenden gemäß
§ 7 Abs. 1 des Fachbereichs Informatik ausgegeben und betreut.
Prtlfende können dartlber hinaus auch promovlarte wfssenschaftliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs sein. sofem der
Fachbereichsrat dazu einen entsprechenden Lehrauftrag erteilt. Die oder
der Prtlfende wird vom Prtlfungsausschuss bestellt. Soll die
Abschlussarbeit In einer Einrichtung ausserhalb der Hochschule
durchgefOhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des
Vorsitzenden des Prtlfungsausschusses. Den Kandidatinnen und
Kandidaten Ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge rar das Thema der
AbschlussarbeIt zu machen.

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prtlfungsausschusses
dafar, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeitig ein Thema rar
eine Abschlussarbeit erhält.

(5) Die Ausgebe des Themas der Abschlussarbeit erfolgt aber die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des PrOfungsausschusses. Der
Zeitpunkt der Ausgabe Ist aktenkundig zu machen.

(6) Die Bearbeitungszeit tür die Abschlussarbeit beträgt drei Monate.
Thema, AufgabensteIlung und Umfang der Abschlussarbeit sind von der
oder dem Betreuenden so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung
der Abschlussarbeit eingehalten werden kann. Das Thema kann nur
einmal und nur innerhalb des ersten Monats der Bearbeitungszeit
zurückgegeben werden. Im Einzelfall kann der PrOfungsausschuss auf
begrOndeten Antrag die Bearbeitungszeit um bis zu drei Wochen
ver1ängem. FOr Tellzeitstudierende kann der Prtlfungsausschuss
darOber hinaus ausnahmsweise eine weitere Nachfrist von bis zu drei
Wochen gewähren.

(7) Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder der
Kandidat schriftlich zu versichern. dass sie oder er die Arbeit selbständig
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat.

§ 15
Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit

(1) Die Abschlussarbeit soll ohne Anlagen einen Umfang von 70 Selten
nicht Oberschreiten. Sie ist frJstgemäß beim Prüfungsausschuss In drei~

facher Ausfertigung abzuliefem; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu
machen. Wird die AbschlussarbeJt nicht fristgemäß abgeliefert. gilt sie
ars mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.
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•

•

b) die Unter1agen unvollständig sind oder
c) die Kandidatln oder der Kandidat eine Master-PrOfung in einem

Studiengang Master of Computer Sclence an einer Hochschule
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes endgDltlg
nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich bereIts en einer anderen
Hochschule In einem profungsverfahren im selben Studiengang
befindet.

§ 11
Studieninhalte. die Kataloge Bund M und Ihre Bereiche und Regeln

(1) Als Studieninhalte für den Studiengang sind Module aus eInem
Katalog B und einem Katalog M nach näherer Regelung der
Studienordnung, wahlweise ein Programmierpraktikum oder ein
Fachpraktikum der Informatik und ein Seminar In Informatik vorgesehen.
Ein Modul besteht dabei aus einem Kurs Im Umfang von 6 SWS
(einschließlich Übungen) oder aus einer zulässigen Kombination von
zwei Kursen im Umfang von Je\Y8i1s 3 SWS (einschließlich Übungen).
Die Kataloge Bund M gliedern sich jeweils in die fOnf Bereiche

B1/M1 Grundlagen der Informatik
821M2 Computersysteme
B3/M3 Informationssysteme und KOnstllche Intelligenz
B4/M4 Software Engineering und Programmiersprachen
B5/M5 Betriebssysteme, Verteilte und Kooperative Systeme.

Die Bereiche Mi bis M5 bestehen aus Stammkursen und SpezIalkursen
nach näherer Regelung der Studienordnung. Ein Modul ist Stamm-Modul
wenn es aus einem Stammkurs bestehl.

(2) Aus den Katalogen B oder M sind fOnf Module, In denen kein Kurs
mehrfach auftreten darf, zu wählen und fOr die erforder1lchen
Leistungsnachweise gemäß § 12 und als Gegenstände der
FachprOfungen gemäß § 13 zu verwenden. Die Auswahl und
Verwendung der Module muss dabei den in den Absätzen 3 bzw. 4
beschriebenen Regeln genOgen.

(3) Einer der Bereiche Mi bis M5 des Katalogs M Ist als
Vertiefungsbereich zu wählen. Aus dem Vertiefungsbereich sind
mindestens zwei Module, davon mindestens ein Stamm-Modul zu
wählen. Aus zwei weiteren Bereichen ist Jeweils mindestens ein Stamm­
Modul oder ein Modul aus Katalog B zu wählen. Aus dem Katalog B
können höchstens zwei Module gewählt werden.

(4) Zu zwei Modulen aus den Katalogen B oder M Ist Jeweils ein
Leistungsnachweis gemäß § 12 zu erbringen. Drei Module aus Katalog
M sind fOr die drei FachprDfungen der Master·Prtlfung gemäß § 13 zu
verwenden. Dabei sind mindestens zwei Fachprtlfungen aber Jeweils ein
Modul aus dem Vertlefungsberelch abzulegen.

§ 12
Leistungsnachweise

(1) Im Studiengang muss zu folgenden Modulen und Lehrver­
anstaltungen nach näherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein
Leistungsnachweis erbracht werden. Die Regelungen nach § 11 Abs. 2
bis 4 sind dabei zu beachten. FOr einen solchen Leistungsnachweis
werden LeIstungspunkte gemäß der nachfolgenden Aufstellung
vergeben:

1. Modul 1 aus dem Katalog 8 oder dem Katalog M
(8 LeIstungspunkte)

2. Modul 2 aus dem Katalog 8 oder dem Katalog M
(8 LeIstungspunkte)

3. Programmlerpraktikum oder Fachpraktikum der Informatik
(8 Leistungspunkte)

4. Seminar in Informatik (4 Leistungspunkte).

Aus Leistungsnachweisen können Leistungspunkte nur erworben
werden. wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrveranstaltung
eines frOheren Semesters oder aus einer dafür angerechneten Studien­
oder PrOfungsleistung vor1iegen.

(2) Far die Bewertung gilt § 17 Abs. 1 entsprechend.

§ 13
Umfang und Art der Master-PrOfung

(1) Die Master-Prüfung besieht aus den Fachprtlfungen nach Absatz 2
und der Abschlussarbeit nach § 14.

(2) Die FachprOfungen erstrecken sich auf die Fächer:

1. Wah~ach I
2. Weh~ach 11
3. Wahlfach 111.

FOr Jede nach § 17 Abs. 1 mit mindestens ausreichend (4.0) bewertete
PrOfungslelstung einer Fachprot'ung werden Leistungspunkte gemäß
Absatz 3 vergeben. Wiederholungen bestandener PrOfungslelstungen
aufgrund eines Freiversuchs nach § 18 Abs. 9 werden dabei nicht
bertlckslchtigt.

(3) Die Fachprtlfungen Wahlfach I bis Wahlfach 111 sind jeweils eine
mandliche PrOfung (8 Leistungspunkte) aber ein Modul aus Katalog M
der Studienordnung. Die Regelungen nach § 11 Abs. 2 bis 4 sind dabei
zu beachten.

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Attest
glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauemder oder ständiger
körper1lcher Behinderung nicht In der Lage ist, die Prtlfung ganz oder
teilweise In der vorgesehenen Form abzulegan, hat die oder der Vor­
sitzende des PrOfungsausschusses zu gestatten, gleichwertige Prtl~

fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt
tor StudIenleistungen.

§14
Abschlussarbeit

(1) Die Abschlussarbeit Ist eine Prtlfungsarbelt In Informatik. Sie soll
zeigen. dass die Kandidatin oder der Kandidat grtlndllche
Fachkenntnisse erworben hat und In der Lage ist. Innerhalb einer
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach
wissenschaftJlchen Methoden zu bearbeiten. FOr eine nach § 15 mit
mindestens ausreichend (4,0) bewertete Abschlussarbeit werden 16
Leistungspunkte vergeben.

(2) Die Abschlussarbeit kann ausgegeben werden, sobald zwei der drei
Fachprtlfungen nach § 13 Abs. 2 bestanden sind.

(3) Die Abschlussarbeit wfrd von einer oder einem PrOfenden gemäß
§ 7 Abs. 1 des Fachbereichs Informatik ausgegeben und betreut.
Prtlfende können dartlber hinaus auch promovlarte wfssenschaftliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs sein. sofem der
Fachbereichsrat dazu einen entsprechenden Lehrauftrag erteilt. Die oder
der Prtlfende wird vom Prtlfungsausschuss bestellt. Soll die
Abschlussarbeit In einer Einrichtung ausserhalb der Hochschule
durchgefOhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des
Vorsitzenden des Prtlfungsausschusses. Den Kandidatinnen und
Kandidaten Ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge rar das Thema der
AbschlussarbeIt zu machen.

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prtlfungsausschusses
dafar, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeitig ein Thema rar
eine Abschlussarbeit erhält.

(5) Die Ausgebe des Themas der Abschlussarbeit erfolgt aber die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des PrOfungsausschusses. Der
Zeitpunkt der Ausgabe Ist aktenkundig zu machen.

(6) Die Bearbeitungszeit tür die Abschlussarbeit beträgt drei Monate.
Thema, AufgabensteIlung und Umfang der Abschlussarbeit sind von der
oder dem Betreuenden so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung
der Abschlussarbeit eingehalten werden kann. Das Thema kann nur
einmal und nur innerhalb des ersten Monats der Bearbeitungszeit
zurückgegeben werden. Im Einzelfall kann der PrOfungsausschuss auf
begrOndeten Antrag die Bearbeitungszeit um bis zu drei Wochen
ver1ängem. FOr Tellzeitstudierende kann der Prtlfungsausschuss
darOber hinaus ausnahmsweise eine weitere Nachfrist von bis zu drei
Wochen gewähren.

(7) Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder der
Kandidat schriftlich zu versichern. dass sie oder er die Arbeit selbständig
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat.

§ 15
Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit

(1) Die Abschlussarbeit soll ohne Anlagen einen Umfang von 70 Selten
nicht Oberschreiten. Sie ist frJstgemäß beim Prüfungsausschuss In drei~

facher Ausfertigung abzuliefem; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu
machen. Wird die AbschlussarbeJt nicht fristgemäß abgeliefert. gilt sie
ars mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.
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(2) Die Abschlussarbeit Ist von zwei PrOfenden zu begutachten und zu 
bewerten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den PrOfenden 
gehören. Dje oder der zweite PrOfende wird von der oder dem 
Vorsitzenden des PrOfungsausschusses bestimmt. Die einzelne 
Bewertung ist entsprechend § 17 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu 
begronden. Die Note der Abschlussarbelt wird aus dem arithmetischen 
Mittel der EInzelbewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr 
als 2,0 beträgt. Beträgt die Differenz mehr als 2,0, wird vom 
profungsausschuss eine dritte PrOferin oder ein dritter PrOfer zur 
Bewertung der Abschlussarbeit bestimmt. In diesem Fall wird die Note 
der Abschlussarbeil aus dem arithmetischen Mittel der belden besseren 
Noten gebildet. Die AbschlussarbeIt kann jedoch nur dann als 
"ausreichend" (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei 
Noten "ausreichend" (4,0) oder besser sind. 

(3) Die Bewertung ist den Studierenden nach spätestens acht Wochen 
mitzuteilen. 

§16 
MOndllche PrOfungen 

(1) In den mOndlichen Pl'Ofungen soll die Kandldatin oder der Kandidat 
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des 
Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. Durch die mOndlichen Prüfungen 
soll ferner festgestellt werden, ob Ober breites Grundlagenwissen verfagt 
wird. 

(2) MOndliche Prüfungen werden entweder vor einer oder einem PrO­
fenden in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder 
vor zwei PrOfenden (Kollegialprüfung) als EinzelprOfung abgelegl Bei 
einer KollegialprOfung, die sich über den Inhalt mehrerer Kurse erstreckt, 
wird die Kandidat!n oder der Kandidat zu jedem Kurs grundsätzlich nur 
von einer oder einem Prüfenden geproft. Bei einer PrOfung durch eine 
oder einen Prilfenden Ist vor der Festsetzung der Note gemäß § 17 Abs. 
1 die oder der Beisitzende zu hören. Bei einer KolieglalprOfung legen die 
Prüfenden die Note gemeinsem fest. 

(3) Die mUndliche Prüfung über ein Modul dauert in der Regel 
mindestens 15 und höchstens 25 Minuten. 

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind In einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung 
ist der Kandidalin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mOndliche 
Prüfung bekanntzugeben. 

(5) Wer sich in einem späteren PrOfungstermin der gleichen mUndlichen 
PrOfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als ZUhörende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn, 
die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt 
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des PrOfungsergebnisses. 

§ 17 
Bewertung der PrOfungslelstungen, Bildung der Noten 

und Bestehen der Master·Prüfung 

(1) Die Noten rar die einzelnen Fachprüfungen werden von den Je­
weiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten 
zu verwenden: 

1 = sehr gut eine hervorragende Leistung; 
2 = gut eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend	 eine Leistung, die wegen erheblicher 

Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genOgt. 

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 können 
Zwischenwerte gebildet werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei 
ausgeschlossen. 

(2) Eine Fachplilfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens 
"ausreichend" (4,0) bewertet ist. 

(3) Die Master~PrOfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs~ 

nachweise nach § 12 Abs. 1 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen nach § 
13 Abs. 2 bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 15 mit 
mindestens "ausreichend" bewertet wurde. 

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Master-Prüfung errechnet sich 

aus dem Durchschnitt der Noten der FachprQfungen und der Note der
 
Abschlussarbeit. Die GesBmtnote lautet
 

bsl einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut,
 
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5 = gut.
 
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5 = befMedlgend.
 
bei einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0 = ausreichend.
 

(5) Bei der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle
 
hinter dem Komma belilckslchtigt; alle weiteren Stellen werden ohne
 
Rundung gestrichen.
 

(6) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" nach Absatz 4 wird das Ge~
 

samturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die
 
Abschlussarbeit mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt der Noten der
 
Fachprüfungen nicht schlechter als 1,5 ist.
 

§18 
Wiederholung von PrOfungslelstungen der Master~Prüfung,
 

Freiversuch
 

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann eine PrOfungsleistung der
 
Master·PrOfung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt,
 
zweimal wiederholt werden. Eine mit "nicht ausreichend" bewertete
 
Abschlussarbeit kann einmal wiederholt werden. Eine ROckgabe des
 
Themas der Abschlussarbeit In der in § 14 Abs. 6 genannten Frist Ist
 
jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der
 
Anfertigung der ersten Abschlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen
 
Gebrauch gemacht hatte. Außer bei Freiversuchen nach Absatz 4 Ist die
 
Wiederholung einer bestandenen PrQfungsleistung nicht zulässig. Die
 
oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses erteilt der Kandidatin
 
oder dem Kandidaten hierOber einen schriftlichen Bescheid, der auch
 •darüber Auskunft gibt, ob die PrOfungsleistung wiederholt werden kann. 

(2) Eine zweite Wiederholung der Abschlussarbeit ist ausgeschlossen. 

(3) Legt eine Kandidatin oder ein Kandidat innerhalb der Regelstudien· 
zeit zu dem in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt und nach 
ununterbrochenem Studium eine Profungsleistung In den Wahlfächern 
nach § 13 Abs. 2 ab und besteht sie oder er diese Prüfung nicht, so gilt 
sie als nicht untsmommen (Frelversuch). Ein zweiter Freivel"8uch Ist 
ausgeschlossen, Satz 1 gilt nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines 
ordnungswidrigen Verhaltens, Insbesondere eines Täuschungsversuchs, 
fOr nicht bestanden erklärt wurde. 

(4) Die drei Prüfungsleistungen zu den Fachprofungen nach § 13 Abs. 2 
werden Jeweils als Freiversuch gewertet, wenn die erste 
Prüfungsleistung innerhalb von eInem Fachsemester, die zweite 
PrOfungsleiswng innerhalb von zwei Fachsemeslern und die dritte 
PrOfungsleistung innerhalb von drei Fachsemestern abgelegt werden. 
Dabei werden Fachsemester Im Teilzeitstatus nur zur Hälfte gezählt. 

(5) Bei der Berechnung des In Absatz 4 Satz 1 genannten Zeitpunktes 
bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als Unter· 
brechung, wahrend derer die Kandldatin oder der Kandidat nachweislich 
wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden 
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist Insbesondere 
anzunehmen. wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die •Voriesungszeit fallen. FOr den Fall der El1:.rankung ist es erforderiich, 
dass die Kandidatin oder der Kandidat unverzQglich eine amtsärzUiche 
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsärzUiche 
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus 
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt. 

(6) UnberQckslchtigt bleiben auch ein Auslandsstudium bis zu drei 
Semestem, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an 
einer ausländischen Hochschule für das Studienfach, in dem sie oder er 
die Freiversuchsregelung In Anspruch nehmen möchte, eingeschrieben 
war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfange, in der 
Regel von mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und je 
Semester mindestens einen Leistungsnachweis erworben hat. 

(7) Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang, höchstens 
jedoch bis zu zwei Semestern, unberOckslchtigt, wenn die Kandidatin 
oder der Kandidat nachweislich wahrend dieser Zeit als gewähltes Mit· 
glied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen 
Organen der Hochschule tätig war. 

(8) Unberücksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge eIner 
Behinderung, höchstens jedoch bis zu vier Semestern. 

(9) Wer eine Prüfungsleistung bei Voriiegen der Voraussetzungen nach 
den Absätzen 3 bis 8 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note 
die Prüfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Die Prtlfung 
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aus dem Durchschnitt der Noten der FachprQfungen und der Note der
Abschlussarbeit. Die GesBmtnofe lautet

(5) Bei der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle
hinter dem Komma belilckslchtigt; alle weiteren Stellen werden ohne
Rundung gestrichen.

(6) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" nach Absatz 4 wird das Ge~

samturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die
Abschlussarbeit mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt der Noten der
Fachprüfungen nicht schlechter als 1,5 ist.

(2) Die Abschlussarbeit Ist von zwei PrOfenden zu begutachten und zu
bewerten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den PrOfenden
gehören. Dje oder der zweite PrOfende wird von der oder dem
Vorsitzenden des PrOfungsausschusses bestimmt. Die einzelne
Bewertung ist entsprechend § 17 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu
begronden. Die Note der Abschlussarbelt wird aus dem arithmetischen
Mittel der EInzelbewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr
als 2,0 beträgt. Beträgt die Differenz mehr als 2,0, wird vom
profungsausschuss eine dritte PrOferin oder ein dritter PrOfer zur
Bewertung der Abschlussarbeit bestimmt. In diesem Fall wird die Note
der Abschlussarbeil aus dem arithmetischen Mittel der belden besseren
Noten gebildet. Die AbschlussarbeIt kann jedoch nur dann als
"ausreichend" (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei
Noten "ausreichend" (4,0) oder besser sind.

(3) Die Bewertung ist den Studierenden nach spätestens acht Wochen
mitzuteilen.

bsl einem Durchschnitt bis 1,5 =
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5 =
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5 =
bei einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0 =

sehr gut,
gut.
befMedlgend.
ausreichend.

4 = ausreichend

5 = nicht ausreichend

3 = befriedigend

1 = sehr gut
2 = gut

•

•

(5) Bei der Berechnung des In Absatz 4 Satz 1 genannten Zeitpunktes
bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als Unter·
brechung, wahrend derer die Kandldatin oder der Kandidat nachweislich
wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist Insbesondere
anzunehmen. wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die
Voriesungszeit fallen. FOr den Fall der El1:.rankung ist es erforderiich,
dass die Kandidatin oder der Kandidat unverzQglich eine amtsärzUiche
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsärzUiche
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt.

(6) UnberQckslchtigt bleiben auch ein Auslandsstudium bis zu drei
Semestem, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an
einer ausländischen Hochschule für das Studienfach, in dem sie oder er
die Freiversuchsregelung In Anspruch nehmen möchte, eingeschrieben
war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfange, in der
Regel von mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und je
Semester mindestens einen Leistungsnachweis erworben hat.

§18
Wiederholung von PrOfungslelstungen der Master~Prüfung,

Freiversuch

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann eine PrOfungsleistung der
Master·PrOfung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt,
zweimal wiederholt werden. Eine mit "nicht ausreichend" bewertete
Abschlussarbeit kann einmal wiederholt werden. Eine ROckgabe des
Themas der Abschlussarbeit In der in § 14 Abs. 6 genannten Frist Ist
jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der
Anfertigung der ersten Abschlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen
Gebrauch gemacht hatte. Außer bei Freiversuchen nach Absatz 4 Ist die
Wiederholung einer bestandenen PrQfungsleistung nicht zulässig. Die
oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses erteilt der Kandidatin
oder dem Kandidaten hierOber einen schriftlichen Bescheid, der auch
darüber Auskunft gibt, ob die PrOfungsleistung wiederholt werden kann.

(2) Eine zweite Wiederholung der Abschlussarbeit ist ausgeschlossen.

(3) Legt eine Kandidatin oder ein Kandidat innerhalb der Regelstudien·
zeit zu dem in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt und nach
ununterbrochenem Studium eine Profungsleistung In den Wahlfächern
nach § 13 Abs. 2 ab und besteht sie oder er diese Prüfung nicht, so gilt
sie als nicht untsmommen (Frelversuch). Ein zweiter Freivel"8uch Ist
ausgeschlossen, Satz 1 gilt nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines
ordnungswidrigen Verhaltens, Insbesondere eines Täuschungsversuchs,
fOr nicht bestanden erklärt wurde.

(4) Die drei Prüfungsleistungen zu den Fachprofungen nach § 13 Abs. 2
werden Jeweils als Freiversuch gewertet, wenn die erste
Prüfungsleistung innerhalb von eInem Fachsemester, die zweite
PrOfungsleiswng innerhalb von zwei Fachsemeslern und die dritte
PrOfungsleistung innerhalb von drei Fachsemestern abgelegt werden.
Dabei werden Fachsemester Im Teilzeitstatus nur zur Hälfte gezählt.

(7) Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang, höchstens
jedoch bis zu zwei Semestern, unberOckslchtigt, wenn die Kandidatin
oder der Kandidat nachweislich wahrend dieser Zeit als gewähltes Mit·
glied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen
Organen der Hochschule tätig war.

§ 17
Bewertung der PrOfungslelstungen, Bildung der Noten

und Bestehen der Master·Prüfung

(3) Die mUndliche Prüfung über ein Modul dauert in der Regel
mindestens 15 und höchstens 25 Minuten.

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich über den
durchschnittlichen Anforderungen liegt;
eine Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel
noch den Anforderungen genügt;
eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht mehr
genOgt.

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 können
Zwischenwerte gebildet werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei
ausgeschlossen.

(1) Die Noten rar die einzelnen Fachprüfungen werden von den Je­
weiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten
zu verwenden:

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen
Prüfung sind In einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung
ist der Kandidalin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mOndliche
Prüfung bekanntzugeben.

§16
MOndllche PrOfungen

(1) In den mOndlichen Pl'Ofungen soll die Kandldatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des
Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese
Zusammenhänge einzuordnen vermag. Durch die mOndlichen Prüfungen
soll ferner festgestellt werden, ob Ober breites Grundlagenwissen verfagt
wird.

(2) MOndliche Prüfungen werden entweder vor einer oder einem PrO­
fenden in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder
vor zwei PrOfenden (Kollegialprüfung) als EinzelprOfung abgelegl Bei
einer KollegialprOfung, die sich über den Inhalt mehrerer Kurse erstreckt,
wird die Kandidat!n oder der Kandidat zu jedem Kurs grundsätzlich nur
von einer oder einem Prüfenden geproft. Bei einer PrOfung durch eine
oder einen Prilfenden Ist vor der Festsetzung der Note gemäß § 17 Abs.
1 die oder der Beisitzende zu hören. Bei einer KolieglalprOfung legen die
Prüfenden die Note gemeinsem fest.

(5) Wer sich in einem späteren PrOfungstermin der gleichen mUndlichen
PrOfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen
Verhältnisse als ZUhörende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn,
die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des PrOfungsergebnisses.

(2) Eine Fachplilfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens
"ausreichend" (4,0) bewertet ist.

(3) Die Master~PrOfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs~

nachweise nach § 12 Abs. 1 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen nach §
13 Abs. 2 bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 15 mit
mindestens "ausreichend" bewertet wurde.

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Master-Prüfung errechnet sich

(8) Unberücksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge eIner
Behinderung, höchstens jedoch bis zu vier Semestern.

(9) Wer eine Prüfungsleistung bei Voriiegen der Voraussetzungen nach
den Absätzen 3 bis 8 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note
die Prüfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Die Prtlfung
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aus dem Durchschnitt der Noten der FachprQfungen und der Note der
Abschlussarbeit. Die GesBmtnofe lautet

(5) Bei der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle
hinter dem Komma belilckslchtigt; alle weiteren Stellen werden ohne
Rundung gestrichen.

(6) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" nach Absatz 4 wird das Ge~

samturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die
Abschlussarbeit mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt der Noten der
Fachprüfungen nicht schlechter als 1,5 ist.

(2) Die Abschlussarbeit Ist von zwei PrOfenden zu begutachten und zu
bewerten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den PrOfenden
gehören. Dje oder der zweite PrOfende wird von der oder dem
Vorsitzenden des PrOfungsausschusses bestimmt. Die einzelne
Bewertung ist entsprechend § 17 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu
begronden. Die Note der Abschlussarbelt wird aus dem arithmetischen
Mittel der EInzelbewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr
als 2,0 beträgt. Beträgt die Differenz mehr als 2,0, wird vom
profungsausschuss eine dritte PrOferin oder ein dritter PrOfer zur
Bewertung der Abschlussarbeit bestimmt. In diesem Fall wird die Note
der Abschlussarbeil aus dem arithmetischen Mittel der belden besseren
Noten gebildet. Die AbschlussarbeIt kann jedoch nur dann als
"ausreichend" (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei
Noten "ausreichend" (4,0) oder besser sind.

(3) Die Bewertung ist den Studierenden nach spätestens acht Wochen
mitzuteilen.

bsl einem Durchschnitt bis 1,5 =
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5 =
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5 =
bei einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0 =

sehr gut,
gut.
befMedlgend.
ausreichend.

4 = ausreichend

5 = nicht ausreichend

3 = befriedigend

1 = sehr gut
2 = gut

•

•

(5) Bei der Berechnung des In Absatz 4 Satz 1 genannten Zeitpunktes
bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als Unter·
brechung, wahrend derer die Kandldatin oder der Kandidat nachweislich
wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist Insbesondere
anzunehmen. wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die
Voriesungszeit fallen. FOr den Fall der El1:.rankung ist es erforderiich,
dass die Kandidatin oder der Kandidat unverzQglich eine amtsärzUiche
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsärzUiche
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt.

(6) UnberQckslchtigt bleiben auch ein Auslandsstudium bis zu drei
Semestem, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an
einer ausländischen Hochschule für das Studienfach, in dem sie oder er
die Freiversuchsregelung In Anspruch nehmen möchte, eingeschrieben
war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfange, in der
Regel von mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und je
Semester mindestens einen Leistungsnachweis erworben hat.

§18
Wiederholung von PrOfungslelstungen der Master·Prüfung,

Freiversuch

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann eine PrOfungsleistung der
Master·PrOfung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt,
zweimal wiederholt werden. Eine mit "nicht ausreichend" bewertete
Abschlussarbeit kann einmal wiederholt werden. Eine ROckgabe des
Themas der Abschlussarbeit In der in § 14 Abs. 6 genannten Frist Ist
jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der
Anfertigung der ersten Abschlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen
Gebrauch gemacht hatte. Außer bei Freiversuchen nach Absatz 4 Ist die
Wiederholung einer bestandenen PrQfungsleistung nicht zulässig. Die
oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses erteilt der Kandidatin
oder dem Kandidaten hierOber einen schriftlichen Bescheid, der auch
darüber Auskunft gibt, ob die PrOfungsleistung wiederholt werden kann.

(2) Eine zweite Wiederholung der Abschlussarbeit ist ausgeschlossen.

(3) Legt eine Kandidatin oder ein Kandidat innerhalb der Regelstudien·
zeit zu dem in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt und nach
ununterbrochenem Studium eine Profungsleistung In den Wahlfächern
nach § 13 Abs. 2 ab und besteht sie oder er diese Prüfung nicht, so gilt
sie als nicht untsmommen (Frelversuch). Ein zweiter Freivel"8uch Ist
ausgeschlossen, Satz 1 gilt nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines
ordnungswidrigen Verhaltens, Insbesondere eines Täuschungsversuchs,
fOr nicht bestanden erklärt wurde.

(4) Die drei Prüfungsleistungen zu den Fachprofungen nach § 13 Abs. 2
werden Jeweils als Freiversuch gewertet, wenn die erste
Prüfungsleistung innerhalb von eInem Fachsemester, die zweite
PrOfungsleiswng innerhalb von zwei Fachsemeslern und die dritte
PrOfungsleistung innerhalb von drei Fachsemestern abgelegt werden.
Dabei werden Fachsemester Im Teilzeitstatus nur zur Hälfte gezählt.

(7) Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang, höchstens
jedoch bis zu zwei Semestern, unberOckslchtigt, wenn die Kandidatin
oder der Kandidat nachweislich wahrend dieser Zeit als gewähltes Mit·
glied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen
Organen der Hochschule tätig war.

§ 17
Bewertung der PrOfungslelstungen, Bildung der Noten

und Bestehen der Master·Prüfung

(3) Die mUndliche Prüfung über ein Modul dauert in der Regel
mindestens 15 und höchstens 25 Minuten.

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich (lber den
durchschnittlichen Anforderungen liegt;
eine Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel
noch den Anforderungen genügt;
eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht mehr
genOgt.

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 können
Zwischenwerte gebildet werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei
ausgeschlossen.

(1) Die Noten rar die einzelnen Fachprüfungen werden von den Je­
weiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten
zu verwenden:

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen
Prüfung sind In einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung
ist der Kandidalin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mOndliche
Prüfung bekanntzugeben.

§16
MOndllche PrOfungen

(1) In den mOndlichen Pl'Ofungen soll die Kandldatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des
Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese
Zusammenhänge einzuordnen vermag. Durch die mOndlichen Prüfungen
soll ferner festgestellt werden, ob Ober breites Grundlagenwissen verfagt
wird.

(2) MOndliche Prüfungen werden entweder vor einer oder einem PrO­
fenden in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder
vor zwei PrOfenden (Kollegialprüfung) als EinzelprOfung abgelegl Bei
einer KollegialprOfung, die sich über den Inhalt mehrerer Kurse erstreckt,
wird die Kandidat!n oder der Kandidat zu jedem Kurs grundsätzlich nur
von einer oder einem Prüfenden geproft. Bei einer PrOfung durch eine
oder einen Prilfenden Ist vor der Festsetzung der Note gemäß § 17 Abs.
1 die oder der Beisitzende zu hören. Bei einer KolieglalprOfung legen die
Prüfenden die Note gemeinsem fest.

(5) Wer sich in einem späteren PrOfungstermin der gleichen mUndlichen
PrOfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen
Verhältnisse als ZUhörende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn,
die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des PrOfungsergebnisses.

(2) Eine Fachplilfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens
"ausreichend" (4,0) bewertet ist.

(3) Die Master~PrOfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs~

nachweise nach § 12 Abs. 1 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen nach §
13 Abs. 2 bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 15 mit
mindestens "ausreichend" bewertet wurde.

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Master-Prüfung errechnet sich

(8) Unberücksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge eIner
Behinderung, höchstens jedoch bis zu vier Semestern.

(9) Wer eine Prüfungsleistung bei Voriiegen der Voraussetzungen nach
den Absätzen 3 bis 8 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note
die Prüfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Die Prtlfung
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•
 

•
 

Ist zum nächsten prüfungstennin ebzulegen, bei mOndlichen Prüfungen 
innerhalb von sechs Monaten. 

§ 19 
Zeugnis 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-PrOfung bestanden, 
erhält sie oder er Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. In das zeugnis wer­
den die Gesamtnote, die Noten der Fachprüfungen. der gBWahlte 
Vertiefungsbereich sowie das Thema der Abschlussarbeit und deren 
Note aufgenommen. Für die Fachprüfungen Wahlfach I bis 11I werden 
zusätzlich die Bezeichnungen der geprOften Kurse aufgenommen. Auf 
Antrag wird in das Zeugnis auch die bis zum Abschluss der Master­
Prüfung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen. 

(2) Das zeugnis wird unverzüglich, möglichst innerhalb von vier 
Wochen nach dem Erbringen der letzten Studien- oder PrOfungslelstung, 
ausgestellt. Es ist von der oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des zeugnisses ist 
der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien- oder Prüfungsleistung 
erbracht ist. 

(3) Ist die Master-Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
standen, erteilt die oder der VOrliitzende des PrOfungsausschusses der 
Kandidatin oder dem Kandidaten hierOber einen schrifUichen Bescheid. 
Die Master-PrOfung ist nicht beetanden (bzw, gilt als nicht bestanden), 
sobald eine PrOfungsleistung oder die Abschlussarbelt nach 
Ausschöpfen der Wiederholungsmöglfchkeiten nicht bestanden ist (bzw. 
als nicht bestanden gilt). Der Bescheid Ober die nicht bestandene 
Master-PrOfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-PrOfung nicht 
bestanden, wird Ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent­
sprechenden Nach'Neise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht 
erbrachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Master-Prüfung nicht bestanden Ist. 

§ 20 
Master-Urkunde 

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidat!n oder dem Kandi­
daten die Master-Urkunde mit dem Datum des zeugnisses 
ausgehändigt. Darin wird die Verteihung des Master-Grades gemäß § 3 
beurkundet. 

(2) Die Master-Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des 
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen. 

IV. S chi u s 5 b e 5 tim m u n gen 

§ 21 
UngUltigkelt der Master-PrUfung,
 
Aberkennung des Master-Grades
 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer PrOfung getäuscht 
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Prtlfungsausschuss nachträglich die Noten tor 
diejenigen PrOfungsleistungen, bei deren Erbringung getäuscht worden 
ist, entsprechend berichtigen und die PrOfung ganz oder teilweise für 
nicht bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung 
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin Oder der Kandidat hierüber 
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung 
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der PrOfungsausschuss unter 
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes tor das Land Nordrhein­
Westfalen Ober die Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls 
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 
Satz 2 ist nach einer Frist von fOnf Jahren nach Ausslellung des PrO­
fungszeugnisses ausgeschlossen. 
(5) Ist die Prüfung insgesamt fOr nicht bestanden erklärt worden, Ist der 

Master-Grad abZuerkennen und die Master-Urkunde einzuziehen. 

§ 22
 
EInsicht In die PrUfungsaklen
 

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des PrDfungsverfahrens wird 
der Kandidatln oder dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist 
Einsicht In seine schriftlichen prOfungserbelten. die dareuf bezogenen 
Gutachten der Prüfenden und In die Prtlfungsprotokolle gewährt. 

(2) Der Antrag ist bel der oder dem Vorsitzenden des Profungsaus· 
schusses zu stellen. DIe oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses 
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

§ 23 
In-Kraft~Treten und Veröffentlichung 

Diese PrDfungsordnung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2003 in Kraft. 
Sie wird in den Amtlichen Mineilungen der FemUniversität in Hagen 
veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlOsse des Fachbereichs­
rates des Fachbereichs Infonnatik vom 31.03.2003 und des Rektorats 
der FernUniversität in Hagen vom 29.04.2003. 

Hagen, den 05. Mai 2003 

Der Dekan des 
Fachbereichs Infonnatik h. deUiversitJlt in Ha n 

UniverliiUUsprofessor Dr. Rutger Ve 
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•

•

Ist zum nächsten prüfungstennin ebzulegen, bei mOndlichen Prüfungen
innerhalb von sechs Monaten.

§ 19
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-PrOfung bestanden,
erhält sie oder er Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. In das zeugnis wer­
den die Gesamtnote, die Noten der Fachprüfungen. der gBWahlte
Vertiefungsbereich sowie das Thema der Abschlussarbeit und deren
Note aufgenommen. Für die Fachprüfungen Wahlfach I bis 111 werden
zusätzlich die Bezeichnungen der geprOften Kurse aufgenommen. Auf
Antrag wird in das Zeugnis auch die bis zum Abschluss der Master­
Prüfung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen.

(2) Das zeugnis wird unverzüglich, möglichst innerhalb von vier
Wochen nach dem Erbringen der letzten Studien- oder PrOfungslelstung,
ausgestellt. Es ist von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des zeugnisses ist
der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien- oder Prüfungsleistung
erbracht ist.

(3) Ist die Master-Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
standen, erteilt die oder der VOrliitzende des PrOfungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierOber einen schrifUichen Bescheid.
Die Master-PrOfung ist nicht beetanden (bzw, gilt als nicht bestanden),
sobald eine PrOfungsleistung oder die Abschlussarbelt nach
Ausschöpfen der Wiederholungsmöglfchkeiten nicht bestanden ist (bzw.
als nicht bestanden gilt). Der Bescheid Ober die nicht bestandene
Master-PrOfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-PrOfung nicht
bestanden, wird Ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent­
sprechenden Nach'Neise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die
die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht
erbrachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die
Master-Prüfung nicht bestanden Ist.

§ 20
Master-Urkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidat!n oder dem Kandi­
daten die Master-Urkunde mit dem Datum des zeugnisses
ausgehändigt. Darin wird die Verteihung des Master-Grades gemäß § 3
beurkundet.

(2) Die Master-Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

IV. S chi u s 5 b e 5 tim m u n gen

§ 21
UngUltigkelt der Master-PrUfung,
Aberkennung des Master-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer PrOfung getäuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Prtlfungsausschuss nachträglich die Noten tor
diejenigen PrOfungsleistungen, bei deren Erbringung getäuscht worden
ist, entsprechend berichtigen und die PrOfung ganz oder teilweise für
nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin Oder der Kandidat hierüber
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung
des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der PrOfungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes tor das Land Nordrhein­
Westfalen Ober die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2
Satz 2 ist nach einer Frist von fOnf Jahren nach Ausslellung des PrO­
fungszeugnisses ausgeschlossen.
(5) Ist die Prüfung insgesamt fOr nicht bestanden erklärt worden, Ist der

Master-Grad abZuerkennen und die Master-Urkunde einzuziehen.

§ 22
EInsicht In die PrUfungsaklen

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des PrDfungsverfahrens wird
der Kandidatln oder dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist
Einsicht In seine schriftlichen prOfungserbelten. die dareuf bezogenen
Gutachten der Prüfenden und In die Prtlfungsprotokolle gewährt.

(2) Der Antrag ist bel der oder dem Vorsitzenden des Profungsaus·
schusses zu stellen. DIe oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

§ 23
In-Kraft~Treten und Veröffentlichung

Diese PrDfungsordnung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2003 in Kraft.
Sie wird in den Amtlichen Mineilungen der FemUniversität in Hagen
veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlOsse des Fachbereichs­
rates des Fachbereichs Infonnatik vom 31.03.2003 und des Rektorats
der FernUniversität in Hagen vom 29.04.2003.

Hagen, den 05. Mai 2003

Der Dekan des
Fachbereichs Infonnatikh. deUiversitJlt in Ha n

UniverliiUUsprofessor Dr. Rutger Ve
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•

•

Ist zum nächsten prüfungstennin ebzulegen, bei mOndlichen Prüfungen
innerhalb von sechs Monaten.

§ 19
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-PrOfung bestanden,
erhält sie oder er Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. In das zeugnis wer­
den die Gesamtnote, die Noten der Fachprüfungen. der gBWahlte
Vertiefungsbereich sowie das Thema der Abschlussarbeit und deren
Note aufgenommen. Für die Fachprüfungen Wahlfach I bis 111 werden
zusätzlich die Bezeichnungen der geprOften Kurse aufgenommen. Auf
Antrag wird in das Zeugnis auch die bis zum Abschluss der Master­
Prüfung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen.

(2) Das zeugnis wird unverzüglich, möglichst innerhalb von vier
Wochen nach dem Erbringen der letzten Studien- oder PrOfungslelstung,
ausgestellt. Es ist von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des zeugnisses ist
der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien- oder Prüfungsleistung
erbracht ist.

(3) Ist die Master-Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
standen, erteilt die oder der VOrliitzende des PrOfungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierOber einen schrifUichen Bescheid.
Die Master-PrOfung ist nicht beetanden (bzw, gilt als nicht bestanden),
sobald eine PrOfungsleistung oder die Abschlussarbelt nach
Ausschöpfen der Wiederholungsmöglfchkeiten nicht bestanden ist (bzw.
als nicht bestanden gilt). Der Bescheid Ober die nicht bestandene
Master-PrOfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-PrOfung nicht
bestanden, wird Ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent­
sprechenden Nach'Neise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die
die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht
erbrachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die
Master-Prüfung nicht bestanden Ist.

§ 20
Master-Urkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidat!n oder dem Kandi­
daten die Master-Urkunde mit dem Datum des zeugnisses
ausgehändigt. Darin wird die Verteihung des Master-Grades gemäß § 3
beurkundet.

(2) Die Master-Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

IV. S chi u s 5 b e 5 tim m u n gen

§ 21
UngUltigkelt der Master-PrUfung,
Aberkennung des Master-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer PrOfung getäuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Prt1fungsausschuss nachträglich die Noten fOr
diejenigen PrOfungsleistungen, bei deren Erbringung getäuscht worden
ist, entsprechend berichtigen und die PrOfung ganz oder teilweise für
nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin Oder der Kandidat hierüber
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung
des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der PrOfungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes fOr das Land Nordrhein­
Westfalen Ober die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2
Satz 2 ist nach einer Frist von fOnf Jahren nach Ausslellung des PrO­
fungszeugnisses ausgeschlossen.
(5) Ist die Prüfung insgesamt (Ur nicht bestanden erklärt worden, Ist der

Master-Grad abZuerkennen und die Master-Urkunde einzuziehen.

§ 22
EInsicht In die PrUfungsaklen

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des PrDfungsverfahrens wird
der Kandidatln oder dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist
Einsicht In seine schriftlichen prOfungserbelten. die dareuf bezogenen
Gutachten der Prüfenden und In die Prt1fungsprotokolle gewährt.

(2) Der Antrag ist bel der oder dem Vorsitzenden des Pr<Jfungsaus·
schusses zu stellen. DIe oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

§ 23
In-Kraft~Treten und Veröffentlichung

Diese PrDfungsordnung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2003 in Kraft.
Sie wird in den Amtlichen Mineilungen der FemUniversität in Hagen
veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlOsse des Fachbereichs­
rates des Fachbereichs Infonnatik vom 31.03.2003 und des Rektorats
der FernUniversität in Hagen vom 29.04.2003.

Hagen, den 05. Mai 2003

Der Dekan des
Fachbereichs Infonnatikh. deUiversitJlt in Ha n

UniverliiUUsprofessor Dr. Rutger Ve
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PrUfungsordnung
 
fÜr den Studiengang Master of Selenee Im Fach Informatik
 

an der FernUniversität In Hagen
 
Vom 05. Mal 2003 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Uber die 
Hochschulen des Landes Nordrhein~Westfalen (HochschuJgesetz - HG) 
vom 14. Marz 2000 (GV. NRW. S. 190) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GV. NRW S. 36) hat die 
~FemUniversität in Hagen die folgende PrOfungsordnung als Satzung 
erlassen: 

InhaltsÜbersicht 

I. Allgemeines 

§ 1 Zweck der PrOfung und Ziel des Studiums
 
§ 2 Zugangsvoraussetzungen
 
§ 3 Mester-Grad
 
§ 4 Regelstudienzeit und Studienumfang
 
§ 5 PrOfungen und profungsfristen
 
§ 6 PrOfungsausschuss
 
§ 7 Profende und BeisItzende
 
§ 8 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
 

Prtlfungslelstungen
 
§ 9 Versaumnls, RUcktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
 

11. Master .. PrÜfung 

§ 10 Zulassung und Zulassungsverfahren
 
§ 11 Sludieninhalte, der Katalog M und seine Bereiche und Regeln
 
§ 12 LeistungsnachweIse
 
§ 13 Umfang und Art der Master-prOfung
 
§ 14 Abschlussarbeit
 
§ 15 Annahme und Bewertung der AbschlussarbeIt
 
§ 16 MOndl/che PrOfungen
 
§ 17 Bewertung der PrOfungsleistungen, Bildung der Noten und
 

Bestehen der Master-PrOfung
 
§ 18 Wiederholung von PrOfungsleistungen der Master-profung,
 

Freiversuch
 
§ 19 Zeugnis
 
§ 20 Master-Urkunde
 

11I. Sch I u s s b e stlm m u n gen 

§ 21 UngOltigkeit der Master-profung. Aberkennung des Master­
Grades 

§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 23 ln-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

I. Allgemeines 

§1
 
Zweck der PrÜfung und Ziel des Studiums
 

(1) Die Master-profung im Studiengang Master of Science im Fach 
Infonnatik bildet einen zweiten aut dem Bachelor-Abschluss 
aufbauenden berufsquelifizierenden Abschluss des Studiums im Fech 
rnfonnatik. Durch die Master-profung soll festgestellt werden, ob die 
Kandidatinnen und Kandidaten die für die Berufspraxis notwendigen 
vertierten Fachkenntnisse erworben haben, die fachlichen 
Zusammenhänge überblicken und die Fähigkeit besitzen, mit 
wissenschaftlichen Methoden und Erk.enntnissen der Infonnatik zu 
arbeiten. 

(2) Das Studium soll den Studierenden unter Berocksichtigung der 
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen 
fachlichen Kenntnisse, Fahigkeiten und Methoden so vennitteln, dass 
sie ZU wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse und zu verantwortlichem Handeln 
befähigt werden. 

§2 
Zugangsvoraussetzungen 

In den Studiengang Mester of Science im Fach Infonnatlk kann
 
eingeschrieben werden oder eis Zwelthörerin oder Zweithörer gemaß
 
§ 71 Abs. 2 HG zugelassen werden, wer
 

1.	 den Bachelor-Studlengang lnfonnatik oder den Bachelor­

Studiengang Computer Science an einer Hochschule erfolgreich
 
abgeschlossen hat, und
 

2.	 die Master-Prorung in einem Studiengang Master of Science im
 
Fach Infonnatik oder Im Fach Computer Scienes an einer
 
Hochschule Im Geltungsbsreich des Hochschulrahmengesetzes
 
nicht endgültig nicht bestanden hat
 

Den Studiengangen nech Nr. 1 werden ein erfolgreich abgeschlossener
 
Diplom-Studiengang Infonnetik oder Computer Sclence an einer
 
Hochschule oder ein erfolgreich abgeschfossener Lehramtsstudiengang,
 
der eine Unterrichtsberechtigung für die Sekunderstufe 11 im Fach
 
InfonnaUk einschließt, gleichgestellt.
 

§3 
Master.orad 

Ist die Master·PrOfung bestanden, verfeiht der Fachbereich lnfonnatik
 
den Grad "Master of Selenee" tOr das Fach "lnfonnaUk"', abgekOrzt
 
-M.Sc. g
 •

• 

§4 
Regelstudienzeit und Studienumfang 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt Im Vollzeitstudium einschließlich der
 
Master-profung drei Semester. Sie verfängert sich tOr das Teilzeit­

studium entsprechend.
 

(2) Der Studienumfang Im Wahlpßichtbereich beträgt höchstens 38 
Semesterwochenstunden (SWS). In der StudJenordnung sind die 
Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass das Studium in 
der RegelstudienzeIt abgeschlossen werden kenn. Dabei ist zu 
gewährfeisten, dass Im Rahmen dieser PrQfungsordnung nach eigener 
Wahl Schwerpunkte gesetzt werden können und 
Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur 
selbstandigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur 
Teilnahme an zusälzJichen Lehrveranstaltungen, auch in anderen 
Studiengängen, stehen. 

§5 
Prllfungen und PrUtungstrlst8n 

(1) Die Master-Prüfung besteht aus den Fachprotungen und der •
Abschlussarbeit. Die Master-profung soll einschließlich der 
Abschlussarbeit grundsatzlich Innerhalb der In § 4 Abs, 1 festgelegten 
RegelstudienzeIt abgeSChlossen sein. 

(2) Die PrOfungsleistungen tOr die Master-Prtlfung werden 
studienbegJeitend erbracht. 

§6 
PrÜfungsausschuss 

Die Organisation der PrOfungen und die durch diese PrOfungsordnung 
zugewiesenen AUfgaben werden vom PrOfungsausschuss des 
Fachbereichs Informatik ObemOO'lmen. Oie Regelungen zu diesem 
PrOfungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs lnfonnatik In 
der jeweils gOltigen Fassung zu entnehmen. 

§7 
Prütende und Beisitzende 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prtlfenden und die Beisitzenden. 
Er k.ann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden Ubertragen. 
Prüfungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und Privat· 
dozentinnen und Privatdozenten des Fachbereichs Infonnatik. Zum 

PrUfungsordnung
fÜr den Studiengang Master of Selenee Im Fach Informatik

an der FernUniversität In Hagen
Vom 05. Mal 2003

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Uber die
Hochschulen des Landes Nordrhein~Westfalen (HochschuJgesetz - HG)
vom 14. Marz 2000 (GV. NRW. S. 190) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GV. NRW S. 36) hat die
~FemUniversität in Hagen die folgende PrOfungsordnung als Satzung
erlassen:

(2) Das Studium soll den Studierenden unter Berocksichtigung der
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen
fachlichen Kenntnisse, Fahigkeiten und Methoden so vennitteln, dass
sie ZU wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der
wissenschaftlichen Erkenntnisse und zu verantwortlichem Handeln
befähigt werden.

§1
Zweck der PrÜfung und Ziel des Studiums

(1) Die Master-profung im Studiengang Master of Science im Fach
Infonnatik bildet einen zweiten aut dem Bachelor-Abschluss
aufbauenden berufsquelifizierenden Abschluss des Studiums im Fech
rnfonnatik. Durch die Master-profung soll festgestellt werden, ob die
Kandidatinnen und Kandidaten die für die Berufspraxis notwendigen
vertierten Fachkenntnisse erworben haben, die fachlichen
Zusammenhänge überblicken und die Fähigkeit besitzen, mit
wissenschaftlichen Methoden und Erk.enntnissen der Infonnatik zu
arbeiten.

I.

§ 1
§ 2
§ 3
§ 4
§ 5
§ 6
§ 7
§ 8

§ 9

11.

§ 10
§ 11
§ 12
§ 13
§ 14
§ 15
§ 16
§ 17

§ 18

§ 19
§ 20

111.

§ 21

§ 22
§ 23
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Prtlfungslelstungen
Versaumnls, RUcktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
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Umfang und Art der Master-prOfung
Abschlussarbeit
Annahme und Bewertung der AbschlussarbeIt
MOndl/che PrOfungen
Bewertung der PrOfungsleistungen, Bildung der Noten und
Bestehen der Master-PrOfung
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I. Allgemeines

§2
Zugangsvoraussetzungen

In den Studiengang Mester of Science im Fach Infonnatlk kann
eingeschrieben werden oder eis Zwelthörerin oder Zweithörer gemaß
§ 71 Abs. 2 HG zugelassen werden, wer

1. den Bachelor-Studlengang lnfonnatik oder den Bachelor­
Studiengang Computer Science an einer Hochschule erfolgreich
abgeschlossen hat, und

2. die Master-Prorung in einem Studiengang Master of Science im
Fach Infonnatik oder Im Fach Computer Scienes an einer
Hochschule Im Geltungsbsreich des Hochschulrahmengesetzes
nicht endgültig nicht bestanden hat

Den Studiengangen nech Nr. 1 werden ein erfolgreich abgeschlossener
Diplom-Studiengang Infonnetik oder Computer Sclence an einer
Hochschule oder ein erfolgreich abgeschfossener Lehramtsstudiengang,
der eine Unterrichtsberechtigung für die Sekunderstufe 11 im Fach
InfonnaUk einschließt, gleichgestellt.

§3
Master.orad

Ist die Master·PrOfung bestanden, verfeiht der Fachbereich lnfonnatik
den Grad "Master of Selenee" tOr das Fach "lnfonnaUk"', abgekOrzt
-M.Sc. g

•

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt Im Vollzeitstudium einschließlich der
Master-profung drei Semester. Sie verfängert sich tOr das Teilzeit­
studium entsprechend.

(2) Der Studienumfang Im Wahlpßichtbereich beträgt höchstens 38
Semesterwochenstunden (SWS). In der StudJenordnung sind die
Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass das Studium in
der RegelstudienzeIt abgeschlossen werden kenn. Dabei ist zu
gewährfeisten, dass Im Rahmen dieser PrQfungsordnung nach eigener
Wahl Schwerpunkte gesetzt werden können und
Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur
selbstandigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur
Teilnahme an zusälzJichen Lehrveranstaltungen, auch in anderen
Studiengängen, stehen.

§5
Prllfungen und PrUtungstrlst8n

(1) Die Master-Prüfung besteht aus den Fachprotungen und der
Abschlussarbeit. Die Master-profung soll einschließlich der
Abschlussarbeit grundsatzlich Innerhalb der In § 4 Abs, 1 festgelegten
RegelstudienzeIt abgeSChlossen sein.

(2) Die PrOfungsleistungen tOr die Master-Prtlfung werden
studienbegJeitend erbracht.

§6
PrÜfungsausschuss

Die Organisation der PrOfungen und die durch diese PrOfungsordnung
zugewiesenen AUfgaben werden vom PrOfungsausschuss des
Fachbereichs Informatik ObemOO'lmen. Oie Regelungen zu diesem
PrOfungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs lnfonnatik In
der jeweils gOltigen Fassung zu entnehmen.

§7
Prütende und Beisitzende

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prtlfenden und die Beisitzenden.
Er k.ann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden Ubertragen.
Prüfungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und Privat·
dozentinnen und Privatdozenten des Fachbereichs Infonnatik. Zum

•

•

PrUfungsordnung
fÜr den Studiengang Master of Selenee Im Fach Informatik

an der FernUniversität In Hagen
Vom 05. Mal 2003

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Uber die
Hochschulen des Landes Nordrhein~Westfalen (HochschuJgesetz - HG)
vom 14. Marz 2000 (GV. NRW. S. 190) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GV. NRW S. 36) hat die
~FemUniversität in Hagen die folgende PrOfungsordnung als Satzung
erlassen:

(2) Das Studium soll den Studierenden unter Berocksichtigung der
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen
fachlichen Kenntnisse, Fahigkeiten und Methoden so vennitteln, dass
sie ZU wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der
wissenschaftlichen Erkenntnisse und zu verantwortlichem Handeln
befähigt werden.

§1
Zweck der PrÜfung und Ziel des Studiums

(1) Die Master-profung im Studiengang Master of Science im Fach
Infonnatik bildet einen zweiten aut dem Bachelor-Abschluss
aufbauenden berufsquelifizierenden Abschluss des Studiums im Fech
rnfonnatik. Durch die Master-profung soll festgestellt werden, ob die
Kandidatinnen und Kandidaten die für die Berufspraxis notwendigen
vertierten Fachkenntnisse erworben haben, die fachlichen
Zusammenhänge überblicken und die Fähigkeit besitzen, mit
wissenschaftlichen Methoden und Erk.enntnissen der Infonnatik zu
arbeiten.

I.

§ 1
§ 2
§ 3
§ 4
§ 5
§ 6
§ 7
§ 8

§ 9

11.

§ 10
§ 11
§ 12
§ 13
§ 14
§ 15
§ 16
§ 17

§ 18

§ 19
§ 20

111.

§ 21

§ 22
§ 23

InhaltsÜbersicht

Allgemeines

Zweck der PrOfung und Ziel des Studiums
Zugangsvoraussetzungen
Mester-Grad
Regelstudienzeit und Studienumfang
PrOfungen und profungsfristen
PrOfungsausschuss
Profende und BeisItzende
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
Prtlfungslelstungen
Versaumnls, RUcktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

Master .. PrÜfung

Zulassung und Zulassungsverfahren
Sludieninhalte, der Katalog M und seine Bereiche und Regeln
LeistungsnachweIse
Umfang und Art der Master-prOfung
Abschlussarbeit
Annahme und Bewertung der AbschlussarbeIt
MOndl/che PrOfungen
Bewertung der PrOfungsleistungen, Bildung der Noten und
Bestehen der Master-PrOfung
Wiederholung von PrOfungsleistungen der Master-profung,
Freiversuch
Zeugnis
Master-Urkunde

Sch I u s s b e stlm m u n gen

UngOltigkeit der Master-profung. Aberkennung des Master­
Grades
Einsicht in die Prüfungsakten
ln-Kraft-Treten und Veröffentlichung

I. Allgemeines

§2
Zugangsvoraussetzungen

In den Studiengang Mester of Science im Fach Infonnatlk kann
eingeschrieben werden oder eis Zwelthörerin oder Zweithörer gemaß
§ 71 Abs. 2 HG zugelassen werden, wer

1. den Bachelor-Studlengang lnfonnatik oder den Bachelor­
Studiengang Computer Science an einer Hochschule erfolgreich
abgeschlossen hat, und

2. die Master-Prorung in einem Studiengang Master of Science im
Fach Infonnatik oder Im Fach Computer Scienes an einer
Hochschule Im Geltungsbsreich des Hochschulrahmengesetzes
nicht endgültig nicht bestanden hat

Den Studiengangen nech Nr. 1 werden ein erfolgreich abgeschlossener
Diplom-Studiengang Infonnetik oder Computer Sclence an einer
Hochschule oder ein erfolgreich abgeschfossener Lehramtsstudiengang,
der eine Unterrichtsberechtigung für die Sekunderstufe 11 im Fach
InfonnaUk einschließt, gleichgestellt.

§3
Master.orad

Ist die Master·PrOfung bestanden, verfeiht der Fachbereich lnfonnatik
den Grad "Master of Selenee" tOr das Fach "lnfonnaUk"', abgekOrzt
-M.Sc. g

•

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt Im Vollzeitstudium einschließlich der
Master-profung drei Semester. Sie verfängert sich tOr das Teilzeit­
studium entsprechend.

(2) Der Studienumfang Im Wahlpßichtbereich beträgt höchstens 38
Semesterwochenstunden (SWS). In der StudJenordnung sind die
Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass das Studium in
der RegelstudienzeIt abgeschlossen werden kenn. Dabei ist zu
gewährfeisten, dass Im Rahmen dieser PrQfungsordnung nach eigener
Wahl Schwerpunkte gesetzt werden können und
Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur
selbstandigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur
Teilnahme an zusälzJichen Lehrveranstaltungen, auch in anderen
Studiengängen, stehen.

§5
Prllfungen und PrUtungstrlst8n

(1) Die Master-Prüfung besteht aus den Fachprotungen und der
Abschlussarbeit. Die Master-profung soll einschließlich der
Abschlussarbeit grundsatzlich Innerhalb der In § 4 Abs, 1 festgelegten
RegelstudienzeIt abgeSChlossen sein.

(2) Die PrOfungsleistungen tOr die Master-Prtlfung werden
studienbegJeitend erbracht.

§6
PrÜfungsausschuss

Die Organisation der PrOfungen und die durch diese PrOfungsordnung
zugewiesenen AUfgaben werden vom PrOfungsausschuss des
Fachbereichs Informatik ObemOO'lmen. Oie Regelungen zu diesem
PrOfungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs lnfonnatik In
der jeweils gOltigen Fassung zu entnehmen.

§7
Prütende und Beisitzende

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prtlfenden und die Beisitzenden.
Er k.ann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden Ubertragen.
Prüfungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und Privat·
dozentinnen und Privatdozenten des Fachbereichs Infonnatik. Zum

•

•
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PrOfenden darf darOber hinaus nur bestellt werden, wer mindestens die 
entsprechende AbschlussprOfung oder eine vergleichbare PrOfung aba 

gelegt und, sofern nicht zwingende GrOnde eine Abweichung erfordern, 
in dem Fachgebiet, auf das sich die PrOfung bezIeht, eIne selbständige 
Lehrtatigkeit ausgeObt hat. Zum Beisitzenden darf nur bestellt werden, 
wer die entsprechende AbschlussprOfung oder eine vergleichbare 
PrOfung abgelegt hat und Mitglied oder Angehöriger der FernUnivel'Bität 
in Hagen ist. 

(2)	 Oie PrOfenden sind in Ihrer PrOfungstätigkeit unabhängig. 

(3) Die Kanclidatin oder der Kandidat kann for die Abschlussarbeit und 
die mOndlichen Prüfungen PrOfende vorschlagen, Auf die Vorschläge 
soll nach Möglichkeit ROcksicht genommen werden. Die VOl'Bchläge 
begründen jedoch keinen Anspruch. 

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, 
dass der Kandidatln oder dem Kandidaten die Namen der Prüfenden 
rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der je'Neiligen 
Prüfung, bekanntgegeben werden. 

(5) Die PrOfenden und Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegena 

heit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten. 

§8 
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und 

PrOfungslelstungen 

• 

(1) Studienze!len, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die im 
Geltungsbereich deS Hochschulrahmengesetzes in demselben 
Studiengang. in anderen Studiengängen (mit Ausnahme der In dem 
Studiengang erbrachten oder angerechneten Leistungen, dessen 
Abschluss nach § 2 Zugangsvoraussetzung Ist) oder an anderen als 
wissenschaftlichen Hochschulen erbracht wurden, werden angerechnet, 
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studiena 

leistungen und Prtlfungsleislungen, die In Studiengängen (mit Ausnahme 
der In dem Studiengang erbrechten oder angerechneten Leistungen, 
dessen Abschluss nach § 2 Zugangsvoraussetzung ist) an Hochschulen 
außerhalb des Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes 
erbracht wurden. werden auf Antrag angerechnet. soweit die 
Gleichwertigkeit festgestellt wird, Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn 
Studienzeiten, StUdienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt. 
umfang und In den Anforderungen denjenigen des entsprechenden 
Studiums an der aufnehmenden Hochschule Im Wesentlichen 
entsprechen, Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine 
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. FOr Studien­
und Prüfungsleistungen, die In einem weiterbildenden Studium erbracht 
worden sind, gelten die vorstehenden Bestimmungen entsprechend. FOr 
die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studienleistungen und 
PrOfungsleistungen an ausländischen Hochschulen sind die von der 
Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten 
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch~ 
schulpartnerschaften zu beachten. Im Obrigen kann bei Zweifeln an der 
Gleichwertigkeit die Zentralstelle fUr ausländisches Bildungswesen gea 

hört werden. 

(2)	 FOr die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und PrO~ 

fungsleistungen in staalllch anerkannten Fernstudien oder in vom Land 
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und 
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Zuständig fOr Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 2 ist der prOa 
fungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind zu· 
ständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hören. 

(4) Werden Studienleistungen und PrOfungsleistungen angerechnet, so 
gelten die zugehörigen Leistungspunkte als erworben und sind die Noten 
• soweit die Notensysteme vergleichbar sind· zu Obernehmen und in die 
Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren 
Notensystemen wird der Vermerk "bestenden" aufgenommen. Oie 
Anrechnung wird Im Zeugnis gekennzeichnet. 

(5) Oie Studentin oder der Student hat die fOr die Anrechnung 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

§9 
Versäumnis, Rücktritt. Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine Woche 
vor dem jeweiligen PrOfungstermin von einer Prüfung abmelden. Danach 
gilt eine PrOfungsleistung als mit "nicht ausreichend~ (5.0) beYt'ertet, 

wenn die Kandldatln oder der Kandidat zu einem Prtlfungslermln ohne 
triftige Grtlnde nicht erscheint oder wenn sie oder er nach Beginn der 
Prüfung ohne triftige GrOnde von der PrOfung zurOcktritt. Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliChe PrOfungsleistung nicht Innerhalb der 
vorgegebenen Bearbeitungszelt erbracht wird. 

(2) Die fUr den Rocktritt oder das Vereäumnls geltend gemachten 
Gründe mOssen dem PrOfungsausschuss unverzOglich schriftlich ang&­
zeigt und glaubhaft gemacht werden, Bei Krankheit kann die Vorlage 
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Die oder der Vorsitzende des 
PrOfungsausschusses kann im Einzelfall die Vorlage einss Attestes einer 
vom PrOfungsausschuss benannten Vertrauensarztin oder eines vom 
PrüfungsausschUSS benannten Vertrauensarztes verlangen. Erkennt der 
Prtlfungsausschuss die GrOnde an, wird der Kandidatin oder dem Kandl· 
daten dies schriftlich mItgeteilt und ein neuer Tennln festgesetzt. Oie b&­
relts vorliegenden Prtlfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen. 

(3) Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Prtlfungsleistung durch 
Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beelnflus· 
sen. gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit "nicht ausreichend" 
(5,0) be'Nertet; die Feststellung Ober den Täuschungsversuch wird von 
der oder dem jeweiligen Prüfenden oder AufsichtfOhrenden getroffen und 
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der PrOfung 
stört, kann von der oder dem Jeweiligen PrOfenden oder AufsichtfOhren~ 

den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der PrOfungs· 
leistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5.0) bewertet. Die GrOnde 
fOr den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwel"'Wiegenden 
Fällen kann der Prtlfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten 
von der Erbringung weiterer PrOfungslelstungen ausschließen. Die 
Gründe sind aktenkundig zu machen. 

(4) Oie Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen ver· 
langen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 vom 
PrOfungsausschuss Oberprüft werden, Belastende Entscheidungen sind 
unverzOglich schrlftllch mitzuteilen, zu begrtlnden und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Entscheidung Ist 
Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. 

11. Master .. PrOfung 

§ 10 
ZUlassung und Zulassungsverfahren 

(1)	 Zur Master~PrOfung kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 die in § 2 aufgefOhrten Zugangsvoraussetzungen erfüllt, 
2.	 an der FernUniversität in Hagen für den Studiengang Master of 

Science im Fach Informatik eingeschrieben oder gemäß § 71 
Abs, 2 HG als ZYt'eithörerln oder ZYt'eithörer zugelassen ist. 

(2) Die Studien~ und PrOfungslelstungen der Master-Prtlfung werden 
studienbegleitend erbracht. FOr jede Prtlfungslelstung ist eine schriftliche 
Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforderlich, die spätestens 4 
Wochen vor dem PrOfungsterrnln erfolgen soll. Diese erfolgt bei 
mOndlichen PrOfungen Ober die Prüfenden. Bei der Anmeldung zur 
ersten Prtlfung ist von der Kandidalin oder dem Kandidaten ein schrift~ 

Iicher Antrag auf Zulassung zur Master~Prtlfung beim PrOfungsaus· 
schuss zu stenen. Dem Antrag ist eine Erklärung darOber beizufOgen, ob 
bereits eine Master·Prtlfung Im Studiengang Informatik oder Computer 
Selenes nicht oder endgOitig nicht bestanden worden ist und ob die 
Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren 
befindet. 

(3) Über die Zulassung entscheidet der PrOfungsausschuss. 

(4)	 Die Zulassung ist abzulehnen, wenn 

a)	 die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind 
oder 

b) die Unterlagen unvollständig sind oder 
C) die Kandidatin oder der Kandidat die Master-Prüfung in einem 

Studiengang Master of Selence im Fach Informatik oder 
Computer Science an einer Hochschule im Geltungsbereich des 
Hochschulrahmengesetzes enefgOltig nicht bestanden hat oder 

d)	 die Kandidatln oder der Kandidat sich bereits an einar anderen 
Hochschule in einem Prtlfungsverfahren im selben Studiengang 
befindet. 

2 

•

PrOfenden darf darOber hinaus nur bestellt werden, wer mindestens die
entsprechende AbschlussprOfung oder eine vergleichbare PrOfung aba

gelegt und, sofern nicht zwingende GrOnde eine Abweichung erfordern,
in dem Fachgebiet, auf das sich die PrOfung bezIeht, eIne selbständige
Lehrtatigkeit ausgeObt hat. Zum Beisitzenden darf nur bestellt werden,
wer die entsprechende AbschlussprOfung oder eine vergleichbare
PrOfung abgelegt hat und Mitglied oder Angehöriger der FernUnivel'Bität
in Hagen ist.

(2) Oie PrOfenden sind in Ihrer PrOfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die Kanclidatin oder der Kandidat kann for die Abschlussarbeit und
die mOndlichen Prüfungen PrOfende vorschlagen, Auf die Vorschläge
soll nach Möglichkeit ROcksicht genommen werden. Die VOl'Bchläge
begründen jedoch keinen Anspruch.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür,
dass der Kandidatln oder dem Kandidaten die Namen der Prüfenden
rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der je'Neiligen
Prüfung, bekanntgegeben werden.

(5) Die PrOfenden und Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegena

heit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

§8
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und

PrOfungslelstungen

(1) Studienze!len, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die im
Geltungsbereich deS Hochschulrahmengesetzes in demselben
Studiengang. in anderen Studiengängen (mit Ausnahme der In dem
Studiengang erbrachten oder angerechneten Leistungen, dessen
Abschluss nach § 2 Zugangsvoraussetzung Ist) oder an anderen als
wissenschaftlichen Hochschulen erbracht wurden, werden angerechnet,
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studiena

leistungen und Prtlfungsleislungen, die In Studiengängen (mit Ausnahme
der In dem Studiengang erbrechten oder angerechneten Leistungen,
dessen Abschluss nach § 2 Zugangsvoraussetzung ist) an Hochschulen
außerhalb des Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes
erbracht wurden. werden auf Antrag angerechnet. soweit die
Gleichwertigkeit festgestellt wird, Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn
Studienzeiten, StUdienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt.
umfang und In den Anforderungen denjenigen des entsprechenden
Studiums an der aufnehmenden Hochschule Im Wesentlichen
entsprechen, Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. FOr Studien­
und Prüfungsleistungen, die In einem weiterbildenden Studium erbracht
worden sind, gelten die vorstehenden Bestimmungen entsprechend. FOr
die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studienleistungen und
PrOfungsleistungen an ausländischen Hochschulen sind die von der
Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch~

schulpartnerschaften zu beachten. Im Obrigen kann bei Zweifeln an der
Gleichwertigkeit die Zentralstelle fUr ausländisches Bildungswesen gea

hört werden.

(2) FOr die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und PrO~

fungsleistungen in staalllch anerkannten Fernstudien oder in vom Land
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Zuständig fOr Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 2 ist der prOa
fungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind zu·
ständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hören.

(4) Werden Studienleistungen und PrOfungsleistungen angerechnet, so
gelten die zugehörigen Leistungspunkte als erworben und sind die Noten
• soweit die Notensysteme vergleichbar sind· zu Obernehmen und in die
Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren
Notensystemen wird der Vermerk "bestenden" aufgenommen. Oie
Anrechnung wird Im Zeugnis gekennzeichnet.

(5) Oie Studentin oder der Student hat die fOr die Anrechnung
erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

§9
Versäumnis, Rücktritt. Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine Woche
vor dem jeweiligen PrOfungstermin von einer Prüfung abmelden. Danach
gilt eine PrOfungsleistung als mit "nicht ausreichend~ (5.0) beYt'ertet,

wenn die Kandldatln oder der Kandidat zu einem Prtlfungslermln ohne
triftige Grtlnde nicht erscheint oder wenn sie oder er nach Beginn der
Prüfung ohne triftige GrOnde von der PrOfung zurOcktritt. Dasselbe gilt,
wenn eine schriftliChe PrOfungsleistung nicht Innerhalb der
vorgegebenen Bearbeitungszelt erbracht wird.

(2) Die fUr den Rocktritt oder das Vereäumnls geltend gemachten
Gründe mOssen dem PrOfungsausschuss unverzOglich schriftlich ang&­
zeigt und glaubhaft gemacht werden, Bei Krankheit kann die Vorlage
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Die oder der Vorsitzende des
PrOfungsausschusses kann im Einzelfall die Vorlage einss Attestes einer
vom PrOfungsausschuss benannten Vertrauensarztin oder eines vom
PrüfungsausschUSS benannten Vertrauensarztes verlangen. Erkennt der
Prtlfungsausschuss die GrOnde an, wird der Kandidatin oder dem Kandl·
daten dies schriftlich mItgeteilt und ein neuer Tennln festgesetzt. Oie b&­
relts vorliegenden Prtlfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

(3) Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Prtlfungsleistung durch
Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beelnflus·
sen. gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit "nicht ausreichend"
(5,0) be'Nertet; die Feststellung Ober den Täuschungsversuch wird von
der oder dem jeweiligen Prüfenden oder AufsichtfOhrenden getroffen und
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der PrOfung
stört, kann von der oder dem Jeweiligen PrOfenden oder AufsichtfOhren~

den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der PrOfungs·
leistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5.0) bewertet. Die GrOnde
fOr den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwel"'Wiegenden
Fällen kann der Prtlfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten
von der Erbringung weiterer PrOfungslelstungen ausschließen. Die
Gründe sind aktenkundig zu machen.

(4) Oie Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen ver·
langen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 vom
PrOfungsausschuss Oberprüft werden, Belastende Entscheidungen sind
unverzOglich schrlftllch mitzuteilen, zu begrtlnden und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Entscheidung Ist
Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben.

11. Master .. PrOfung

§ 10
ZUlassung und Zulassungsverfahren

(1) Zur Master~PrOfung kann nur zugelassen werden, wer

1. die in § 2 aufgefOhrten Zugangsvoraussetzungen erfüllt,
2. an der FernUniversität in Hagen für den Studiengang Master of

Science im Fach Informatik eingeschrieben oder gemäß § 71
Abs, 2 HG als ZYt'eithörerln oder ZYt'eithörer zugelassen ist.

(2) Die Studien~ und PrOfungslelstungen der Master-Prtlfung werden
studienbegleitend erbracht. FOr jede Prtlfungslelstung ist eine schriftliche
Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforderlich, die spätestens 4
Wochen vor dem PrOfungsterrnln erfolgen soll. Diese erfolgt bei
mOndlichen PrOfungen Ober die Prüfenden. Bei der Anmeldung zur
ersten Prtlfung ist von der Kandidalin oder dem Kandidaten ein schrift~

Iicher Antrag auf Zulassung zur Master~Prtlfung beim PrOfungsaus·
schuss zu stenen. Dem Antrag ist eine Erklärung darOber beizufOgen, ob
bereits eine Master·Prtlfung Im Studiengang Informatik oder Computer
Selenes nicht oder endgOitig nicht bestanden worden ist und ob die
Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren
befindet.

(3) Über die Zulassung entscheidet der PrOfungsausschuss.

(4) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind
oder

b) die Unterlagen unvollständig sind oder
C) die Kandidatin oder der Kandidat die Master-Prüfung in einem

Studiengang Master of Selence im Fach Informatik oder
Computer Science an einer Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes enefgOltig nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatln oder der Kandidat sich bereits an einar anderen
Hochschule in einem Prtlfungsverfahren im selben Studiengang
befindet.
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•

PrOfenden darf darOber hinaus nur bestellt werden, wer mindestens die
entsprechende AbschlussprOfung oder eine vergleichbare PrOfung aba

gelegt und, sofern nicht zwingende GrOnde eine Abweichung erfordern,
in dem Fachgebiet, auf das sich die PrOfung bezIeht, eIne selbständige
Lehrtatigkeit ausgeObt hat. Zum Beisitzenden darf nur bestellt werden,
wer die entsprechende AbschlussprOfung oder eine vergleichbare
PrOfung abgelegt hat und Mitglied oder Angehöriger der FernUnivel'Bität
in Hagen ist.

(2) Oie PrOfenden sind in Ihrer PrOfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die Kanclidatin oder der Kandidat kann for die Abschlussarbeit und
die mOndlichen Prüfungen PrOfende vorschlagen, Auf die Vorschläge
soll nach Möglichkeit ROcksicht genommen werden. Die VOl'Bchläge
begründen jedoch keinen Anspruch.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür,
dass der Kandidatln oder dem Kandidaten die Namen der Prüfenden
rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der je'Neiligen
Prüfung, bekanntgegeben werden.

(5) Die PrOfenden und Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegena

heit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

§8
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und

PrOfungslelstungen

(1) Studienze!len, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die im
Geltungsbereich deS Hochschulrahmengesetzes in demselben
Studiengang. in anderen Studiengängen (mit Ausnahme der In dem
Studiengang erbrachten oder angerechneten Leistungen, dessen
Abschluss nach § 2 Zugangsvoraussetzung Ist) oder an anderen als
wissenschaftlichen Hochschulen erbracht wurden, werden angerechnet,
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studiena

leistungen und Prtlfungsleislungen, die In Studiengängen (mit Ausnahme
der In dem Studiengang erbrechten oder angerechneten Leistungen,
dessen Abschluss nach § 2 Zugangsvoraussetzung ist) an Hochschulen
außerhalb des Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes
erbracht wurden. werden auf Antrag angerechnet. soweit die
Gleichwertigkeit festgestellt wird, Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn
Studienzeiten, StUdienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt.
umfang und In den Anforderungen denjenigen des entsprechenden
Studiums an der aufnehmenden Hochschule Im Wesentlichen
entsprechen, Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. FOr Studien­
und Prüfungsleistungen, die In einem weiterbildenden Studium erbracht
worden sind, gelten die vorstehenden Bestimmungen entsprechend. FOr
die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studienleistungen und
PrOfungsleistungen an ausländischen Hochschulen sind die von der
Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch~

schulpartnerschaften zu beachten. Im Obrigen kann bei Zweifeln an der
Gleichwertigkeit die Zentralstelle fUr ausländisches Bildungswesen gea

hört werden.

(2) FOr die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und PrO~

fungsleistungen in staalllch anerkannten Fernstudien oder in vom Land
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Zuständig fOr Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 2 ist der prOa
fungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind zu·
ständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hören.

(4) Werden Studienleistungen und PrOfungsleistungen angerechnet, so
gelten die zugehörigen Leistungspunkte als erworben und sind die Noten
• soweit die Notensysteme vergleichbar sind· zu Obernehmen und in die
Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren
Notensystemen wird der Vermerk "bestenden" aufgenommen. Oie
Anrechnung wird Im Zeugnis gekennzeichnet.

(5) Oie Studentin oder der Student hat die fOr die Anrechnung
erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

§9
Versäumnis, Rücktritt. Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine Woche
vor dem jeweiligen PrOfungstermin von einer Prüfung abmelden. Danach
gilt eine PrOfungsleistung als mit "nicht ausreichend~ (5.0) beYt'ertet,

wenn die Kandldatln oder der Kandidat zu einem Prtltungslermln ohne
triftige Grtlnde nicht erscheint oder wenn sie oder er nach Beginn der
Prüfung ohne triftige GrOnde von der PrOfung zurOcktritt. Dasselbe gilt,
wenn eine schriftliChe PrOfungsleistung nicht Innerhalb der
vorgegebenen Bearbeitungszelt erbracht wird.

(2) Die tUr den Rocktritt oder das Vereäumnls geltend gemachten
Gründe mOssen dem PrOfungsausschuss unverzOglich schriftlich ang&­
zeigt und glaubhaft gemacht werden, Bei Krankheit kann die Vorlage
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Die oder der Vorsitzende des
PrOfungsausschusses kann im Einzelfall die Vorlage einss Attestes einer
vom PrOfungsausschuss benannten Vertrauensarztin oder eines vom
PrüfungsausschUSS benannten Vertrauensarztes verlangen. Erkennt der
Prtlfungsausschuss die GrOnde an, wird der Kandidatin oder dem Kandl·
daten dies schriftlich mItgeteilt und ein neuer Tennln festgesetzt. Oie b&­
relts vorliegenden Prtlfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

(3) Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Prtlfungsleistung durch
Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beelnflus·
sen. gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit "nicht ausreichend"
(5,0) be'Nertet; die Feststellung Ober den Täuschungsversuch wird von
der oder dem jeweiligen Prüfenden oder AufsichtfOhrenden getroffen und
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der PrOfung
stört, kann von der oder dem Jeweiligen PrOfenden oder AufsichtfOhren~

den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der PrOfungs·
leistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5.0) bewertet. Die GrOnde
fOr den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwel"'Wiegenden
Fällen kann der Prtlfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten
von der Erbringung weiterer PrOfungslelstungen ausschließen. Die
Gründe sind aktenkundig zu machen.

(4) Oie Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen ver·
langen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 vom
PrOfungsausschuss Oberprüft werden, Belastende Entscheidungen sind
unverzOglich schrlftllch mitzuteilen, zu begrtlnden und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Entscheidung Ist
Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben.

11. Master .. PrOfung

§ 10
ZUlassung und Zulassungsverfahren

(1) Zur Master~PrOfung kann nur zugelassen werden, wer

1. die in § 2 aufgefOhrten Zugangsvoraussetzungen erfüllt,
2. an der FernUniversität in Hagen für den Studiengang Master of

Science im Fach Informatik eingeschrieben oder gemäß § 71
Abs, 2 HG als ZYt'eithörerln oder ZYt'eithörer zugelassen ist.

(2) Die Studien~ und PrOfungslelstungen der Master-Prtlfung werden
studienbegleitend erbracht. FOr jede Prtlfungslelstung ist eine schriftliche
Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforderlich, die spätestens 4
Wochen vor dem PrOfungstermln erfolgen soll. Diese erfolgt bei
mOndlichen PrOfungen Ober die Prüfenden. Bei der Anmeldung zur
ersten Prtlfung ist von der Kandidalin oder dem Kandidaten ein schrift~

Iicher Antrag auf Zulassung zur Master~Prtlfung beim PrOfungsaus·
schuss zu stenen. Dem Antrag ist eine Erklärung darOber beizufOgen, ob
bereits eine Master·Prtlfung Im Studiengang Informatik oder Computer
Selenes nicht oder endgOitig nicht bestanden worden ist und ob die
Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren
befindet.

(3) Über die Zulassung entscheidet der PrOfungsausschuss.

(4) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind
oder

b) die Unterlagen unvollständig sind oder
C) die Kandidatin oder der Kandidat die Master-Prüfung in einem

Studiengang Master of Selence im Fach Informatik oder
Computer Science an einer Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes enefgOltig nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatln oder der Kandidat sich bereits an einar anderen
Hochschule in einem Prtlfungsverfahren im selben Studiengang
befindet.
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§ 11 
Studieninhalte. der Katalog M und seine Bereiche und Regeln 

(1) Als Studieninhalte fOr den Studiengang Master of Sclence 1m Fach 
Informatik sind Module aus einem Katalog M nach näherer Regelung der 
Studienordnung und ein Seminar in Infonnatik vorgeeehen. Ein Modul 
besieht dabei aus einem Kurs Im Umfang von 6 SWS (einschließlich 
Übungen) oder aus einer zulässigen Kombination von zwei Kursen im 
Umfang von Jeweils 3 SWS (einschließlich Übungen). Der Katalog M 
gliedert sich in die fOnf Bereiche 

M1 Grundlagen der Infonnatik 
M2 Computersysteme 
M3 Infonnatlonssys1eme und Konstliche Intelligenz 
M4 Software Engineering und Programmiersprachen 
M5 Betriebssysteme, Verteilte und Kooperative Systeme. 

Jeder dieser Bereiche besieht aus Stammkursen und Spezialkursen 
nach näherer Regelung der Studienordnung. Ein Modul Ist Stamm-Modul 
wenn es eus einem Stammkurs besteht. 

(2) Aus dem Katalog M sind sechs Module, In denen kein Kurs 
mehrfach auftreten darf.. zu wählen und tOr die erforderiichen 
Leistungsnachweise gemäß § 12 und als Gegenstände der 
Fachprüfungen gemäß § 13 zu verwenden. Oie Auswahl und 
Verwendung der Module muss dabei den in den Absätzen 3 bzw. 4 
beschriebenen Regeln genUgen. 

(3) Einer der Bereiche M1 bis M5lst als Vertiefungsbereich zu wahlen. 
Aus dem Vertiefungsbereich sind mindestens drei Module, davon 
mindestens ein Stamm·Modul zu wählen. Aus zwei weiteren Bereichen 
ist jeweils mindestens ein Stamm~Modul zu wählen. Einer der drei 
genennten BereIche muss dabei der Bereich M1 sein. 

(4) Zu zwei ModUlen ist jeweils ein Leistungsnachweis gemäß § 12 zu 
erbringen. Vier Module sind rar die vier FachprOfungen der Mester· 
PrOfung gemäß § 13 zu velW8nden. Dabei sind mindestens zwej 
Fachprafungen Uber jeweils ein Modul aus dem Vertiefungsbereich und 
mindestens eine FachprOfung aber ein MOdul aus dem Bereich M1 
abzulegen. 

§ 12 
Leistungsnachweise 

(1J Im Studiengang muss zu folgenden Modulen und Lehrver· 
anstaltungen nach näherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein 
Leislungsnachweis erbracht werden. Oie Regelungen nach § 11 Abs. 2 
bis 4 sind dabei zu beachten. FOr einen solchen Leistungsnachweis 
werden Leistungspunkte gemäß der nachfolgenden AUfstellung 
vergeben: 

1. Modul 1 aus Katalog M (8 Leistungspunkte) 
2. Modul 2 aus Katalog M (8 Leistungspunkte) 
3. Seminar in Infonnatlk (4 Leistungspunkte). 

Aus Leistungsnachweisen können LeIstungspunkte nur erworben 
werden, wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrveranstaltung 
eines frOheren Semasters oder aus einer dafOr angerechneten Studien· 
oder PrOfungslelstung vorliegen. 

(2) FOr die Bewertung gilt § 17 Abs. 1 entsprechend. 

§ 13 
Umfang und Art der Master·Prüfung 

(1) Die Master·Prilfung besteht aus den Fachprafungen nach Absatz 2 
und der Abschlussarbeit nach § 14. 

(2) Oie FachprOfungen erstreCken sich auf die Fächer: 

I. Wahlfach I 
2. Wahlfach 11 
3. Wahlfach 111 
4. Wahlfach IV. 

FOr jede nach § 17 Abs. 1 mit mindestens ausreichend (4.0) bewertete 
PrOfungsleistung einer Fachprilfung werden Leistungspunkte gemäß 
Absatz :3 vergeben. Wiederholungen bestandener Prilfungsleistungen 
aufgrund eines Freiversuchs nach § 18 Abs. 9 werden dabei nichl 
berücksichtigt. 

(3) Die FachprOfung Wahlfach I ist eine mündliche PrOfung (8 
Leistungspunkte) Ober ein Modul aus dem Bereich M1 des Katalogs M 
der Studienordnung. 

Die Fachprüfungen Wohlfach 11 bis Wahlfach IV sind Jeweils eine
 
mOndliche Prilfung (8 Leistungspunkte) über ein Modul aus dem Katalog
 
M der Studienordnung. Die Regelungen nach § 11 Abs. 2 bis 4 sind
 
debel zu beachten.
 

(4) Macht die Kandldatln oder der Kandidat durch ein ärztliches Attest
 
glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger
 
körperiicher Behinderung nicht in der Lege ist, die Prüfung ganz oder
 
teilweise in der vorgesehenen Fonn abzulegen, hat die oder der Vor..
 
sitzende des prafungsausschusses zu gestatten. gleichwertige PrtJ..
 
fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt
 
fOr Studienleistungen.
 

§14 
Abschlussarbeit 

(1) Oie Abschlussarbeit ist eine Prilfungsarbeit In Infonnatik. Sie soll
 
zeigen, dass die Kandidatln oder der Kandidat grilndliche
 
Fachkenntnisse erworben hat und In der Lage ist, innerhalb eIner
 
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach
 
\Nissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. FOr eine nach § 15 mit
 
mindestens ausreichend (4,0) bewertete Abschlusearbelt werden 30
 
Leistungspunkte vergeben.
 

(2) Die Abschlussarbeit kann ausgegeben werden, sobald drei der vier
 
Fachprilfungen nach § 13 Abs. 2 bestanden sind oder zwei der vier
 
FachprOfungen nach § 13 Abs. 2 bestanden sind und ein leistungs-­

nachweis nach § 12 Abs. 1 voriiegt.
 

(3) Oie Abschlussameit \Nird von einer oder einem Priifenden gemäß
 
§ 7 Abs. 1 des Fachbereichs Infonnatik ausgegeben und betreut.
 
Prilfende kOnnen darOber hinaus auch promovierte wissenschaftliche
 
Miterbelterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs sein, sofem der
 
Fachberelchsret dazu einen entsprechenden Lehrauftrag erteilt. Oie oder
 
der PrOfende \Nird vom Prtlfungsausschuss bestellt. Soll die
 
Abschlussarbeit In einer Einrichtung aueserhalb der Hochschule
 
durchgefOhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des
 
Vorsitzenden des Prlifungsausschusses. Den Kandidatinnen und
 
Kandidaten Ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge fOr das Thema der
 
Abschlussarbeit zu machen.
 

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des prafungsausschusses
 
daf(ir, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeitig ein Thema tOr
 
eine Abschlussarbeit erhän.
 

(5) Oie Ausgabe des Themas der Abschlussarbeit erfolgt Ober die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des prafungsausschusses. Der 
Zeitpunkt der Ausgabe Ist aktenkundig zu machen. 

(6) Oie Bearbeitungszeit for die Abschlussarbeit beträgt sechs Monate. 
Thema, AufgabensteIlung und Umfang der Abschlussarbeit sind von der 
oder dem Betreuenden so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung 
der Abschlussarbeit eingehalten werden kann. Das Thema kann nur 
einmal und nur Innerhalb des ersten Monats der Bearbeitungszelt 
zurOckgegeben werden. Im Einzelfall kann der PrOfungsausschuss auf 
begrOndeten Antrag die Bearbeitungszeit um bis zu sechs Wochen 
veriängem. FOr Tellzeitstudierende kann der prafungsausschuss 
darOber hinaus eusnahmsweise eine weitere Nachfrist von bis zu sechs 
Wochen gewähren. • 
(7J Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder der 
Kandidat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit selbständig 
verfasst und keine enderen eIs die angegebenen Quellen und Hilfsmittel 
benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat. 

§ 15 
Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit 

(1) Die Abschlussarbeit soll ohne Anlagen einen Umfang von 120 
Seiten nicht Oberschrailen. Sie ist fristgemäß beim PrOfungsausschuss 
in dreifacher Ausfertigung abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist 
aktenkundig zu machen, Wird die Abschlussarbeit nicht fristgemäß 
abgeliefert. gilt sie als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. 

(2) Die AbschlussarbeIt ist von zwei PrtJfenden zu begutachten und zu 
bewerten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den PrtJfenden 
gehören. Die oder der zweite PrOfende wird von der oder dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne 
Bewertung ist entsprechend § 17 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu 
begrOnden. Die Note der Abschlussarbeit \Nird aus dem arithmetischen 
Mittel der Einzelbewertungen gebildet. sofern die Differenz nicht mehr 
als 2,0 beträgt. Betragt die Differenz mehr als 2,0, wird vom 

3 

§ 11
Studieninhalte. der Katalog M und seine Bereiche und Regeln

(1) Als Studieninhalte fOr den Studiengang Master of Sclence 1m Fach
Informatik sind Module aus einem Katalog M nach nähererRegelung der
Studienordnung und ein Seminar in Infonnatik vorgeeehen. Ein Modul
besieht dabei aus einem Kurs Im Umfang von 6 SWS (einschließlich
Übungen) oder aus einer zulässigen Kombination von zwei Kursen im
Umfang von Jeweils 3 SWS (einschließlich Übungen). Der Katalog M
gliedert sich in die fOnf Bereiche

M1 Grundlagen der Infonnatik
M2 Computersysteme
M3 Infonnatlonssys1eme und Konstliche Intelligenz
M4 Software Engineering und Programmiersprachen
M5 Betriebssysteme, Verteilte und Kooperative Systeme.

Jeder dieser Bereiche besieht aus Stammkursen und Spezialkursen
nach näherer Regelung der Studienordnung. Ein Modul Ist Stamm-Modul
wenn es eus einem Stammkurs besteht.

(2) Aus dem Katalog M sind sechs Module, In denen kein Kurs
mehrfach auftreten darf.. zu wählen und tOr die erforderiichen
Leistungsnachweise gemäß § 12 und als Gegenstände der
Fachprüfungen gemäß § 13 zu verwenden. Oie Auswahl und
Verwendung der Module muss dabei den in den Absätzen 3 bzw. 4
beschriebenen Regeln genUgen.

(3) Einer der Bereiche M1 bis M5lst als Vertiefungsbereich zu wahlen.
Aus dem Vertiefungsbereich sind mindestens drei Module, davon
mindestens ein Stamm·Modul zu wählen. Aus zwei weiteren Bereichen
ist jeweils mindestens ein Stamm~Modul zu wählen. Einer der drei
genennten BereIche muss dabei der Bereich M1 sein.

(4) Zu zwei ModUlen ist jeweils ein Leistungsnachweis gemäß § 12 zu
erbringen. Vier Module sind rar die vier FachprOfungen der Mester·
PrOfung gemäß § 13 zu velW8nden. Dabei sind mindestens zwej
Fachprafungen Uber jeweils ein Modul aus dem Vertiefungsbereich und
mindestens eine FachprOfung aber ein MOdul aus dem Bereich M1
abzulegen.

§ 12
Leistungsnachweise

(1J Im Studiengang muss zu folgenden Modulen und Lehrver·
anstaltungen nach näherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein
Leislungsnachweis erbracht werden. Oie Regelungen nach § 11 Abs. 2
bis 4 sind dabei zu beachten. FOr einen solchen Leistungsnachweis
werden Leistungspunkte gemäß der nachfolgenden AUfstellung
vergeben:

1. Modul 1 aus Katalog M (8 Leistungspunkte)
2. Modul 2 aus Katalog M (8 Leistungspunkte)
3. Seminar in Infonnatlk (4 Leistungspunkte).

Aus Leistungsnachweisen können LeIstungspunkte nur erworben
werden, wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrveranstaltung
eines frOheren Semasters oder aus einer dafOr angerechneten Studien·
oder PrOfungslelstung vorliegen.

(2) FOr die Bewertung gilt § 17 Abs. 1 entsprechend.

§ 13
Umfang und Art der Master·Prüfung

(1) Die Master·Prilfung besteht aus den Fachprafungen nach Absatz 2
und der Abschlussarbeit nach § 14.

(2) Oie FachprOfungen erstreCken sich auf die Fächer:

I. Wahlfach I
2. Wahlfach 11
3. Wahlfach 111
4. Wahlfach IV.

FOr jede nach § 17 Abs. 1 mit mindestens ausreichend (4.0) bewertete
PrOfungsleistung einer Fachprilfung werden Leistungspunkte gemäß
Absatz :3 vergeben. Wiederholungen bestandener Prilfungsleistungen
aufgrund eines Freiversuchs nach § 18 Abs. 9 werden dabei nichl
berücksichtigt.

(3) Die FachprOfung Wahlfach I ist eine mündliche PrOfung (8
Leistungspunkte) Ober ein Modul aus dem Bereich M1 des Katalogs M
der Studienordnung.

Die Fachprüfungen Wohlfach 11 bis Wahlfach IV sind Jeweils eine
mOndliche Prilfung (8 Leistungspunkte) über ein Modul aus dem Katalog
M der Studienordnung. Die Regelungen nach § 11 Abs. 2 bis 4 sind
debel zu beachten.

(4) Macht die Kandldatln oder der Kandidat durch ein ärztliches Attest
glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger
körperiicher Behinderung nicht in der Lege ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Fonn abzulegen, hat die oder der Vor..
sitzende des prafungsausschusses zu gestatten. gleichwertige PrtJ..
fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt
fOr Studienleistungen.

§14
Abschlussarbeit

(1) Oie Abschlussarbeit ist eine Prilfungsarbeit In Infonnatik. Sie soll
zeigen, dass die Kandidatln oder der Kandidat grilndliche
Fachkenntnisse erworben hat und In der Lage ist, innerhalb eIner
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach
\Nissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. FOr eine nach § 15 mit
mindestens ausreichend (4,0) bewertete Abschlusearbelt werden 30
Leistungspunkte vergeben.

(2) Die Abschlussarbeit kann ausgegeben werden, sobald drei der vier
Fachprilfungen nach § 13 Abs. 2 bestanden sind oder zwei der vier
FachprOfungen nach § 13 Abs. 2 bestanden sind und ein leistungs-­
nachweis nach § 12 Abs. 1 voriiegt.

(3) Oie Abschlussameit \Nird von einer oder einem Priifenden gemäß
§ 7 Abs. 1 des Fachbereichs Infonnatik ausgegeben und betreut.
Prilfende kOnnen darOber hinaus auch promovierte wissenschaftliche
Miterbelterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs sein, sofem der
Fachberelchsret dazu einen entsprechenden Lehrauftrag erteilt. Oie oder
der PrOfende \Nird vom Prtlfungsausschuss bestellt. Soll die
Abschlussarbeit In einer Einrichtung aueserhalb der Hochschule
durchgefOhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des
Vorsitzenden des Prlifungsausschusses. Den Kandidatinnen und
Kandidaten Ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge fOr das Thema der
Abschlussarbeit zu machen.

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des prafungsausschusses
daf(ir, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeitig ein Thema tOr
eine Abschlussarbeit erhän.

(5) Oie Ausgabe des Themas der Abschlussarbeit erfolgt Ober die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des prafungsausschusses. Der
Zeitpunkt der Ausgabe Ist aktenkundig zu machen.

(6) Oie Bearbeitungszeit for die Abschlussarbeit beträgt sechs Monate.
Thema, AufgabensteIlung und Umfang der Abschlussarbeit sind von der
oder dem Betreuenden so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung
der Abschlussarbeit eingehalten werden kann. Das Thema kann nur
einmal und nur Innerhalb des ersten Monats der Bearbeitungszelt
zurOckgegeben werden. Im Einzelfall kann der PrOfungsausschuss auf
begrOndeten Antrag die Bearbeitungszeit um bis zu sechs Wochen
veriängem. FOr Tellzeitstudierende kann der prafungsausschuss
darOber hinaus eusnahmsweise eine weitere Nachfrist von bis zu sechs
Wochen gewähren.

(7J Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder der
Kandidat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit selbständig
verfasst und keine enderen eIs die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat.

§ 15
Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit

(1) Die Abschlussarbeit soll ohne Anlagen einen Umfang von 120
Seiten nicht Oberschrailen. Sie ist fristgemäß beim PrOfungsausschuss
in dreifacher Ausfertigung abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist
aktenkundig zu machen, Wird die Abschlussarbeit nicht fristgemäß
abgeliefert. gilt sie als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.

(2) Die AbschlussarbeIt ist von zwei PrtJfenden zu begutachten und zu
bewerten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den PrtJfenden
gehören. Die oder der zweite PrOfende wird von der oder dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne
Bewertung ist entsprechend § 17 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu
begrOnden. Die Note der Abschlussarbeit \Nird aus dem arithmetischen
Mittel der Einzelbewertungen gebildet. sofern die Differenz nicht mehr
als 2,0 beträgt. Betragt die Differenz mehr als 2,0, wird vom

3

•

§ 11
Studieninhalte. der Katalog M und seine Bereiche und Regeln

(1) Als Studieninhalte fOr den Studiengang Master of Sclence 1m Fach
Informatik sind Module aus einem Katalog M nach nähererRegelung der
Studienordnung und ein Seminar in Infonnatik vorgeeehen. Ein Modul
besieht dabei aus einem Kurs Im Umfang von 6 SWS (einschließlich
Übungen) oder aus einer zulässigen Kombination von zwei Kursen im
Umfang von Jeweils 3 SWS (einschließlich Übungen). Der Katalog M
gliedert sich in die fOnf Bereiche

M1 Grundlagen der Infonnatik
M2 Computersysteme
M3 Infonnatlonssys1eme und Konstliche Intelligenz
M4 Software Engineering und Programmiersprachen
M5 Betriebssysteme, Verteilte und Kooperative Systeme.

Jeder dieser Bereiche besieht aus Stammkursen und Spezialkursen
nach näherer Regelung der Studienordnung. Ein Modul Ist Stamm-Modul
wenn es eus einem Stammkurs besteht.

(2) Aus dem Katalog M sind sechs Module, In denen kein Kurs
mehrfach auftreten darf.. zu wählen und tOr die erforderiichen
Leistungsnachweise gemäß § 12 und als Gegenstände der
Fachprüfungen gemäß § 13 zu verwenden. Oie Auswahl und
Verwendung der Module muss dabei den in den Absätzen 3 bzw. 4
beschriebenen Regeln genUgen.

(3) Einer der Bereiche M1 bis M5lst als Vertiefungsbereich zu wahlen.
Aus dem Vertiefungsbereich sind mindestens drei Module, davon
mindestens ein Stamm·Modul zu wählen. Aus zwei weiteren Bereichen
ist jeweils mindestens ein Stamm~Modul zu wählen. Einer der drei
genennten BereIche muss dabei der Bereich M1 sein.

(4) Zu zwei ModUlen ist jeweils ein Leistungsnachweis gemäß § 12 zu
erbringen. Vier Module sind rar die vier FachprOfungen der Mester·
PrOfung gemäß § 13 zu velW8nden. Dabei sind mindestens zwej
Fachprafungen Uber jeweils ein Modul aus dem Vertiefungsbereich und
mindestens eine FachprOfung aber ein MOdul aus dem Bereich M1
abzulegen.

§ 12
Leistungsnachweise

(1J Im Studiengang muss zu folgenden Modulen und Lehrver·
anstaltungen nach näherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein
Leislungsnachweis erbracht werden. Oie Regelungen nach § 11 Abs. 2
bis 4 sind dabei zu beachten. FOr einen solchen Leistungsnachweis
werden Leistungspunkte gemäß der nachfolgenden AUfstellung
vergeben:

1. Modul 1 aus Katalog M (8 Leistungspunkte)
2. Modul 2 aus Katalog M (8 Leistungspunkte)
3. Seminar in Infonnatlk (4 Leistungspunkte).

Aus Leistungsnachweisen können LeIstungspunkte nur erworben
werden, wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrveranstaltung
eines frOheren Semasters oder aus einer dafOr angerechneten Studien·
oder PrOfungslelstung vorliegen.

(2) Far die aewe~ung gilt § 17 Abs. 1 entsprechend.

§ 13
Umfang und Art der Master·Prüfung

(1) Die Master·Prilfung besteht aus den Fachprafungen nach Absatz 2
und der Abschlussarbeit nach § 14.

(2) Oie FachprOfungen erstreCken sich auf die Fächer:

I. Wahlfach I
2. Wahlfach 11
3. Wahlfach 111
4. Wahlfach IV.

FOr jede nach § 17 Abs. 1 mit mindestens ausreichend (4.0) bewertete
PrOfungsleistung einer Fachprilfung werden Leistungspunkte gemäß
Absatz :3 vergeben. Wiederholungen bestandener Prilfungsleistungen
aufgrund eines Freiversuchs nach § 18 Abs. 9 werden dabei nichl
berücksichtigt.

(3) Die FachprOfung Wahlfach I ist eine mündliche PrOfung (8
Leistungspunkte) Ober ein Modul aus dem Bereich M1 des Katalogs M
der Studienordnung.

Die Fachprüfungen Wohlfach 11 bis Wahlfach IV sind Jeweils eine
mOndliche Prilfung (8 Leistungspunkte) über ein Modul aus dem Katalog
M der Studienordnung. Die Regelungen nach § 11 Abs. 2 bis 4 sind
debel zu beachten.

(4) Macht die Kandldatln oder der Kandidat durch ein ärztliches Attest
glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger
körperiicher Behinderung nicht in der Lege ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Fonn abzulegen, hat die oder der Vor..
sitzende des prafungsausschusses zu gestatten. gleichwertige PrtJ..
fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt
fOr Studienleistungen.

§14
Abschlussarbeit

(1) Oie Abschlussarbeit ist eine Prilfungsarbeit In Infonnatik. Sie soll
zeigen, dass die Kandidatln oder der Kandidat grilndliche
Fachkenntnisse erworben hat und In der Lage ist, innerhalb eIner
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach
\Nissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. FOr eine nach § 15 mit
mindestens ausreichend (4,0) bewertete Abschlusearbelt werden 30
Leistungspunkte vergeben.

(2) Die Abschlussarbeit kann ausgegeben werden, sobald drei der vier
Fachprilfungen nach § 13 Abs. 2 bestanden sind oder zwei der vier
FachprOfungen nach § 13 Abs. 2 bestanden sind und ein leistungs-­
nachweis nach § 12 Abs. 1 voriiegt.

(3) Oie Abschlussameit \Nird von einer oder einem Priifenden gemäß
§ 7 Abs. 1 des Fachbereichs Infonnatik ausgegeben und betreut.
Prilfende kOnnen darOber hinaus auch promovierte wissenschaftliche
Miterbelterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs sein, sofem der
Fachberelchsret dazu einen entsprechenden Lehrauftrag erteilt. Oie oder
der PrOfende \Nird vom Prtlfungsausschuss bestellt. Soll die
Abschlussarbeit In einer Einrichtung aueserhalb der Hochschule
durchgefOhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des
Vorsitzenden des Prlifungsausschusses. Den Kandidatinnen und
Kandidaten Ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge fOr das Thema der
Abschlussarbeit zu machen.

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des prafungsausschusses
daf(ir, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeitig ein Thema tOr
eine Abschlussarbeit erhän.

(5) Oie Ausgabe des Themas der Abschlussarbeit erfolgt Ober die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des prafungsausschusses. Der
Zeitpunkt der Ausgabe Ist aktenkundig zu machen.

(6) Oie Bearbeitungszeit for die Abschlussarbeit beträgt sechs Monate.
Thema, AufgabensteIlung und Umfang der Abschlussarbeit sind von der
oder dem Betreuenden so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung
der Abschlussarbeit eingehalten werden kann. Das Thema kann nur
einmal und nur Innerhalb des ersten Monats der Bearbeitungszelt
zurOckgegeben werden. Im Einzelfall kann der PrOfungsausschuss auf
begrOndeten Antrag die Bearbeitungszeit um bis zu sechs Wochen
veriängem. FOr Tellzeitstudierende kann der prafungsausschuss
darOber hinaus eusnahmsweise eine weitere Nachfrist von bis zu sechs
Wochen gewähren.

(7) Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder der
Kandidat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit selbständig
verfasst und keine enderen eIs die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat.

§ 15
Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit

(1) Die Abschlussarbeit soll ohne Anlagen einen Umfang von 120
Seiten nicht Oberschrailen. Sie ist fristgemäß beim PrOfungsausschuss
in dreifacher Ausfertigung abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist
aktenkundig zu machen, Wird die Abschlussarbeit nicht fristgemäß
abgeliefert. gilt sie als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.

(2) Die AbschlussarbeIt ist von zwei PrtJfenden zu begutachten und zu
bewerten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den PrtJfenden
gehören. Die oder der zweite PrOfende wird von der oder dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne
Bewertung ist entsprechend § 17 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu
begrOnden. Die Note der Abschlussarbeit \Nird aus dem arithmetischen
Mittel der Einzelbewertungen gebildet. sofern die Differenz nicht mehr
als 2,0 beträgt. Betragt die Differenz mehr als 2,0, wird vom
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PrOfungsausschuss eine dritte PrOfenn oder ein dritter prOfer zur 
Bewertung der Abschlussarbeit bestimmt. In diesem Fall wird die Note 
der Abschlussarbeit aus dem arithmetischen Mittel der belden besseren 
Noten gebildet. Oie Abschlussarbelt kann Jedoch nur dann als 
"ausreichend" (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei 
Noten "ausreichend" (4,0) oder besser sind. 

(3) Die Bewertung ist den Studierenden nach spätestens acht Wochen 
mitzuteilen. 

§ 16 
Mündliche Prüfungen 

(1) In den mündlichen PrOfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat 
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhange des 
PrOfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen In diese 
Zusammenhange einzuordnen vermag. Durch die mündlichen prOfungen 
soll femer festgestellt werden, ob übel" breites Grundlagenwissen verfügt 
\Wd, 

(2) Mündliche PrOfungen werden entweder vor einer oder einem PrO­
fenden in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder 
vor zwei PrOfenden (KollegialprOfung) als Einzelprüfung abgelegt. Bei 
einer KolieglalprOfung, die sich Ober den Inhart mehrerer Kurse erstreckt, 
wird die Kandidalln oder der Kandidat zu jedem Kurs grundstltzlich nur 
von einer oder einem PrOfenden geprOft. Bei einer PrOfung durch eine 
oder einen PrOfenden ist vor der Festsetzung der Note gemäß § 17 Abs. 
1 die oder der Beisitzende zu hören. Bei einer KollegialprOfung legen die 
PrOfenden die Note gemeinsam fest. 

(3) Oie mondliche PrOfung Ober ein Modul dauert in der Regel 
mindestens 15 und höchstens 25 Minuten. 

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mOndlichen 
PrOfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der PrOfung 
ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche 
profung bekanntzugeben. 

(5) Wer sich in einem spateren PrOfungstermin der gleichen mOndlichen 
PrOfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn, 
die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Oie Zulassung erstreckt 
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 

§ 17 
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten 

und Bestehen der Master-Prüfung 

(1) Oie Noten tor die einzelnen Fachprüfungen werden von den Je­
weiligen prOfenden festgesetzt. FOr die Bewertung sind folgende Noten 
zu verwenden: 

• 
1 = sehr gut eine hervorragende Leistung; 
2=gut = eine Leistung, die erheblich Ober den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mangel 

noch den Anforderungen genagt; 
5 =nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher 

Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genOgt. 

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 können 
Zwischenwarte gebildet werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei 
ausgeschlossen. 

(2) Eine FachprOfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens 
"ausreichend" (4,0) bewertet ist. 

(3) Die Master-PrOfung ist bestanden, wenn samtliche Leistungs­
nachweise nach § 12 Abs. 1 vortiegen, sämtliche Fachprilfungen nach § 
13 Abs. 2 bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 15 mit 
mindestens "ausreichend" bewertet wurde. 

(4) Oie Gesamtnote der bestandenen Master-PrOfung errechnet sich 
aus einem gewichteten Durchschnitt der Noten der FachprOfungen und 
der Note der Abschlussarbeit. Dabei gehen die Noten der 
Fachprilfungen nach § 13 Abs. 2 jeweils mit einfachem Gewicht und die 
Note der Abschlussarbeit mit dem zweifachen Gewicht In die 
Berechnung ein. Die Gesamtnote lautet 

bel einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5 = gut, 

bel einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5 == befriedigend,
 
bel einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0 = ausreichend.
 

(5) Bel der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle 
hinter dem Komma berOcksichtigt; aUe weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen. 

(6) Anstelle der Gesamtnote "sehr gur nach Absatz 4 wird das Ge.. 
samturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die 
Abschlussarbeil mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt der Noten der 
FachprOfungen nicht schlechter als 1,5 ist. 

§ 18 
Wiederholung von Prüfungsleletungen der Master-PrQfung,
 

FreIversuch
 

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann eine PrOfungslelstung der 
Master-PrOfung, die nicht bestanden Ist oder als nicht bestanden gilt, 
zweimal wiederholt werden. Eine mit "nicht ausreIchend" bewertete 
"Abschlussamelt kann einmal wiederholt werden. Eine ROckgabe des 
Themas der Abschlussarbeit in der In § 14 Abs. 6 genannten Frtst Ist 
jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der 
Anfertigung der ersten Abschlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen 
Gebrauch gemacht hatte. Außer bei Freiversuchen nach Absatz 4 Ist die 
Wiederholung einer bestandenen PrOfungsleistung nicht zulässig. Oie 
oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses erteilt der Kandidatin 
oder dem Kandidaten hierOber einen schrifUichen Bescheid, der auch 
darOber Auskunft gibt, ob die PrOfungsleistung wiederholt werden kann. 

(2) Eine zweite Wiederholung der Abschlussarbeit Ist ausgeschlossen. 

(3) Legt eine Kandldatin oder ein Kandidat Innerhalb der Regelstudien­
zeit zu dem In Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt und nach 
ununterbrochenem Studium eine PrOfungsleistung in den Wahlfachem 
nach § 13 Abs. 2 ab und besteht sie oder er diese Prilfung nicht, so gilt 
sie als nicht untemommen (Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch Ist 
ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die PrÜfung aufgrund eines 
ordnungswidrtgen Verhaltens, lnsbesondsrs eines Täuschungsversuchs, 
für nicht bestanden erklärt wurde. 

(4) Oie viel" PrOfungslelstungen zu den FachprOfungen nach § 13 Abs. 2 
werden jeweils als Freiversuch gewertet, wenn die erste 
PrOfungsleistung innerhalb von einem Fachsemester, die zweite und 
dritte PrOfungslerstung innerhalb von zwei Fachsemestem und die vierte 
prOfungsleistung Innerhalb von drei Fachsemestern abgelegt werden. 
Dabei werden FachsemesleI" im Teilzeitstatus nur zur Hälfte gezählt. 

(5) Bei der Berechnung des In Absatz 4 Satz 1 genannten Zeitpunktes 
bleiben Fachsemester unberOcksichtlgt und gelten nicht als Unter­
brechung, während derer die Kandidatln oder der Kandidat nachweislich 
wegen langerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden 
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbesondere 
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzrrlst In die 
Vortesungszeit fallen. FOr den Fall der Erkrankung Ist es erfordertich. 
dass die Kandldatin oder der Kandidat unverzOglieh eine amtsärztliche 
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung des amtsarztliche 
Zeugnis vortegt. das die medizinischen Befundtatsachen enthalt, aus 
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt. 

(6) UnbetOckslchtigt bleiben auch ein Auslandsstudium bis zu drei 
Semestem, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an 
einer ausländischen Hochschule fOr das Studienfach, in dem sie oder er 
die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen mt)chte, eingeschrieben 
war und darin Lehrveranstaltungan in angemessenem Umfange, In der 
Regel von mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und je 
Semester mindestens einen LeistungsnachweJs erworben hat. 

(7) Ferner bleiben Fachsemester in angamessenem Umfang, höchstens 
Jedoch bis zu zwei Semestern, unberOckslchtigt, wenn die Kandldatin 
oder der Kandidat nachweislich während dieser Zeit als ge'Nähltes Mit­
glied in gesetzJich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen 
Organen der Hochschule tätig war. 

(8) UnberOcksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge einer 
Behinderung, höchstens jedoch bis zu visr Semestem. 

(9) Wer eine PrlUungsleistung bei Vortiegen der Voraussetzungen nach 
den Absätzen 3 bis 8 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note 
die PrOfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Oie Prilfung 
ist zum nächsten PrOfungstermln abzulegen, bei mündlichen Prüfungen 
innerhalb von sechs Monaten. 

4 

5 = nicht ausreichend =

4 = ausreichend =

3 = befriedigend =

1 = sehr gut
2=gut =

bel einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5 == befriedigend,
bel einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0 = ausreichend.

(5) Bel der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle
hinter dem Komma berOcksichtigt; aUe weiteren Stellen werden ohne
Rundung gestrichen.

(6) Anstelle der Gesamtnote "sehr gur nach Absatz 4 wird das Ge..
samturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die
Abschlussarbeil mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt der Noten der
FachprOfungen nicht schlechter als 1,5 ist.

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann eine PrOfungslelstung der
Master-PrOfung, die nicht bestanden Ist oder als nicht bestanden gilt,
zweimal wiederholt werden. Eine mit "nicht ausreIchend" bewertete
"Abschlussamelt kann einmal wiederholt werden. Eine ROckgabe des
Themas der Abschlussarbeit in der In § 14 Abs. 6 genannten Frtst Ist
jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der
Anfertigung der ersten Abschlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen
Gebrauch gemacht hatte. Außer bei Freiversuchen nach Absatz 4 Ist die
Wiederholung einer bestandenen PrOfungsleistung nicht zulässig. Oie
oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses erteilt der Kandidatin
oder dem Kandidaten hierOber einen schrifUichen Bescheid, der auch
darOber Auskunft gibt, ob die PrOfungsleistung wiederholt werden kann.

(2) Eine zweite Wiederholung der Abschlussarbeit Ist ausgeschlossen.

(3) Legt eine Kandldatin oder ein Kandidat Innerhalb der Regelstudien­
zeit zu dem In Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt und nach
ununterbrochenem Studium eine PrOfungsleistung in den Wahlfachem
nach § 13 Abs. 2 ab und besteht sie oder er diese Prilfung nicht, so gilt
sie als nicht untemommen (Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch Ist
ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die PrÜfung aufgrund eines
ordnungswidrtgen Verhaltens, lnsbesondsrs eines Täuschungsversuchs,
für nicht bestanden erklärt wurde.

(5) Bei der Berechnung des In Absatz 4 Satz 1 genannten Zeitpunktes
bleiben Fachsemester unberOcksichtlgt und gelten nicht als Unter­
brechung, während derer die Kandidatln oder der Kandidat nachweislich
wegen langerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbesondere
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzrrlst In die
Vortesungszeit fallen. FOr den Fall der Erkrankung Ist es erfordertich.
dass die Kandldatin oder der Kandidat unverzOglieh eine amtsärztliche
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung des amtsarztliche
Zeugnis vortegt. das die medizinischen Befundtatsachen enthalt, aus
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt.

(6) UnbetOckslchtigt bleiben auch ein Auslandsstudium bis zu drei
Semestem, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an
einer ausländischen Hochschule fOr das Studienfach, in dem sie oder er
die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen mt)chte, eingeschrieben
war und darin Lehrveranstaltungan in angemessenem Umfange, In der
Regel von mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und je
Semester mindestens einen LeistungsnachweJs erworben hat.

§ 18
Wiederholung von Prüfungsleletungen der Master-PrQfung,

FreIversuch

(4) Oie viel" PrOfungslelstungen zu den FachprOfungen nach § 13 Abs. 2
werden jeweils als Freiversuch gewertet, wenn die erste
PrOfungsleistung innerhalb von einem Fachsemester, die zweite und
dritte PrOfungslerstung innerhalb von zwei Fachsemestem und die vierte
prOfungsleistung Innerhalb von drei Fachsemestern abgelegt werden.
Dabei werden FachsemesleI" im Teilzeitstatus nur zur Hälfte gezählt.

PrOfungsausschuss eine dritte PrOfenn oder ein dritter prOfer zur
Bewertung der Abschlussarbeit bestimmt. In diesem Fall wird die Note
der Abschlussarbeit aus dem arithmetischen Mittel der belden besseren
Noten gebildet. Oie Abschlussarbelt kann Jedoch nur dann als
"ausreichend" (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei
Noten "ausreichend" (4,0) oder besser sind.

(3) Die Bewertung ist den Studierenden nach spätestens acht Wochen
mitzuteilen.

§ 17
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten

und Bestehen der Master-Prüfung

(1) Oie Noten tor die einzelnen Fachprüfungen werden von den Je­
weiligen prOfenden festgesetzt. FOr die Bewertung sind folgende Noten
zu verwenden:

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mOndlichen
PrOfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der PrOfung
ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche
profung bekanntzugeben.

(5) Wer sich in einem spateren PrOfungstermin der gleichen mOndlichen
PrOfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen
Verhältnisse als Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn,
die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Oie Zulassung erstreckt
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.

§ 16
Mündliche Prüfungen

(1) In den mündlichen PrOfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhange des
PrOfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen In diese
Zusammenhange einzuordnen vermag. Durch die mündlichen prOfungen
soll femer festgestellt werden, ob übel" breites Grundlagenwissen verfügt
\Wd,

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich Ober den
durchschnittlichen Anforderungen liegt;
eine Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Mangel
noch den Anforderungen genagt;
eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht mehr
genOgt.

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 können
Zwischenwarte gebildet werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei
ausgeschlossen.

(3) Oie mondliche PrOfung Ober ein Modul dauert in der Regel
mindestens 15 und höchstens 25 Minuten.

(2) Mündliche PrOfungen werden entweder vor einer oder einem PrO­
fenden in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder
vor zwei PrOfenden (KollegialprOfung) als Einzelprüfung abgelegt. Bei
einer KolieglalprOfung, die sich Ober den Inhart mehrerer Kurse erstreckt,
wird die Kandidalln oder der Kandidat zu jedem Kurs grundstltzlich nur
von einer oder einem PrOfenden geprOft. Bei einer PrOfung durch eine
oder einen PrOfenden ist vor der Festsetzung der Note gemäß § 17 Abs.
1 die oder der Beisitzende zu hören. Bei einer KollegialprOfung legen die
PrOfenden die Note gemeinsam fest.

•
(2) Eine FachprOfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens
"ausreichend" (4,0) bewertet ist.

(3) Die Master-PrOfung ist bestanden, wenn samtliche Leistungs­
nachweise nach § 12 Abs. 1 vortiegen, sämtliche Fachprilfungen nach §
13 Abs. 2 bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 15 mit
mindestens "ausreichend" bewertet wurde.

(4) Oie Gesamtnote der bestandenen Master-PrOfung errechnet sich
aus einem gewichteten Durchschnitt der Noten der FachprOfungen und
der Note der Abschlussarbeit. Dabei gehen die Noten der
Fachprilfungen nach § 13 Abs. 2 jeweils mit einfachem Gewicht und die
Note der Abschlussarbeit mit dem zweifachen Gewicht In die
Berechnung ein. Die Gesamtnote lautet

(7) Ferner bleiben Fachsemester in angamessenem Umfang, höchstens
Jedoch bis zu zwei Semestern, unberOckslchtigt, wenn die Kandldatin
oder der Kandidat nachweislich während dieser Zeit als ge'Nähltes Mit­
glied in gesetzJich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen
Organen der Hochschule tätig war.

(8) UnberOcksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge einer
Behinderung, höchstens jedoch bis zu visr Semestem.

(9) Wer eine PrlUungsleistung bei Vortiegen der Voraussetzungen nach
den Absätzen 3 bis 8 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note
die PrOfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Oie Prilfung
ist zum nächsten PrOfungstermln abzulegen, bei mündlichen Prüfungen
innerhalb von sechs Monaten.

bel einem Durchschnitt bis 1,5 =
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5 =

sehr gut,
gut,

4

5 = nicht ausreichend =

4 = ausreichend =

3 = befriedigend =

1 = sehr gut
2=gut =

bel einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5 == befriedigend,
bel einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0 = ausreichend.

(5) Bel der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle
hinter dem Komma berOcksichtigt; aUe weiteren Stellen werden ohne
Rundung gestrichen.

(6) Anstelle der Gesamtnote "sehr gur nach Absatz 4 wird das Ge..
samturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die
Abschlussarbeil mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt der Noten der
FachprOfungen nicht schlechter als 1,5 ist.

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann eine PrOfungslelstung der
Master-PrOfung, die nicht bestanden Ist oder als nicht bestanden gilt,
zweimal wiederholt werden. Eine mit "nicht ausreIchend" bewertete
"Abschlussamelt kann einmal wiederholt werden. Eine ROckgabe des
Themas der Abschlussarbeit in der In § 14 Abs. 6 genannten Frtst Ist
jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der
Anfertigung der ersten Abschlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen
Gebrauch gemacht hatte. Außer bei Freiversuchen nach Absatz 4 Ist die
Wiederholung einer bestandenen PrOfungsleistung nicht zulässig. Oie
oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses erteilt der Kandidatin
oder dem Kandidaten hierOber einen schrifUichen Bescheid, der auch
darOber Auskunft gibt, ob die PrOfungsleistung wiederholt werden kann.

(2) Eine zweite Wiederholung der Abschlussarbeit Ist ausgeschlossen.

(3) Legt eine Kandldatin oder ein Kandidat Innerhalb der Regelstudien­
zeit zu dem In Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt und nach
ununterbrochenem Studium eine PrOfungsleistung in den Wahlfachem
nach § 13 Abs. 2 ab und besteht sie oder er diese Prilfung nicht, so gilt
sie als nicht untemommen (Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch Ist
ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die PrÜfung aufgrund eines
ordnungswidrtgen Verhaltens, lnsbesondsrs eines Täuschungsversuchs,
für nicht bestanden erklärt wurde.

(5) Bei der Berechnung des In Absatz 4 Satz 1 genannten Zeitpunktes
bleiben Fachsemester unberOcksichtlgt und gelten nicht als Unter­
brechung, während derer die Kandidatln oder der Kandidat nachweislich
wegen langerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbesondere
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzrrlst In die
Vortesungszeit fallen. FOr den Fall der Erkrankung Ist es erfordertich.
dass die Kandldatin oder der Kandidat unverzOglieh eine amtsärztliche
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung des amtsarztliche
Zeugnis vortegt. das die medizinischen Befundtatsachen enthalt, aus
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt.

(6) UnbetOckslchtigt bleiben auch ein Auslandsstudium bis zu drei
Semestem, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an
elner ausländischen Hochschule fOr das Studienfach, in dem sie oder er
die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen mt)chte, eingeschrieben
war und darin Lehrveranstaltungan in angemessenem Umfange, In der
Regel von mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und je
Semester mindestens einen LeistungsnachweJs erworben hat.

§ 18
Wiederholung von Prüfungsleletungen der Master-PrQfung,

FreIversuch

(4) Oie viel" PrOfungslelstungen zu den FachprOfungen nach § 13 Abs. 2
werden jeweils als Freiversuch gewertet, wenn die erste
PrOfungsleistung innerhalb von einem Fachsemester, die zweite und
dritte PrOfungslerstung innerhalb von zwei Fachsemestem und die vierte
prOfungsleistung Innerhalb von drei Fachsemestern abgelegt werden.
Dabei werden FachsemesleI" im Teilzeitstatus nur zur Hälfte gezählt.

PrOfungsausschuss eine dritte PrOfenn oder ein dritter prOfer zur
Bewertung der Abschlussarbeit bestimmt. In diesem Fall wird die Note
der Abschlussarbeit aus dem arithmetischen Mittel der belden besseren
Noten gebildet. Oie Abschlussarbelt kann Jedoch nur dann als
"ausreichend" (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei
Noten "ausreichend" (4,0) oder besser sind.

(3) Die Bewertung ist den Studierenden nach spätestens acht Wochen
mitzuteilen.

§ 17
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten

und Bestehen der Master-Prüfung

(1) Oie Noten tor die einzelnen Fachprüfungen werden von den Je­
weiligen prOfenden festgesetzt. FOr die Bewertung sind folgende Noten
zu verwenden:

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mOndlichen
PrOfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der PrOfung
ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche
profung bekanntzugeben.

(5) Wer sich in einem spateren PrOfungstermin der gleichen mOndlichen
PrOfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen
Verhältnisse als Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn,
die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Oie Zulassung erstreckt
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.

§ 16
Mündliche Prüfungen

(1) In den mündlichen PrOfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhange des
PrOfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen In diese
Zusammenhange einzuordnen vermag. Durch die mündlichen prOfungen
soll femer festgestellt werden, ob übel" breites Grundlagenwissen verfügt
\Wd,

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich Ober den
durchschnittlichen Anforderungen liegt;
eine Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Mangel
noch den Anforderungen genagt;
eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht mehr
genOgt.

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 können
Zwischenwarte gebildet werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei
ausgeschlossen.

(3) Oie mondliche PrOfung Ober ein Modul dauert in der Regel
mindestens 15 und höchstens 25 Minuten.

(2) Mündliche PrOfungen werden entweder vor einer oder einem PrO­
fenden in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder
vor zwei PrOfenden (KollegialprOfung) als Einzelprüfung abgelegt. Bei
einer KolieglalprOfung, die sich Ober den Inhart mehrerer Kurse erstreckt,
wird die Kandidalln oder der Kandidat zu jedem Kurs grundstltzlich nur
von einer oder einem PrOfenden geprOft. Bei einer PrOfung durch eine
oder einen PrOfenden ist vor der Festsetzung der Note gemäß § 17 Abs.
1 die oder der Beisitzende zu hören. Bei einer KollegialprOfung legen die
PrOfenden die Note gemeinsam fest.

•
(2) Eine FachprOfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens
"ausreichend" (4,0) bewertet ist.

(3) Die Master-PrOfung ist bestanden, wenn samtliche Leistungs­
nachweise nach § 12 Abs. 1 vortiegen, sämtliche Fachprilfungen nach §
13 Abs. 2 bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 15 mit
mindestens "ausreichend" bewertet wurde.

(4) Oie Gesamtnote der bestandenen Master-PrOfung errechnet sich
aus einem gewichteten Durchschnitt der Noten der FachprOfungen und
der Note der Abschlussarbeit. Dabei gehen die Noten der
Fachprilfungen nach § 13 Abs. 2 jeweils mit einfachem Gewicht und die
Note der Abschlussarbeit mit dem zweifachen Gewicht In die
Berechnung ein. Die Gesamtnote lautet

(7) Ferner bleiben Fachsemester in angamessenem Umfang, höchstens
Jedoch bis zu zwei Semestern, unberOckslchtigt, wenn die Kandldatin
oder der Kandidat nachweislich während dieser Zeit als ge'Nähltes Mit­
glied in gesetzJich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen
Organen der Hochschule tätig war.

(8) UnberOcksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge einer
Behinderung, höchstens jedoch bis zu visr Semestem.

(9) Wer eine PrlUungsleistung bei Vortiegen der Voraussetzungen nach
den Absätzen 3 bis 8 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note
die PrOfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Oie Prilfung
ist zum nächsten PrOfungstermln abzulegen, bei mündlichen Prüfungen
innerhalb von sechs Monaten.

bel einem Durchschnitt bis 1,5 =
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5 =

sehr gut,
gut,

4
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§ 19 
ZeugnIs 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-PrOfung bestanden, 
emält sIe oder er Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. In das Zeugnis wer­
den die Gesamtnole, die Noten der FachprUfungen, der gewählte 
Vertiefungsbereich so'NIe das Thema der AbschlussarbeIt und deren 
Note aufgenommen. FUr die FachprOfungen werden zusätzlich die 
Bezeichnungen der geprCltten Kurse aufgenommen. Auf Antrag wird in 
das Zeugnis auch die bis zum Abschluss der Master-PrOfung benötigte 
Fachstudiendauer aufgenommen. 

(2) Das Zeugnis wird unverzüglich, möglichst innerhalb von vier 
Wochen nach dem Erbringen der letzten Studien- oder prorungsleistung, 
ausgestellt. Es ist von der oder dem Vorsitzenden des 
profungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des Zeugnisses Ist 
der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien" oder PrOfungslelstung 
erbracht Ist. 

(3) Ist die Master-PrOfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
stenden, erteilt die oder der Vorsilzende des PrOfungsausschusses der 
Kandldatin oder dem Kandidaten hierOber einen schriftlichen Bescheid. 
Die Master-Prüfung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht bestanden), 
sobald eine PrOfungsleistung oder die Abschlussarbelt nach 
Ausschöpfen der Wiederholungsmögllchkelten nicht bestanden ist (bzw. 
ais nicht bestanden gilt). Der Bescheid Ober die nicht bestandene 
Master..PrOfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-PrQfung nicht 
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vor1age der ent­
sprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt. die 
die erbrachten Prt.lfungslelstungen und deren Noten sowie die nicht 
erbrachten PrGfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Master-Prt.lfung nicht bestanden ist. 

§ 20 
Master-Urkunde 

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandi.. 
daten die Master-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses 
ausgehändigt. Darin wird die Verleihung des Master-Grades gemäß § 3 
beUrkundet. 

(2) Die Master-Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des 
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen. 

IV. Sc h I u s sb e s tim m u n gen 

§ 21 
Ungültigkeit der Master..PrOfung,
 
Aberkennung des Master-Grades
 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer PrOfung getäuscht 
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt. kann der Prt.lfungsausschuss nachträglich die Noten für 
diejenigen PrOfungsleistungen, bei deren Erbringung getäuscht worden 
ist. entsprechend berichtigen und die PrOfung ganz oder teilweise für 
nicht bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer Prllfung 
nicht erfOUt. ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierOber 
täuschen wollte. und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt. wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung 
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter 
Beachtung des Vel'lNaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls 
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 
Satz 2 ist nach einer Frist von fOnf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeSChlossen. 

(5) Ist die PrOfung insgesamt fOr nicht bestanden erklärt worden, ist der 
Master-Grad abzuerkennen und die Master-Urkunde einzuziehen. 

§22
 
Einsicht In dCe Prüfungsakten
 

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des PrOfungsverfahrens wird 
der Kandidatin oder dem Kandidaten euf Antrag in angemessener Frist 
Einsicht In seine schriftlichen PrOfungsarbeiten, die darauf bezogenen 
Gutachten der Profenden und In die PrOfungsprotokolle g8'NIhrt. 

(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des PrOfungsaus­
schusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses 
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

§ 23 
In-Kraft-Treten und Verö,ffentllchung 

Diese PrOfungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2003 In Kraft. 
Sie wird In den Amtlichen Mitteilungen der FemUniversltät In Hagen 
veröffentncht. 

Ausgefertigt u"nd genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichs­
rates des Fachbereichs Informatik vom 31.03.2003 und des Rektorats 
der FemUniversiUlt in Hagen vom 29.04.2003. 

Hagen. den 05. Mai 2003 

Der Dekan des 
Fachbereichs Informatik 

d';Fr)unl:jrslläl In" 
;1.V~ 
Universitätsprofessor Dr. Rutger Verbeek 

•
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§ 19
ZeugnIs

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-PrOfung bestanden,
emält sIe oder er Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. In das Zeugnis wer­
den die Gesamtnole, die Noten der FachprUfungen, der gewählte
Vertiefungsbereich so'NIe das Thema der AbschlussarbeIt und deren
Note aufgenommen. FUr die FachprOfungen werden zusätzlich die
Bezeichnungen der geprCltten Kurse aufgenommen. Auf Antrag wird in
das Zeugnis auch die bis zum Abschluss der Master-PrOfung benötigte
Fachstudiendauer aufgenommen.

(2) Das Zeugnis wird unverzüglich, möglichst innerhalb von vier
Wochen nach dem Erbringen der letzten Studien- oder prorungsleistung,
ausgestellt. Es ist von der oder dem Vorsitzenden des
profungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des Zeugnisses Ist
der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien" oder PrOfungslelstung
erbracht Ist.

(3) Ist die Master-PrOfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
stenden, erteilt die oder der Vorsilzende des PrOfungsausschusses der
Kandldatin oder dem Kandidaten hierOber einen schriftlichen Bescheid.
Die Master-Prüfung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht bestanden),
sobald eine PrOfungsleistung oder die Abschlussarbelt nach
Ausschöpfen der Wiederholungsmögllchkelten nicht bestanden ist (bzw.
ais nicht bestanden gilt). Der Bescheid Ober die nicht bestandene
Master..PrOfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-PrQfung nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vor1age der ent­
sprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt. die
die erbrachten Prt.lfungslelstungen und deren Noten sowie die nicht
erbrachten PrGfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die
Master-Prt.lfung nicht bestanden ist.

§ 20
Master-Urkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandi..
daten die Master-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses
ausgehändigt. Darin wird die Verleihung des Master-Grades gemäß § 3
beUrkundet.

(2) Die Master-Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

IV. Sc h I u s sb e s tim m u n gen

§ 21
Ungültigkeit der Master..PrOfung,
Aberkennung des Master-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer PrOfung getäuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt. kann der Prt.lfungsausschuss nachträglich die Noten für
diejenigen PrOfungsleistungen, bei deren Erbringung getäuscht worden
ist. entsprechend berichtigen und die PrOfung ganz oder teilweise für
nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer Prllfung
nicht erfOUt. ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierOber
täuschen wollte. und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung
des Zeugnisses bekannt. wird dieser Mangel durch das Bestehen der
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter
Beachtung des Vel'lNaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2
Satz 2 ist nach einer Frist von fOnf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeSChlossen.

(5) Ist die PrOfung insgesamt fOr nicht bestanden erklärt worden, ist der
Master-Grad abzuerkennen und die Master-Urkunde einzuziehen.

§22
Einsicht In dCe Prüfungsakten

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des PrOfungsverfahrens wird
der Kandidatin oder dem Kandidaten euf Antrag in angemessener Frist
Einsicht In seine schriftlichen PrOfungsarbeiten, die darauf bezogenen
Gutachten der Profenden und In die PrOfungsprotokolle g8'NIhrt.

(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des PrOfungsaus­
schusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

§ 23
In-Kraft-Treten und Verö,ffentllchung

Diese PrOfungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2003 In Kraft.
Sie wird In den Amtlichen Mitteilungen der FemUniversltät In Hagen
veröffentncht.

Ausgefertigt u"nd genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichs­
rates des Fachbereichs Informatik vom 31.03.2003 und des Rektorats
der FemUniversiUlt in Hagen vom 29.04.2003.

Hagen. den 05. Mai 2003

Der Dekan des
Fachbereichs Informatik

d';Fr)unl:jrslläl In"
;1.V~
Universitätsprofessor Dr. Rutger Verbeek
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§ 19
ZeugnIs

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-PrOfung bestanden,
emält sIe oder er Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. In das Zeugnis wer­
den die Gesamtnole, die Noten der FachprUfungen, der gewählte
Vertiefungsbereich so'NIe das Thema der AbschlussarbeIt und deren
Note aufgenommen. FUr die FachprOfungen werden zusätzlich die
Bezeichnungen der geprCltten Kurse aufgenommen. Auf Antrag wird in
das Zeugnis auch die bis zum Abschluss der Master-PrOfung benötigte
Fachstudiendauer aufgenommen.

(2) Das Zeugnis wird unverzüglich, möglichst innerhalb von vier
Wochen nach dem Erbringen der letzten Studien- oder prorungsleistung,
ausgestellt. Es ist von der oder dem Vorsitzenden des
profungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des Zeugnisses Ist
der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien" oder PrOfungslelstung
erbracht Ist.

(3) Ist die Master-PrOfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
stenden, erteilt die oder der Vorsilzende des PrOfungsausschusses der
Kandldatin oder dem Kandidaten hierOber einen schriftlichen Bescheid.
Die Master-Prüfung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht bestanden),
sobald eine PrOfungsleistung oder die Abschlussarbelt nach
Ausschöpfen der Wiederholungsmögllchkelten nicht bestanden ist (bzw.
ais nicht bestanden gilt). Der Bescheid Ober die nicht bestandene
Master..PrOfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-PrQfung nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vor1age der ent­
sprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt. die
die erbrachten Prt.lfungslelstungen und deren Noten sowie die nicht
erbrachten PrGfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die
Master-Prt.lfung nicht bestanden ist.

§ 20
Master-Urkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandi..
daten die Master-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses
ausgehändigt. Darin wird die Verleihung des Master-Grades gemäß § 3
beUrkundet.

(2) Die Master-Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

IV. Sc h I u s sb e s tim m u n gen

§ 21
Ungültigkeit der Master..PrOfung,
Aberkennung des Master-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer PrOfung getäuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt. kann der Prt.lfungsausschuss nachträglich die Noten für
diejenigen PrOfungsleistungen, bei deren Erbringung getäuscht worden
ist. entsprechend berichtigen und die PrOfung ganz oder teilweise für
nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer Prllfung
nicht erfOUt. ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierOber
täuschen wollte. und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung
des Zeugnisses bekannt. wird dieser Mangel durch das Bestehen der
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter
Beachtung des Vel'lNaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2
Satz 2 ist nach einer Frist von fOnf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeSChlossen.

(5) Ist die PrOfung insgesamt fOr nicht bestanden erklärt worden, ist der
Master-Grad abzuerkennen und die Master-Urkunde einzuziehen.

§22
Einsicht In dCe Prüfungsakten

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des PrOfungsverfahrens wird
der Kandidatin oder dem Kandidaten euf Antrag in angemessener Frist
Einsicht In seine schriftlichen PrOfungsarbeiten, die darauf bezogenen
Gutachten der Profenden und In die PrOfungsprotokolle g8'NIhrt.

(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des PrOfungsaus­
schusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

§ 23
In-Kraft-Treten und Verö,ffentllchung

Diese PrOfungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2003 In Kraft.
Sie wird In den Amtlichen Mitteilungen der FemUniversltät In Hagen
veröffentncht.

Ausgefertigt u"nd genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichs­
rates des Fachbereichs Informatik vom 31.03.2003 und des Rektorats
der FemUniversiUlt in Hagen vom 29.04.2003.

Hagen. den 05. Mai 2003

Der Dekan des
Fachbereichs Informatik

d';Fr)unl:jrslläl In"
;1.V~
Universitätsprofessor Dr. Rutger Verbeek
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Grundsätze der FernUniversität Hagen
für die Genehmigung von In- und An-Instituten

Einführung

Mit In-Kraft-Treten des neuen Hochschulgesetzes (HG) vom 14.03.2000 ist die staatliche
Anerio;ennung von Einrichtungen an den Hochschulen entfallen.

Dies betr[fft auch die so genannten An-Institute. Den Hochschulen ist dadurch selbst die
Verantwortung für das Vorliegen der Ar1erio;ennungsvoraussetzungen und für die Qualität der
Arbeit dieser Einrichtungen übertragen worden.

Auf Wunsch des Rektorats wurden daher Grundsätze zur Genehmigung von An-Instituten
erarbeitet.

Das Rektorat hat ebenfalls die Letzt-Entscheidungskompetenz fClr die Anerkennung von so
genannten ln-Instituten, so dass auch insoweit Regelungsbedarf für entsprechende Grund­
sätze entstanden ist.

Mit dem vortiegenden Papier sollen allgemeingültige Grundsätze geschaffen werden, um
eine transparente Grundlage für den Ablauf des Gremienverfahrens zur Einrichtung von 11'1­
und An-Inst~uten zu schaffen und Richtlinien Iilr die zu treffenden Entscheidungen verfügbar
zu machen.

11'1- und An-Inst~ute werden als wertvoller Beitrag erachtet, die Aufgaben der FernUniversität
zu unterstützen, ln-Institute bündeln und intensivieren übergreifend Aktivitäten einzelner
lehrstühie. An-Institute vertiefen und verbre~em wissenschaftliche Akliv~äten. die von der
FernUniversität selbst nicht wahrgenommen werden können.

IA. ln-Institute

I. Rechtliche Grundlagen

1. § 29 Ho<:hs<:hulgesetz

§ 29 - Wissenschaftliche Eimichtungen und Betriebseinheiten (Auszug)

.Unter der Verantwortung eines Fachbereichs oder mehrerer Fachbereiche können
wissenschaftliche Einrichtungen errichtet werden, soweit für die Durchführung einer
Aufgabe auf dem Gebiet von Forschung und lehre in größerem Umfang Personal­
und Sachmillel bereitgestellt werden müssen; für gleiche oder verwandte Fächer soll
nur eine wissenschaftliche Einrichtung errichtet werden,'

2. § 23 der Grundordnung der FernUniversität Hagen

§ 23 - Wissenschaftliche Einrichtungen der Fachbereiche (Auszug)

.Unter der Verantwortung eines Fachbereichs oder mehrerer Fachbereiche können
unter Berücksichtigung des Hochschulentwicklungsplans wissenschaftliche Einrich­
tungen (Institute, Seminare) gebiidet werden, soweit für die Durchführung einer Auf­
gabe auf dem Gebiet von Forschung und Lehre in größerem Umfang Personal und
Sachmillel des Fachbereichs ständig bereitgestellt werden müssen, Für gleiche oder
verwandte Fächer soll nur eine wissenschaftliche Einrichtung gebildet werden. Ist ei­
ne wissenschafUiche Einrichtung fachlich mehreren Fachbereichen zugeordnet, so
sind der verantwortliche Fachbereich und die Beteiligung der anderen Fachbereiche
festzulegen. Die Aufgaben der wissenschaftlict1en Einrichtungen sind bei ihrer Er­
richtung zu bestimmen'

Dt2.eJIUt 2.3.
Hochschulpl.nUIlg Wld Ahdcmi,eh< Angelc~nheit.n
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lI.yerfahrensschritte zur Einrichtung von In-lnstituten

1. AntragsteIlung

Die Antragsteller/-innen erarbeiten unter Berocksichtigung der irl § 29 HG geregelten
Vorgaben eine Verwaltur'1gs- uild Benutzungsordnung der wissenschaftlichen Ein­
richtung. aus der sich insbesondere auch die geplanten Aufgaben des
ln-Instituts ergeoen, Aus dem Antrag muss der personelle und sächlictle Ressour­
cenbedarf hervorgehen und aus welchen Milleln dieser in Anspruch genommen wer­
den soll. Eine wsätzliche Belastung des Hochschulhausha~s zur Deckung des Be­
darfs fOr das ln-Institut ist niCht möglich. IdR soll ein In-Instrtut aus einem Zusam­
menschluss von mindestens drei Lehrgebielen bestehen.

Eine Vorabstimmung mit der Verwaltung - Dez. 2.3.- wird empfohlen.

2. Fachbereichsratsbeschluss I FachbereichsralslJ.eschlüsse

Der Antrag auf Einrichtung des ln-Instituts wird zunächst in den zuständigen Fachbe­
reichsrat _bei Einbindung mehrerer Fachbereiche, in die beteiligten Fachbereichsräte
_ unter Beifügung des EntwlJrfs der Verwaitungs- und Benulzungsordnung einge­
bracht. Der Fachbereichsrat beschließVdie Fachbereichsräte beSChließen über die
Einrichtung der wissenschaftlichen Einrichtung. Gleichzeitig erfolgt die Zustimmung
zum EntwlJrf der Verwaltungs- und Benulzungsordnung des geplanten ln-Instituts.

3. Weiterleitung des Elnrichlungsanlrags an das Rektorat

Der Beschlussldie Beschlüsse des Fachbereichsrateslder Fachbereichsräte wird !
werden dem Rektorat gemeinsam mit dem Antrag auf Einrichtung des ln-Instituts und
dem EntwlJrf der Verwaltungs- und Benulzungsordnung zur Genehmigung zugeleitet.
Die in § 29 HG und in der Grundordnung genannten Kriterien sind bei der Antrag­
steilung zu beachten. Die Verwaltung erstellt hierzu eine Stellungnahme.

4. Genehmigung der Einrichtung des In·lnstituts

Die Gründung des ln-Instituts wird nach Abschluss des Gremienverfahrens (Fachbe­
reichsrat. Rektorat) vom Rektorat genehmigt oder ggfls. abgelehnt.

5. Berichlspflicht

Das In-Instilut ist verpflichtet. alle zwei Jahre einen Bericht über seine Aktivitäten zu
erstellen und diesen über die Dekaninlden Dekan des FaChbereichs bzw. der Fach­
bereiche dem Rektorat vorzuiegen.

I B. An-Institute

I. Recht iche Grundlag!l.!).

1. § 32 Hochschulgesetz

§ 32 - Einrichtungen an der Hochschule

.Das Rektorat kann eine außemalb der HochSchule befindliche Einrichtung, die wis­
senschaftliche Aufgaben erfülk. als Einrichtung der Hochschule anerilennen. Die An­
erkennung soll nur ausgesprochen werden, wenn die Aufgaben nicht von einer Ein­
richtung der Hochschuie übernommen werden können, Die anerkannte Einrichtung
wirkt mit der Hochschule zusammen, Die rechtliche Seibständigkeit der Einrichtung
und die Rechtsstellung der Bediensteten in der Einrichtung werden dadurch nicht be­
rührt:

tkzernat 2.3.
Hochschulpbnung und Ahd<mi$~h< Angelegenheiten
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2. § 9 der Grundordnung der FernUniversität Hagen

§ 9· Allfgaben des Rektorats (Auszug)

(1) .Das Rektorat leilet die FernUniversität. Es ist für alle Angelegenheiten und Ent­
scheidungen der FernUniversität zuständig. fijr die das Hochschulgesetz nichl
ausdrücl<lich eine andere Zusläl1digke~ festlegt. Das Rektorat entscheidet in
Zweifelsfällen über die Zuslär'1digke~ der Gremien, Funktionsträgerinnen und
Funklionslräger. Es ist insbesondere zuständig fOr.

(, .. )
die Anerkennung einer außerhalb der FernUrliversilät befindlichen Einrich­
tung, die wissenschaftliche Aufgaben erfüm, als Einrichtung an der FernUni­
versität (An-Institut)."

I. Künft"ge Anerkennungskriwrien 1Berlchts(1fJicht

1. Die Anerkennung eines An-Instituts erfolgt nach Beratung des Antrages in den uni­
versitätsintemen Gremien durch das Rektorat. Ein Rechtsanspruch einer Antragslel­
lerinleines AIltragsleliers auf Anerkennung als An-Institut besteht nicht.

2. Die Anerkennung des ArHnst~uts wird zunächst alJl vier Jahre ertem. Mit der Aner­
kennung durch die FernUniversität ist das Nlllzungsrecht des An-Instituts hinsiChtlich
des Namens und des Logos der FernUniversität verbunden, Das An-Institut ist ver~

pflichtet. sechs Monate vor Ablauf der Genehmigungsfrist einen Aktivitätsbereicht,
aus dem das Verfolgen der salZungsgemäßen Ziele des An-Instituts ersichtlich wird,
dem Rektorat der FernUniversität vorzulegen. Danach entscheidet dieses Ober die
unbefristete Verlängerung der Anerkennung.

3. Auch ein unbefristet anertanntes All-Institut ist verpflichtet, dem Rektorat alle vier
Jahre einen Aktivitätsbericht nach Ziffer B Ii 2. Vorzulegen.

4, Als An-Institute können nur auß.erhalb der FemUniversität befindliche Einrichtungen.
die wissenschaftliche Aufgaben erfüllen. anerkannt werden. Sie müssen grundsätz­
lich aus Mitteln Dritter finanziert werden. Bei AntragsteIlung ist die Sicherung der
Existenz des An-Instituts fUr die folgenden vier Jahre durch geeignete Unterlagen und
Aktivitätsberichte darzulegen. Die antragsteliende Einrichtung muss rechtlich und fi­
nanziell von der Hochschule unabhängig sein,

5. Zwischen der Antragstellerinldem Antragsteller und der FernUniversität wird ein Ko­
operationsverlrag vereinbart, der die gegenseitige KostenObemahme fUr die Nutzung
der Ressourcen bzw. der Infrastruktur rege~. Eine Haftung der FernUniversität für die
Tätigkeit des An-Instituts ist auszuschließen.

6. Die Anerkennung des An-Instituts kann durch das Rektorat aus wichtigem Grund wi­
derrufen werden. insbesolldere dalln. welln durch das Verhalten des An~lnstitutsdas
Ansehen der Fernuniversität geschädigt und/oder ihr finanzieller Schaden zugelUgt
wird oder es gegen den Kooperationsvertrag verstößt sowie auch dann, wenn das
An-Inst~ut seine Ziele längere Zeit nicht verfolgt.

7, Diese Regelungen finden mit Ausnahme der Regelungen zur Ersleinrichtung auf alle
An-Institute der FemUniversität Anwendung. FCrr bestehende An-Institute sind An­
passungsvemandlungen zu fUhren, Es wird eine Übergangsfrist von vier Jahren ge­
währt,

Dezemal 2.3.
tlochschulpl.nWlg und Akademi,che Angelegenbcilen
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11. Verfahrensschritte zur Einrichtung von An-lnstituten nach § 32 HG

1. Antragslellung

Die Antragsteller/-innen erslellefl einen Anlragsentwurf zur Einrichtung eines An­
Instituts an der FernUniversität. Sie erarbeiten einen Kooperationsvertrag zwischen
dem zu grundendeIl An-Institut und der FernUniversität sowie eir'len Gesetlscilafts­
vertrag, soweit das An-Institut als GmbH oder AG geführt werden soll oder eine Sat­
zung. soweit das An-Institut als Verein tätig sein soll.

Die Verwaltung der Hochschule bietet Unterstützung und Hilfestellung bei der Antrag­
steilung. dem Entwurf des Kooperationsvertrages zwischen der FernUniversität und
dem An-Institut sowie bei dem Entwurf des Gesellschaftsvertrages (bei GrOndung ei­
ner GmbH oder eirler AG) oder der Satzung (bei Gründung eirles Vereins).

Bei der AntragsteIlung sind folgende Angaben erforderlich, die sich aus § 32 HG s0­
wie aus den bisherigen Genehmigungskriterien des MSWF ergeben:

• Arbeite1 das An-Institut eng mit der Hochschule zusammen? (Arbertsfelder und
Kontakte benennen)

• Werden überwiegend Aufgaben in der Forschung, Entwicklung oder sonstigen wis­
senschaftlichen Bereichen wahrgenommen? (Angabe, welche Arten von wissen­
schaftlichen Aufgallen wahrgenommen wird)

• Erfolgt die Zuordnung zu einem Fachbereich oder zu mehreren Fachbereichen?

• Wo liegen die Vorteile fOr den Fachbereich I die Fachbereiche und die Hochschu­
le?

• Aus welchem Gnmd können diese Aufgaben nicht von der Hochschule selbst oder
nicht in einem In-Instrtut durchgefOhrt werden?

• Welche zusätzlichen Aufgaben werden vom An-Institut übernommen?

• Sind diese Aufgaben fOr die Hochschule förderlich?

• Benennung der notwendigen personellen, räumlichen und sächlichen Ausstattung.

• Vortage des Entwurfs eines Kooperationsvertrages zwischen der Hochschule und
dem zu gründenden An-Inslrtut.

• Vortage des Gesellschaftsvertrages des An-Instituts bei einer GmbH-Gründung I
AG- Grundung oder der Satzung bei einer Vereinsgründung.

• Vortage geeigneter Unterlagen gemäß B 11 4.

2. Fachbereichsratsbeschluss I Fachbereichsratsbeschlüsse

Der Antrag auf Einrichtung eines An-Instituts wird zunächst in den zuständigen Fach­
bereichsraVdie zuständigen Fachbereichsräle eingebracht. Der Fachbereichsral be·
schließVdie Fachbereichsräte beschließen, eine Einrichtung außemalb des Fachbe­
reichs/der Fachbereiche als An-Institut anzuerkennen. Gleichzeitig erfolgl die Zu­
stimmung zu den vorgelegten weiteren Unterlagen (Kooperationsvertrag, Gesell­
schaftsvertrag oder Satzung des geplanten An-Instituts).

3. Weiterleitung des Einrichtungsantrags an das Rektorat

Der Beschluss des Fachbereichsrateslder Fachbereichsräte wird dem Rektorat ge·
meinsam mit dem Antrag auf Einrichtung des An-Instituts und allen weiteren Antrags­
unterlagen zur Genehmigung zugeleitet. Die VelWaltung erBteilt eine Stellungnahme.

[kumal2.3.
Hochs<bulplanung und Ahderni.che Angd~genheil~n
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4. Genehmigung des An-Instituts I Absc;hluss das Kooperationsvertrages

Die Anerkennung bzw. Nichtaner1<ennul'lQ als An-Institut erfolgt nach Abschluss des
Gremienvetfahrens durch das Rektorat

Der Kooperationsvertrag wird im Anschluss vom Rektor/der Rektorin und vom Koope­
rationspartnerfvon der Kooperationspartnerin unterscl1rieben.

5. Berichtspflicht

Das An-Institut ist verpflichtet. alle vier Jahre einen Bericht über seine Aktivitäten zu
erstellen. Die Vorlage dieses Berichts erfolgt sed1s Monate vor Ablauf des Genehmi­
gungszeitraums. Dieser Bericht wird dem Rektorat zur Kenntnis vorgelegt.

Dezernal 2.3.
Hochs<hulpl'DUIIg und Akademi,ch/! Angelegenheiten
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Eckdatenplan für das Studienjahr 2003/2004

1. Wintersemester 200312004

Antrag auf Einschreibung/Erstzulassung
einschließlich Belegen

Antragsfrist für Anträge auf ErtaßlErrnäßigung
der Gebühren fOr den Bezug von Femsludien­
material bei Bedürftigkeit gern. Hochschulge­
bührengesetz bei Einschreibung/Erstzulassung

Rückmeldung einschi. Belegen für
ordentlich Studierende

Antrag auf Wiederzulassung einschI.
Belegen für Gasthörer und Zweithörer

Antrag auf Studiengangwechsel oder Wechsel in einen
Studiengang

Beurtaubung von ordentlich Studierenderl

Antragsfrist fOr Arlträge auf ErlaßlErmäßigurig
der Gebührerllür den Bezug von Fernsludien­
malerial bei Bedürftigkeit gern. Hochschulge­
bührerlgesetz bei RückmeldungNViederzulassurig

Beginr'l des Semesters

Bearbertungsbeginn

Umbelegungsende

Weihnachlspause

Bearbeitungsende

Bearbeitungsfreie Zeit

Ende Wintersemesler

15.05.2003 - 15.07.2003

0106.2003 - 31.07.2003

01.10.2003

06,10.2003

24.11.2003

22.12.2003 - 0401.2004

22.02.2004

23.02.2004 • 31.03.2004

31.03.2004
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2. Sommersemester 2004

Antrag auf Einschreibung/Erstzulassung
einschließlich Belegen

Antragsfrisl für Anlräge auf ErtaßlErmäßigung
der Gebühren für den Bezug von Femstudien-
material bei Bedürftigkeit bei Einschreibung/Erstzulassung

Rückmeldung einschI. Belegen für
ordentlich Studierende

Antrag auf Wiederzulassung einschI.
Belegen für Gasthörer und Zweithörer

Antrag auf Studiengangwechsel oder Wechsel in einen
Studiengang

Beurlaubung von ordentlich Studierenden

Antrags/rist fOr Anträge auf ErtaßlErmäßigung
der Gebühren für den Bezug von Femstudien­
material bei BedOrftigkeit bei Rückmeldung/
Wiederzulassung

Beginn des Sommersemesters

Bearbeitungsbeginn

Umbelegungsende

Bearbeilungsende

Bearbeitungsfreie Zeit

Ende Sommersemester

01.12.2003 - 15.01.2004

01.12.2003 - 31.01.2004

01.04.2004

05.04.2004

. 24.05.2004

25,07.2004

26.07.2004 - 30,09.2004

30.09.2004
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Übergabe- und Versandtermine für Studienmaterial

Obergabe an Versand- Bearbeitungs- Bearbeitungs-
Dezemat4 termin beginn ende

Winlersemesler 200312004

Vorab- 23.06.2003 19.08,2003

versand

L 07.07.2003 16.09.2003 06.10.2003 19.10.2003,. 04.08.2003 07.10.2003 20.10,2003 02.11.2003,. 18.08.2003 21.10.2003 03.11.2003 16.11,2003,. 01.09.2003 04,11.2003 17,11,2003 30.11.2003

5. 15.09.2003 18,11.2003 01,12,2003 14.12,2003

6. 29.09.2003 02,12.2003 15.12,2003 11.01.2004,. 13.10.2003 1612.2003 12,01.2004 25.01,2004

6 27.10,2003 13,01.2004 26.01.2004 08.02.2004

5 10.11,2003 27.01.2004 09.02.2004 22.02.2004
9.a') 10.02.2004
9b") 24.02.2004

Sommersemester 2004

Vorab­
versand

,
2.
3.,.
5.
6.,.
7...°)

?b
0

)

7.c")

15.12,2003

05.01.2004

02.02.2004

16.02.2004

01.03.2004

15.03.2004

29.03.2004

12.04.2004

02.03.2004

16.03.2004

06.04.2004

20.04.2004

04.05.2004

18.05.2004

01.06.2004

15.06.2004

29.06.2004

13.07.2004

27.07.2004

05.04.2004
19.04.2004

03.05.2004

17.05.2004

31.05.2004

14.06.2004

28.06.2004

1804.2004
02,05.2004

16,05.2004

30,05.2004

13.06.2004
27,06.2004

11,07.1

25.07.2004

') 9ilt nUI filr Muster10sungen und Lösungshinweise

Achtung! For gesetzte Kurseinhe~en, sowie für Kurse, bei denen Disketten oder CDs eingesetzt
werden, ist eine ÜbergabefFist von mindestens 12 Wochen, d.h. drei Wochen vor den hier
angegebenen Obergabeterminen, einzuhalten,

Ubergabetermine für neuersleilte Kurse

WS 200312004

552004

15.03.2003

15.10.2003
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